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Preußen. 


5 Verordnung, 
betreffend die Dienſtvergehen der nicht richterlichen 
Beamten, die Verſetzung derſelben auf eine an⸗ 
dere Stelle oder in den Ruheſtand. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, 
König von Preußen ꝛc. ꝛc., verordnen nach dem An⸗ 
trage Unſeres Staats⸗Miniſteriums, auf Grund des 
Artikels 105 der Verfaſſungs⸗Urkunde, was folgt: 


91. Die gegenwärtige Verordnung findet, unter den 
darin ausdrücklich gemachten Beſchränkungen, auf alle in 
unmittelbarem oder mittelbarem Staatsdienſte ſtehenden 
Beamten Anwendung, die nicht unter die Beſtimmungen 
der die Richter betrefferden Verordnung vom 10. Juli d. J. 
fallen. Sie iſt nicht anwendbax auf Geiſtliche und Kirchen⸗ 


Beamte. 
Erſter Abſchnitt. 


Allgemeine Beſtimmungen über Dienſtvergehen 
und deren Beſtrafung - 


Dienſtvergehen überhaupt. 
$ 2. Dienftvergehen iſt jede Verletzung der Pflichten, 
welche dem Beamten durch ſein Amt auferlegt werden. Zu 
dieſen Pflichten gehört, daß der Beamte ſich durch fein Ver⸗ 
halten in und außer dem Amte der Achtung, des Anſehens 
und des Vertrauens würdig beweiſe, die ſein Beruf erfordert. 


Amts verbrechen. 


3. Amtsverbrechen, wegen welcher eine Beſtrafung 
nach den beſtehenden Geſetzen auf Grund eines gerichtlichen 
Verfahrens ſtattfindet, ſind nur diejenigen Verletzungen der 
Amtspflicht, welche mit einer Strafe des gemeinen Straf: 
rechts bedroht ſind, dieſelbe beſtehe in Freiheitsſtrafe oder 
einer ſchwereren Strafe, in immerwährender oder zeitiger 
Unfähigkeit zu öffentlichen Aemtern, oder in einer anderen 
immerwährenden oder zeitigen Entziehung oder Einſchrän⸗ 
kung ſtaalsbürgerlicher Rechte, in Stellung unter Polizeiauf⸗ 
ſicht, oder in einer ſolchen Geldbuße, deren Höhe ſich nach 
der Größe des verurſachten Schadens oder des geſuchten 
Gewinnes richtet. — Dieſe Beſtimmung findet Anwendung 
ohne Rückſicht darauf, ob die Handlung blos mit einer 
Strafe des gemeinen Strafrechts oder zugleich mit der 
Dienſtentlaſſung oder einer anderen der im § 5, Nr. 1 
und 2 bezeichneten Strafen bedreht iſt; fie iſt auch in den 
Fällen anwendbar, wo als Verſchärfung einer Geldbuße des 
gemeinen Strafrechts die Dienſt⸗Entlaſſung angedroht iſt. 

§ 4. Die Beſtimmung des $ 333 Allg. Landr. Th. II. 
Tit. 20 iſt nicht anwendbar, wenn nicht die Verletzung der 
Amtspflicht von dem Beamten in der Abſicht verübt worden 
iſt, ſich oder Anderen Vortheil zu verſchaffen oder dem 
Staate oder Anderen Nachtheil zuzufügen. 


Bloße Dienſtvergehen. 


§ 5. Bloße Dienſtvergehen, wegen welcher nur ein 
Disziplinar⸗Verfahren und eine Beſtrafung nach den Ber 
ſtimmungen dieſer Verordnung r ſind die nachſte⸗ 

enden Verletzungen der Amtspflicht: * 
5 1) IDieieniam Welle in den bisherigen Geſetzen blos mit 
Warnung, Verweis, Verſetzung, Suspenſion, Dienſt⸗ 
Entlaffung (Verlust des Amtes, Dienſtentſetzung, Amts⸗ 
Entfegung, Caſſation) bedroht find, oder wo zugleich 
oder ausſchließlich eine Geldbuße anderer als der im 
9 3 bezeichneten Art angedroht iſt; 
Diejenigen, welche in den bisherigen Geſetzen mit De⸗ 
gradation bedroht find, auch wenn zugleich mit ders 
ſelben irgend eine andere Strafe angedroht iſt; 
Diejenigen, welchen nur Unwiſſenheit oder Fahrläſſig⸗ 
keit (Jrrthum, Verſehen, unvorſichtigkeit, Nachläſſig⸗ 
keit, Uebereilung) zum Grunde liegt; 
4) die Entfernung ohne Urlaub oder die Ueberſchreitung 
des Urlaubs; 
5) alle anderen Verletzungen der Amtspflicht, welche nicht 
in den Strafgeſetzen vorgeſehen ſind. 

§ 6. Spricht das Geſetz bei bloßen Dienſtvergehen die 
Verpflichtung zur awildecgelſcon ene oder zum Schadenerſatz 
oder eine fonftige civilrechtiſche Verpflichtung aus, fo gehört 
die Klage der Betheiligten vor das Civilgericht. 

87, Die von einem Beamten im Amte verübten Belei⸗ 
digungen oder Thätlichkeiten werden mit den auf dieſe Ver⸗ 
gehen geſetzten Geld⸗ oder Freiheitsſtrafen auf Grund des 
gerichtlichen Verfahrens belegt. Darüber, ob gegen den 

eamten außerdem eine Disziplinarſtrafe zu verhängen ſei, 
wird lediglich im Disziplinarwege entſchieden. — Daſſelbe 
gilt, wenn Pollzeibeamte die Uebertretung der Polizeigeſetze 
dulden und ſie nicht zur gehörigen Ahndung anzeigen. 


Disziplinars und gerichtliches Verfahren wegen der 
nämlichen Thatſachen. 

8. Das Disziplinar⸗Verfahren wird dadurch nicht 
ace ee daß die e welche den Gegenſtand 
der Anſchuldigung bildet, ein gemeines Verbrechen oder Ver⸗ 
gehen, eine Webertretung oder ein Amtsverbrechen ($ 3) 
darftellt, daß wegen derſelben eine gerichtliche Verfolgung 
eingeleitet, eine Freſſprechung erfolgt oder eine ſolche Ver⸗ 
urtheilung ergangen iſt, die weder auf den Verluſt des 


2) 


3) 


Amtes lautet, noch denfelben kraft des Geſetzes (F 10) nach | 


ſich zieht. 


| 


§ 9. Im Laufe einer gerichtlichen Unterfuhung darf 
gegen den Anſchuldigten ein Disziplinarverfahren wegen der 
nämlichen Thatſachen nicht eingeleitet werden, wenn es 
nicht durch das Intereſſe des Dienſtes dringend geboten 
wird. — Wenn im Laufe eines Disziplinarverfahrens we⸗ 
gen der nämlichen Thatſachen eine gerichtliche Unterfuhung 
gegen den Angeſchuldigten eröffnet wird, ſo kann die Diszi⸗ 
plinarbehörde die Ausſetzung des Disziplinarverfahrens, 
allenfalls bis zur rechtskräftigen Erledigung des gerichtlichen 
Verfahrens, verordnen. 


Berluft des Amtes als Folge anderer Strafen. 


$ 10. Die Verurtheilung zu Zuchthausſtrafe oder Fe⸗ 
ſtungsarbeit, zu einer ſchwereren Strafe, zu immerwähren⸗ 
der oder zeitiger Unfähigkeit zu öffentlichen Aemtern, zu 
einer ſonſtigen immerwährenden oder zeitigen Entziehung 
oder Einſchränkung ſtaats bürgerlicher Rechte, oder zu der 
Stellung unter Polizeiaufſicht, zieht den Verluſt des Amtes, 
und bei den in Ruheſtand verfetzten Beamten den Verluſt 
der Penſion von feibft nach ſich, ohne daß darauf beſonders 
erkannt wird. . . 

: Unerlaubte Entfernung vom Amte, 


9 11. Ein Beamter, welcher ſich ohne den vorſchrifts⸗ 
mäßigen Urlaub von ſeinem Amte entfernt, oder den er⸗ 
theilten Urlaub überſchreitet, iſt, für die Zeit der unerlaub⸗ 
ten Entfernung, ſeines Dienſt⸗Einkommens verluſtig. 

8 12. Dauert die unerlaubte Entfernung länger als 
acht Wochen, ſo hat der Beamte die Dienſt⸗Entlaſſung ver⸗ 
wirkt. Iſt der Beamte dienſtlich aufgefordert worden, zu 
ſeinem Amte zurückzukehren, ſo tritt die Strafe der Dienſt⸗ 
Entlaſſung ſchon nach fruchtloſem Ablauf von vier Wochen 
ſeit der ergangenen Aufforderung ein. 

§ 13. Die Entziehung des Dienſt⸗Einkommens ($ 11) 
wird von derjenigen Behörde verfügt, welche den Urlaub zu 
ertheilen hat. Im Falle des Widerſpruches findet das 
förmliche Disziplinarverfahren ſtatt. 

$ 14. Die Dienſt⸗Entlaſſung kann nur im Disziplinar⸗ 
wege ausgeſprochen werden. Sie wird nicht verhängt, 
wenn ſich ergiebt, daß der Beamte ohne ſeine Schuld von 
ſeinem Amte fern geweſen iſt und ſich zugleich in der un⸗ 
möglichkeit befunden hat, den Urlaub oder deſſen Verlänge⸗ 
rung nachzuſuchen. 

$ 15. Die Einleitung eines Disziplinarverfahrens we⸗ 


gen unerlaubter Entfernung vom Amte und die Dienſt⸗ 


Entlaſſung vor Ablauf der Friſten (§ 12) iſt nicht ausge⸗ 


ſchloſſen, wenn fie durch die beſonderen Umſtände als ge: 


rechtfertigt erſcheint. 
Zuſtellung der Vorladungen ꝛc. 


$ 16. Die in dem § 12 erwähnte Aufforderung, fo wie 


alle anderen Aufforderungen, Mittheilungen, Zuſtellungen 
und Vorladungen, welche nach den Beſtimmungen dieſer 
Verordnung erfolgen, ſind gültig und bewirken den Lauf 
der Friſten, wenn fie Demjenigen, an den fie ergehen, in 


Perſon oder in ſeiner letzten Wohnung an dem Orte zuge⸗ 


ſtellt werden, wo er geſetzlich ſeinen Wohnſitz haben ſoll. 


Disziplinarſtrafen. 
$ 17. Die Disziplinarſtrafen beſtehen in: 
Ordnungsſtrafen, 
Entfernung aus dem Amte. 
§ 18. Ordnungsſtrafen find; 
Warnung. 
Verweis. 
Geldbuße. 
$ 19. Die Entfernung aus dem Amte kann beſtehen: 
1) in der Verſetzung in ein anderes Amt von gleichem 
Range, jedoch mit Verminderung des Dienſteinkom⸗ 
mens und Verluſt des Anſpruchs auf umzugskoſten, 
oder mit einem von beiden Nachtheilen. 
Dieſe Strafe findet nur auf Beamte im unmittelba⸗ 
ren Staatsdienſte Anwendung. 
2) in Dienſtentlaſſung. 2 
Dieſe Strafe zieht den Verluſt des Titels und Pen⸗ 
ſionsanſpruches von ſelbſt nach ſich; es wird darauf 
nicht befonders erkannt. 
§ 20. Welche der in den Paragraphen 17 bis 19 
beſtimmten Strafen anzuwenden ſei, iſt nach der größeren 
oder geringeren Erheblichkeit des Dienſtvergehens mit Rück⸗ 
ſicht auf die ſonſtige Führung des Angeſchuldigten zu er⸗ 
meſſen. — Die Dienſtentlaſſung muß insbeſondere dann er⸗ 
folgen, wenn der Beamte die Pflicht der Treue verletzt oder 
den Muth, den ſein Beruf erfordert, nicht bethätigt, oder 
ſich einer feindſeligen Parteinahme gegen die Staatsregie⸗ 
rung ſchuldig gemacht hat. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von dem Disziplinar⸗Verfahren. 
Verfahren für Ordnungsſtrafen. 
$ 21. Jeder Dienſtvorgeſetzte iſt zu Warnungen und 
Verweiſen gegen ſeine Untergebenen befugt. 

22. In Beziehung auf die Verhängung von Geld⸗ 
bußen iſt die Befugniß der Dienſtvorgeſetzten begrenzt, wie 
folgt: Die Vorſteher derjenigen Behörden, die unter den 
Provinzialbehörden ſtehen, können gegen untere Beamte 
Geldbußen bis zu drei Thalern verfügen. — Andere Vor: 
geſetzte der unteren Beamten dürfen ſolche Geldbußen nur 
inſofern verfügen, als ihnen die Befugniß zur Verhängung 
von Geldbußen durch beſondere Geſetze oder Inſtruktionen 


beigelegt it. Daſſelbe gilt von Poſtamts⸗Vorſtehern in Be⸗ 
zug auf ihre Untergebenen, und von Poſtinſpektoren in Be⸗ 
zug auf die unteren Beamten ihres Bezirks. — Die Pro⸗ 
vinzialbehörden find ermächtigt, die ihnen untergeorbneten 
Beamten mit Geldbuße bis zu dreißig Thalern zu belegen. 
— Gleiche Befugniß haben die Vorſteher der Gesoinekat: 
Behörden in Anſehung der bei letzteren angeſtellten unteren 
Beamten. — Die Minifter haben die Befugniß, allen ihnen 
unmittelbar oder mittelbar untergebenen Beamten Geld⸗ 
bußen bis zum Betrage des monatlichen Dienſteinkommens, 
unbeſoldeten Beamten aber bis zur Summe von dreißig 
Thalern, aufzuerlegen. — Welche Beamte zu den unteren 
u rechnen find, wird durch das Staats ⸗Miniſterium bes 
immt. 

$ 23. Gegen die Verfügung von Ordnungs- Strafen 
findet nur Beſchwerde bei der vorgeſetzten Inſtanz ſtatt. — 
Sobald die Beſchwerde erhoben wird, iſt davon derjenigen 
Behörde Anzeige zu machen, welche die Strafe verfügt hat. 


Verfahren für Entfernung aus dem Amte. 


24. Der Entfernung aus dem Amte muß ein förm- 
liches Disziplinarverfahren vorhergehen. Pr eh 
in der von einem Kommiſſar zu führenden ſchriftlichen 
Vorunterſuchung und in einer mündlichen Verhandlung nach 
den folgenden näheren Beſtimmungen. 

$ 25. Die Einleitung des Disziplinarverfahrens wird 
verfügt und der Unterſuchungskommiſſar ernannt: 

1) wenn die Entſcheidung der Sache vor den Diziplinar⸗ 
hof gehört ($ 26 Nr. I), von dem Miniſter, welcher 
dem Angeſchuldigten vorgeſetzt iſt. 

Iſt jedoch Gefahr im Verzuge, ſo kann dieſe Ver⸗ 
fügung und Ernennung vorläufig von dem Vorſteher 
der Provinzialbehörde des Reſſorts ausgehen. Es ift 
alsdann die Genehmigung des Miniſters einzuholen 
und, ſofern dieſelbe verſagt wird, das Verfahren ein⸗ 
zuſtellen. ‘ 

2) In allen anderen Fällen von dem Vorſteher der Be: 
hörde, welche die entſcheidende Disziplinarbehörde bildet 
20 Nr. 2), oder von dem vorgeſetzten Miniſter. 


Entſcheidende Behörden erſter Inſtanz. 
$ 26. Die entſcheidenden Disziplinar⸗Behörden erſter 


Inſtanz ſind: 


1) der Disziplinarhof zu Berlin ($ 31) in Anſehung der⸗ 
jenigen Beamten, zu deren Anſtellung nach den Beſtim⸗ 
mungen, welche zur Zeit der verfügten Einleitung der 
Unterſuchung gelten, eine von dem Könige oder von 
den Miniſtern ausgehende Ernennung, Beſtätigung oder 
Genehmigung erforderlich iſt; 

2) die Provinzialbehörden, als: 

die Regierungen, 

die Provinzial⸗Schulkollegien, 

die Provinzial⸗Steuer⸗Direktionen, 
die Ober⸗Bergämter. 

Vor die Provinzialbehörden gehören alle bei denſelben 
angeſtellten oder ihnen untergeordneten Beamten, welche 
nicht unter Nr. 1 begriffen ſind. — Den Provinzialbehör⸗ 
den werden gleichgeſtellt die unter den Miniſtern ſtehenden 
Central⸗Verwaltungs⸗Behörden in Dienſtzweigen, für welche 
keine Pro pinzialbehörden beſtehen. * 

9 27. In Bezug auf diejenigen Kategorien von Be: 
amten, welche nicht unter den in § 26 bezeichneten begriffen 
ſind, iſt die entſcheidende Disziplinarbehörde durch einen Be⸗ 
ſchluß des Staats⸗Miniſteriums zu beſtimmen. 

§ 28. Die Zuſtändigkeit der Provinzialbehörde kann 
von dem Staats⸗Miniſterium auf einzelne Kategorien ſol⸗ 
cher Beamten ausgedehnt werden, welche von den Miniſtern 
ernannt oder beſtätigt werden, aber nicht zu den etatsmä⸗ 
ßigen Mitgliederu einer Provinzialbehörde gehören. 


$ 29. Das Staatsminiſterium kann auf den Antrag des 
betreffenden Miniſters oder des Angeſchuldigten die Erledi⸗ 
gung einer Disziplinarſache von einer Provinzial⸗Behörde 
an eine andere verweiſen, wenn nach dem Gutachten des 
Disziplinarhofes Gründe vorliegen, aus welchen die Unbe⸗ 
fangenheit der zuſtändigen Disziplinar⸗Behörde bezweifelt 
werden kann. 


Kompetenz⸗Streitigkeiten. 


$ 30. Streitigkeiten über die Kompetenz der Disziplinar⸗ 
Behörden als ſolcher werden von dem Staatsminiſterium, 
nach Vernehmung des Gutachtens des Disziplinarhofes, 
entſchieden. > ; 

§ 31. Der Disziplinarhof befteht aus einem Präfiden: 
ten und zehn anderen Mitgliedern, von denen wenigſtens 
vier zu den Mitgliedern der beiden oberſten Gerichts höfe 
gehören müſſen. — Die Mitglieder des Disziplinarhofes 
werden von dem Könige auf drei Jahre ernannt. — Ein 
Mitglied, welches im Laufe dieſer Periode ernannt wird, 
bleibt nur bis zum Ende derſelben in Thätigkeit. — Die 
ausſcheidenden Mitglieder können wieder ernannt werden. 

2 32. Zur Erledigung der Displinarſachen iſt bei dem 
Disziplinarhofe die Theilnahme von wenigſtens fieben Mit: 
gliedern, mit Einſchluß der Vorſitzenden erforderlich. 

8 33. Bei den Provinzial⸗Behörden werden die Dis⸗ 
ziplinarſachen in beſondern Plenarſitzungen erledigt, an wel⸗ 
chen nur die etatsmäßigen Mitglieder und diejenigen Theil 
nehmen, welche eine eratsmäßige Stelle verſehen. Alle zur 
Theilnahme Berufenen haben ein volles 1 auch 
wenn die Behörde ſonſt keine kollegialiſche chtung 


hat 


1 


Vorunterſuchung. 
§ 34. In der Vorunterſuchung wird der Angeſchul⸗ 
digte vorgeladen und, wenn er erſcheint, gehört; es werden 
die Zeugen eidlich vernommen und die zur Aufklärung der 
Sache dienenden ſonſtigen Beweiſe herbeigeſchafft. i 
§ 35. Nach geſchloſſener Vorunterſuchung werden die 
Verhandlungen an die Behörde eingeſandt, welche die Ein⸗ 
leitung der Unterſuchung verfügt hat. } . 
36. Der dem Angeſchuldigten vorgeſetzte Miniſter ift 
ermächtigt, mit Rückſicht auf den Ausfall der Vorunterſu⸗ 
chung das fernere Verfahren einzuſtellen und geeigneten 
Falles nur eine Ordnungsſtrafe zu verhängen. — Iſt eine 
fonftige Behörde, welche die Einleitung der Unterſuchung 
verfügt hat, der Anſicht, daß das fernere Verfahren einzu⸗ 
ſtellen ſei, fo muß fie darüber an den Miniſter zu deſſen 
Beſchlußnahme berichten. 


Mündliche Verhandlung vor der entſcheidenden Behörde 
Ae Inſtanz. 
$ 37. Wird das Verfahren nicht eingeſtellt, To wird 
ein Termin zur mündlichen Verhandlung der Sache ange⸗ 
ſetzt, zu welchem der Angeſchuldigte, unter Hervorhebung 
der 8 „ welche ihm zur Laſt gelegt werden, vorzu⸗ 
laden ift. 
$ 38. Die Verrichtungen der Staats⸗Anwaltſchaft wer⸗ 
den durch einen Beamten wahrgenommen, welchen der Mi⸗ 
niſter zu dieſem Ende bezeichnet. 
30. Bei der mündlichen Verhandlung, welche in 
nicht öffentlicher Sitzung ſtattfindet, giebt zuerſt ein von 
dem Vorſitzenden der Behörde aus der Zahl ihrer 
Mitglieder ernannter Referent eine Darſtellung der 
Sache, wie ſie aus den bisherigen Verhandlungen 
d Der Angeſchuldigte wird vernommen. Es wird 
arauf der Beamte der Staatsanwaltſchaft mit ſeinem Vor⸗ 
und Antrage und der Angeſchuldigte in ſeiner Vertheidi⸗ 
gung gehört, Dem Angeſchuldigten ſteht das letzte 
Wort zu. 
§ 40, Wenn die Behörde auf den Antrag des Ange⸗ 
ſchuldigten oder des Beamten der Staats-Anwaltſchaft, oder 
auch von Amts wegen die Vernehmung eines oder mehrerer 
Zeugen, ſei es durch einen Kommiſſar, oder mündlich vor der 
Behörde ſelbſt, oder die Herbeiſchaffung anderer Mittel zur 
Aufklärung der Sache für angemeſſen erachtet, ſo erläßt ſie 
die erforderliche Verfügung und vertagt nöthigenfalls die 
Fortſetzung der Sache auf einen anderen Tag, welcher dem 
Angeſchuldigten bekannt zu machen iſt. 
$ 41. Der Angeſchuldigte, welcher erſcheint, kann ſich 
des Beiſtandes eines Advokaten oder Rechts⸗Anwaltes als 
Vertheidigers bedienen. Der nicht erſcheinende Angeſchul⸗ 
digte kann ſich nicht vertreten laſſen; es ſei denn, daß ihm 
die entſcheidende Behörde die Vertretung durch einen Advokaten 
oder Rechts-Anwalt in der Vorladung oder ſpäter geſtattet 
hat. Der Behörde ſteht es jederzeit zu, das perſönliche Er⸗ 
ſcheinen des Angeſchuldigten nachträglich zu verordnen, 


Entſcheidung erſter Inſtanz. 

9 42. Die Entſcheidung, welches die Gründe derſelben 
enthalten muß, wird in der Sitzung, in welcher die münd⸗ 
liche Verhandlung beendigt worden iſt, oder in einer der 
nächſten Sitzungen verkündigt. — Die Entſcheidung kann 
auch auf eine bloße Ordnungsſtrafe lauten. 

§ 43. Ueber die mündliche Verhandlung wird ein Pro⸗ 
tokoll aufgenommen, welches die Namen der Anweſenden 
und die weſentlichen Momente der Verhandlung enthalten 
muß. Das Protokoll wird von dem Vorſitzenden und dem 
Protokollführer unterzeichnet. 

$ 44. Das Rechtsmittel des Einſpruches (Reſtitution 
oder Oppoſition) findet nicht ſtatt. 

Berufung an das Staats-Miniſterium. 

9 45. Gegen die Entſcheidung iſt die Berufung an 
das Staats⸗Mimiſterium unter folgenden näheren Beſtim⸗ 
mungen zuläſſig: Dem Angeſchuldigten ſteht ſie gegen jede 
Entſcheidung zu, durch welche ſeine Entfernung aus dem 
Amte ausgeſprochen iſt; dem Beamten der Staats⸗Anwalt⸗ 
ſchaft 9 75 jede Endentſcheidung. f 3 

9 46. Die Anmeldung der Berufung geſchieht bei der 
Behörde, welche die anzugreirende Entſcheidung erlaſſen hat. 
Die Friſt zu dieſer Anmeldung iſt eine vierwöchentliche, 
welche mit dem Ablaufe des Tages, an welchem die Ent⸗ 
ſcheidung verkündigt worden iſt, und für den Angeſchuldig⸗ 
ten, welcher hierbei nicht zugegen war, mi: dem Ablaufe des 
Tages beginnt, an welchem ihm die Entſcheidung zugeftellt 
worden iſt. 

§ 47. Das Staats⸗Miniſterium wird durch die Beru⸗ 
fung, auch wenn dieſelbe nur von dem Staats-Anwalte oder 
nur von dem Angeſchuldigten eingelegt worden, und wenn 
ſie nur gegen einzelne Beſkimmungen der Entſcheidung gerichtet 
iſt, mit der ganzen Sache eben ſo befaßt, als wenn von 
beiden Seiten die Berufung gegen den ganzen Inhalt der 
Entſcheidung e angelegt worden wäre. — Die Entſcheidung 
des Staats⸗Miniſteriums kann auch auf eine bloße Ord⸗ 
nungsſtrafe lauten. 

9 48. Das Staats: Minifterium beſchließt auf den 
Vortrag eines von dem Vorſitzenden ernannten Referenten. 

$ 49. Iſt die Berufung von der Entſcheidung einer 
Provinzialbehörde eingelegt, ſo kann das Staats-Miniſterium 
keinen Beſchluß faſſen, bevor das Gutachten des Diszipli⸗ 
narhofes eingeholt worden ill, — Der Disziplinarhof muß 
vor Erſtattung des Gutachtens den Beamten der Staats 
Anwaltſchaft in ſeinem Vor⸗ und Antrage hören. Er 
kann die Vorladung des Angeſchuldigten verordnen und die 
zur Aufklärung der Sache etwa erforderlichen ſonſtigen Ver⸗ 
fügungen erlaſſen. 

$ 50. Lautet die Entſcheidung oder das Gutachten 
des Disziplinarhofes auf Freiſprechung des Angeſchuldigten, 
ſo kann das Staatsminiſterium, wenn es den Angeſchuldig⸗ 
ten ſtrafbar findet, nicht die Strafe der Dienſtentlaſſung, 
ſondern nur eine geringere Disziplinarſtrafe verhängen, oder 
die einſtweilige Verſetzung in den Ruheſtand ($ 94) verfügen. 

$ 51. Die Entſcheidung des Staatsminiſteriums, durch 
welche die Entfernung aus dem Amte ausgeſprochen iſt, be: 
darf der Beſtätigung des Königs, wenn der Beamte von 
dem Könige ernannt oder beſtätigt worden ift, : 


Dritter Abſchnitt. 
Vorläufige Dienſtenthebung. 
Suspenſion kraft des Geſetzes. 


8 52, Die Suspenſion eines Beamten vom Amte tritt 
kraft des Geſetzes ein: 
1) wenn in dem gerichtlichen Strafverfahren ſeine Ver⸗ 
haftung beſchloſſen oder gegen ihn ein noch nicht rechts 
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kräftig gewordenes Urtheil erlaſſen iſt, welches auf den 

Verluſt des Amtes lautet, oder dieſen kraft des Ge⸗ 

Geſetzes nach ſich ziehtz i 

2) wenn im Disziplinarverfahren eine noch nicht rechts⸗ 
kräftige Entſcheidung ergangen iſt, welche auf Dienſt⸗ 
entlaſſung lautet. 

8 53. In dem im vorhergehenden Paragraphen unter 
Nr. 1 vorgeſehenen Falle hört die Suspenſion mit Ablauf 
des zehnten Tages nach Wiederaufhebung des Verhaftungs⸗ 
Beſchluſſes oder nach eingetretener Rechtskraft desjenigen 
Urtheils höherer Inſtanz, durch welches der angeſchuldigte 
Beamte zu einer anderen Strafe als der bezeichneten, ver⸗ 
urtheilt wird, von ſelbſt auf, wenn nicht vor dem Erlöſchen 
dieſer Friſt die Suspenſion vom Amte im Wege des Dis⸗ 
ziplinar⸗Verfahrens beſchloſſen wird. — Lautet das rechts⸗ 
kräftige Urtheil auf Freiheitsſtrafe, fo dauert die Suspen⸗ 
fion, bis das urtheil vollſtreckt iſt. Wird die Vollſtreckung 
des Urtheils ohne Schuld des Verurtheilten aufgehalten oder 
unterbrochen, fo tritt für die Zeit des Aufenthalts oder der 
unterbrechung eine Sehaltsverkürzung (§ 55) nicht ein. — 
In dem unter Nr. 2 erwähnten Falle dauert die Suspenſton 
bis zur Rechtskraft des in der Disziplinarſache ergehenden 
Entſcheidung. 


Suspenſion durch Verfügung. 
$ 54. Die zur Einleitung der Disziplinar⸗unterſuchung 
ermächtigte Behörde kann die Suspenſion, ſobald gegen den 
Beamten ein gerichtliches Strafverfahren eingeleitet oder die 
Einleitung einer Disziplinar⸗unterſuchung verfügt wird, oder 
auch demnächſt im ganzen Laufe des Verfahrens verfügen. 


Einfluß der Suspenſion auf das Dienſteinkommen. 


§ 55, Der ſuspendirte Beamte behält während der Sus⸗ 
penſion die Hälfte ſeines Dienſteinkommens; iſt ader wider 
ihn durch ein Erkenntniß erſter Inſtanz die Dienſtentlaſſung 
ausgeſprochen, oder iſt der Verluſt des Amtes die kraft des 
Geſetzes eintretende Folge des ergangenen Urtheiles ($ 9, 
fo wird ihm von der Zeit der Publikation des Urtheils an 
bis zur rechtskräftigen Entſcheidung der Sache nur der zum 
nothdürftigen unterhalte erforderliche Betrag, der jedoch nie⸗ 
mals die Hälfte des Dienſteinkommens übersteigen darf, ver⸗ 
abreicht. — Auf die für Dienſtunkoſten beſonders angeſetzten 
Beträge iſt bei Berechnung der Hälfte des Dienſteinkom⸗ 
mens keine Rückſicht zu nehmen. — Aus dem inne behalte: 
nen Theile des Dienſteinkommens find die Koſten der Stell: 
vertretung des Angeſchuldigten und des Unterſuchungsver— 
fahrens zu beſtreiten. 

50. Der zu den Koften ($ 55) nicht verwendete 

Theil des Einkommens wird dem Beamten nachge⸗ 
zahlt, wenn das Verfahren den Verluſt des Amtes 
dur Folge gehabt hat. — Erinnerungen über die Verwen⸗ 
dung des Einkommens ſtehen dem Richter nicht zu; wohl 
aber iſt ihm auf Verlangen eine Nachweiſung über dieſe Ver⸗ 
wendung zu ertheilen. N 

$ 57. Wird der Beamte freigeſprochen, fo muß ihm 
der innebehaltene Theil des Dienſt⸗Einkommens vollſtändig 
nachgezahlt werden. 


Vorläufige unterſagung der Ausübung der 
Amts⸗Verrichtungen. 


58. Wenn Gefahr im Verzuge iſt, kann einem Be 
amten auch von ſolchen Vorgeſetzten, die feine Suspenſton 
zu verfügen nicht ermächtigt ſind, die Ausübung der Amts⸗ 
Verrichtungen vorläufig unterſagt werden. Es iſt aber dar⸗ 
über ſofort an die höhere Behörde zu berichten. 


Vierter Abſchnitt. 


Nähere und beſondere Beſtimmungen in Betreff 
der Beamten der Zuftiz Verwaltung. 


8 59, Hinſichtlich der Beamten der Juſtizverwaltung, 
welche kein Richteramt bekleiden, gelten die nachfolgenden 
näheren Beſtimmungen. 


1. Ordnungsſtrafen gegen verſchiedene Juſtizbeamte. 

$ 60. Der Juſtizminiſter kann gegen alle Beamte Orb: 
nungsſtrafen jeder Art (88 18 und 22) verhängen, vorbe⸗ 
haltlich der in den $$ 72—75 enthaltenen Einſchränkungen. 


Beamte der Staats-Anwaltſchaft und der 
gerichtlichen Polizei. 
§ 61. Der Staatsanwalt bei einem Appellationsge⸗ 
richte (Ober⸗Staatsanwalt, General⸗Prokurator) iſt beſugt, 
gegen alle im Bezirke des Appellationsgerichts angeſtellten 
Beamten der Staatsanwaltſchaft Warnungen und Verweiſe, 
gegen die Beamten der Staatsanwaltſchaft bei den Polizei: 
gerichten (Polizei-Anwalte) und gegen die Beamten der ge⸗ 
richtlichen Polizei Warnungen, Verweiſe und Geldbuße bis 
zu zehn Thalern zu verhängen. — Die Art. 280, 281, 282 
der rheiniſchen Strafprozeßordnung ſind aufgehoben. 
$ 62. Der Staats⸗Anwalt bei einem Gerichte erſter 
Inſtanz (Ober: Prokurator) iſt befugt, allen Beamten der 
Staats-Anwaltſchaft und der gerichtlichen Polizei im Bezirke 
dieſes Gerichtes Warnungen zu ertheilen. 


Büreau und Unterbeamte. 


$ 63. Die Vorgeſetzten, welche außer dem Juſtiz⸗Mi⸗ 
niſter befugt ſind, von Amts wegen oder auf den Antrag 
des Staats⸗Anwalts gegen Büreau⸗ und Unter-Beamte der 

Gerichte, namentlich die Beamten des Sekretariats, der 

Kalkulatur, der Kaffen: und Depoſital⸗Verwaltung, der Ne: 
giſtra ur, der Kanzlei und der Exekutions⸗Vollſtreckung Ord⸗ 
nungsſtrafen zu verhängen, find: 

1) Der Erſte Praſident eines oberſten Gerichtshofes in 
Anſehang der bei demſelben angeſtellten Beamten. Die 
Geldbuße darf die Summe von dreißig Thalern nicht 
überſteigen. 

2) Der Erſte Präſident eines Appellationsgerichts in An⸗ 
ſehung der Beamten innerhalb des Appellationsgerichts⸗ 
Bezirks, mit der nämlichen Beſchränkung in Betreff der 
Geldbußen. 

3) Der Präſident oder Direktor eines Gerichts erſter IN: 
ſtanz in Anſehung der Beamten innerhalb des Bezirks 
dieſes Gerichts. Die Geldbuße darf die Summe von 
zehn Thalern nicht überſteigen. k 

4) Der Dirigent einer Kriegsgerichts⸗Deputation in Ans 
ſehung der bei derſelben angeſtellten Beamten. Die 
Geldbuße darf die Summe von drei Thalern nicht über⸗ 
ſteigen. a we, 

5) Der Einzelrichter in Anſehung der bei dem Gerichte 
(der Gerichts⸗Deputation) angeſtellten Beamten mit der 
nämlichen Beſchränkung in Betreff der Geldbuße. 


Gerichtsſchreiber, Gerichts⸗Vollzieher bei den Rheiniſchen 
Gerichten. 


§ 64. In Anſehung der Gerichtsſchreiber und Gerichts⸗ 
vollzieher, welche bei dem Rheiniſchen Reviſions⸗ und Caſſa⸗ 
tionshofe und bei den übrigen Rheiniſchen Gerichten ange 
ſtellt ſind, finden die Beſtimmungen des 63 mit der Mo⸗ 
dification Anwendung, daß Geldbußen gegen ſie nicht zu 
verhängen ſind, und die Befugniß, Warnungen und Verweiſe 
gegen Gerichtsvollzieher auszuſprechen, nur den Beamten 
der Staats⸗Anwaltſchaft zuſteht, und zwar: 

1) Dem General⸗Prokurator bei dem rheiniſchen Reviſions⸗ 
und Kaſſationshofe in Anſehung der bei dieſem Gerichts⸗ 
hofe angeſtellten Gerichtsvollzieher. 

2) Dem General-Prokurator bei dem Appellationsgerichts⸗ 
hofe in Anſehung derjenigen, welche in dem Appella⸗ 
tionsgerichts⸗Bezirke angeſtellt ſind. 

3) Dem Ober⸗Prokurator eines Landgerichtes in Anſehung 
derjenigen, welche in dem Bezirke dieſes Gerichtes an⸗ 
geſtellt ſind. . 


Parket Sekretäre. 
8 65. Die Befugniß, Ordnungsſtrafen gegen Parket⸗ 

Sekretäre asg zu: ohFeokn. 00m 9 

1) Den General-Prokuratoren gegen diejenigen, welche in 
deren Parket angeftellt find, dem General- Prokurator 
bei dem Appellationsgerichtshofe, außerdem gegen die⸗ 
jenigen, welche in dem Parket eines Ober⸗Prokurators 
angeſtellt ſind. Die Geldbuße darf die Summe von 
dreißig Thalern nicht überſteigen. 

2) Dem Ober-Prokurator bei einem Landgerichte gegen 
diejenigen, welche in ſeinem Parket angeſtellt ſind. Die 
Geldbuße darf die Summe von zehn Thalern nicht über⸗ 
ſteigen. 


Büreau⸗ und Unterbeamte bei den General-Kommiſſionen 
und dem Reviſions⸗Kollegium. 


§ 66. Der Dirigent einer General⸗Kommiſſion hat die 
Befugniß, die bei derſelben und in deren Bezirken angeſtell⸗ 
ten Beamten mit Warnungen, Verweiſen und Geldbußen 
bis zu dreißig Thalern zu belegen. Gleiche Befugniß hat 
der Präſident des Reviſtons, Kollegiums in Anſehung der bei 
dieſer Behörde angeſtellten Beamten. 


Spezial: Kommiffarien, 


$ 67. Die General⸗Kommiſſionen und landwirthſchaft⸗ 
lichen Regierungs-Abtheilungen find befugt, gegen die Spe⸗ 
zial⸗Kommiſſarien Warnungen, Verweiſe und Geldbußen bis 
zu dreißig Thalern endgültig zu verhängen. 


Bureau: und Unterbeamte bei dem General-Auditoriat 
und deſſen Unterbehörden. 

8 68. Der General⸗Auditeur kann die bei dem Gene: 
ral⸗Auditoriate angeſtellten oder dieſer Behörde untergeord⸗ 
neten Beamten mit Warnungen, Verweiſen und Geldbußen 
bis zu dreißig Thalern belegen. 

Beſchwerde gegen Ordnungsſtrafen. 


$ 69. Die Beſchwerde 85800 Ordnungsſtrafen geht: 

1) u 55 Fällen des $ Nr. 1 und 2 an den Juſtiz⸗ 

iniſter; 

2) in den übrigen Fällen des § 63 an den erſten Präfiben: 
ten des Appellationsgerichtes, und von deſſen Verfü⸗ 
gung an den Juſtiz⸗Miniſter; 

3) von den Verfügungen eines Beamten der Staats-An⸗ 
waltſchaft an den höheren Beamten derſelben, und von 
deſſen Verfügung an den Juſtiz⸗Miniſter; 

4) in den Fällen des § 66 an den Minifter für landwirth⸗ 
ſchaftliche Angelegenheiten; 

5) in den Fällen des § 68 an den Kriegs-Miniſter. 


2. Entfernung aus dem Amte. a 
Staats⸗Anwalte und Beamte der gerichtlichen Polizei. 

Die Beſtimmungen über die Entfernung aus dem Amte 
(25, Nr. 1, § 26 ff.) finden auf die Beamten der Staats⸗ 
Anwaltſchaft Anwendung. In Anſehung der Polizei⸗Anwalte 
und der Beamten der gerichtlichen Polizei iſt deren ſonſtige 
amtliche Eigenſchaft für die Zuſtändigkeit der Disziplinar⸗ 
Behörde maßgebend. 

Bureau: und unterbeamte. 


$ 71. Hinſichtlich der Bureau: und Unterbeamten bei 
den Gerichten ($ 63) treten folgende Modifikationen ein: 

1) Die Verfügung wegen Einleitung des Disziplinarverfah⸗ 
rens ſteht auch bei den vom Juſtiz⸗Miniſter ernannten 
Beamten dem Appellationsgerichte, und die Ernennung 
des Unterſuchungs⸗Kommiſſars dem erſten Fesſcdenten 
des Gerichts zu, unbeſchadet der Befugniß des Juſtiz⸗ 
Miniſters zu dieſer Verfügung und Ernennung. 

2 Die entſcheidende Disziplinar⸗Behörde erſter Inſtanz iſt 
das Appellationsgericht, und zwar in derjenigen Abthei⸗ 
Lunge 0 welcher der erſte Präfident gewöhnlich den 
Vorſitz führt. 

3) Der Staats⸗Anwalt bei dem Appellationsgerichte kann 
die Einleitung des Disziplinarverfahrens beantragen. 
Es werden demſelben vor dem Abſchluſſe der Vorunter⸗ 
ſuchung die Akten zur Stellung feines Antrages vor⸗ 

elegt. 

4) Wenn der Beamte bei einer General⸗Kommiſſion oder 
im Bezirke derſelben angeftellt ift, fo werden die den 
Appellationsgerichten und deren erſten Präfidenten unter 
Nr. 1 und 2 beigelegten Befugniſſe von der General⸗ 
Kommiſſion und deren Dirigenten, und wenn der Ber 
amte bei dem Reviſions⸗Kollegium angeſtellt iſt, von 
dieſer B hörde und deren Präſidenten wahrgenommen, 
unbeſchadet der Befugniß des Miniſters für landwith⸗ 
ſchaftliche Angelegenheiten, die Einleitung der unterſu⸗ 
chung zu verfügen und den Kommiſſar zu ernennen. 

5) Iſt der Beamte bei dem General⸗Auditoriate angeftellt 
oder demſelben untergeordnet, ſo werden die unter Nr. 1 
und 2 bezeichneten Befugniſſe von dem General Audi⸗ 
toriate und dem General Auditeur wahrgenommen, un⸗ 
beſchadet der Befugniß des Kriegs Mmiſters, die Ein⸗ 
leitung der Unterſuchung zu verfügen und den Kommiſ⸗ 
ſar zu ernennen. 


Beſondere Beſtimmungen für Gerichtsſchreiber und 
Gerichtsvollzieher. 

g 72. Wenn ein Gerichtsſchreiber oder Gerichtsvoll⸗ 
zieher im Bezirke des rheiniſchen Appellationsgerichtshofes 
zu Köln ein Bienſtvergehen begangen hat, welches mit ſchwe⸗ 
rerer Strafe als Verweis zu ahnden iſt, fo findet das durch 
die Verordnung vom 21. Juli 1826 vorgeſchriebene Verfah⸗ 
ren ſtatt. An der Befugniß der Gerichte, jede der im 9 3 


jener Verordnung beftimmten Strafen zu verhängen, fo wie 
über die in der Sitzung ſtattfindenden Dienſtvergehen zu er⸗ 
kennen, wird nichts geäudert, Die $$ 2 bis 10, 52 bis 54 
der gegenwärtigen Verordnung finden ebenfalls Anwendung, 
in Anſehung der Gerichtsſchreiber auch die 99 11 bis 16 und 
55 bis 57. Jedoch ſteht die Verfügung der Amts⸗Suspen⸗ 
ſion (J 54), welche auf den ſchriftlichen Antrag des Staats⸗ 
Anwalts erfolgen kann, nur dem Gerichte zu, welches in 
der Disziplinarſache zu erkennen hat, vorbehaltlich der von 
einer Verfügung des Landgerichts zuläſſigen Beſchwerde an 
den Appellations-Gerichtshof. 


Beſondere Beſtimmuugen für Advskaten, Rechtsanwalte, 
Notarien. 

73. Auf die Advokaten, Rechtsanwalte und Notarien finden 
8 4 der 8 2 bis 10 und der $$ 52 und 
54 dieſer Verordnung e acikian gelten die 

Iten K 
art ne der Notarien im Bezirke des rhei: 
niſchen Appellationsgerichtshofes zu Köln verbleibt es bei 
der Verordnung vom 25. April 1822, Wegen der Amts⸗ 
Suspenſion gelten die Beſtimmungen des letzten Abſatzes 
des 73. Die Verordnung vom 7. Juni 1844, betreffend 
die Ausübung der Disziplin über Advokaten und Anwalte, 
und die Verordnung vom 30. April 1847 über die Bildung 
eines Ehren⸗Rathes bleiben mit den nachſtehenden Modifi⸗ 
tionen in Kraft. 

AN 8 76. In 955 Fällen des § 9 der gegenwärtigen Ver⸗ 
ordnung iſt die Beſchwerde an das Appellationsgericht und 
im Bezirke des rheiniſchen Appellationsgerichtshofes an den 
Disziplinar⸗Senat zuläſſig. Die von einem Disziplinar⸗Rathe 
in Gemäßheit des § 54 verfügte Amts⸗Suspenſion bedarf 
der Beſtätigung des Disziplinar⸗Senats, wegen welcher auf 
den ſchriftlichen Antrag des General⸗Prokurators Beſchluß 
gefaßt wird. Der Disziplinar⸗Senat kann auch auf den 
ſchriftlichen Antrag des General-Prokurators die Amts⸗Sus⸗ 
penſton verfügen. 1555 5 

$ 77. Wenn ein Disziplinarrath oder ein Ehrenrath 
eine Disziplinar⸗Unterſuchung in Fällen, wo ſie ſtattfinden 
ſollte, nicht einleitet, oder wenn er die Erledigung einer ein⸗ 
geleiteten Unterſuchung in einer dem Dienſte nachtheiligen 
Weiſe verzögert, ſo kann das Appellationsgericht durch einen 
in der Plenar⸗Verſammlung gefaßten Beſchluß die Sache 
zur Unterſuchang und Entſcheidung an ſich ziehen.. te 
Zwecke der Beſchlußnahme hierüber kann der erſte Präſiden 
eine Plenar-Verſammlung berufen; ſie muß berufen werden, 
wenn eine Abtheilung des Gerichts es begehrt, oder wenn 
der Staats⸗Anwalt ſeinen mit Gründen unterſtützten ſchrift⸗ 
lichen Antrag darauf richtet. 

9 78. Wenn das Appellations⸗Gericht die Sache an 
ſich zieht, ſo beauftragt deſſen erſter Präſident einen Rich⸗ 
ter mit der Vorunterſuchung, und es kommen die Beſtim⸗ 
mungen des zweiten und dritten Abſchnitts der die Richter 
betreffenden Verordnung vom 10. Juli d. J. zur Anwen⸗ 
dung. Die Berufung ſteht dem Staats⸗Anwalte bei dem 
Appellations⸗Gerichte gegen jedes Eudurtheil, und dem An⸗ 
geſchuldigten gegen jedes Urtheil zu, welches auf eine Geld: 
buße von mehr als Einhundert Thalern, oder Dienſtentlaſ⸗ 
ſung, oder welches auf Suspenſion oder Verluſt der Eigen⸗ 
ſchaft als Advokat oder Anwalt lautet. i 

8 70. So lange für die Rechts⸗Anwalte bei den ober: 
ſten Gerichtshöfen ein Ehrenrath oder Disziplinarrath nicht 
befteht, werden die Dissiplinarfahen von dem oberſten Ge: 
richtshofe nach den Beſtimmungen des zweiten und dritten 
Abſchnittes der die Richter betreffenden Verordnung vom 
10. Juli d. J. erledigt. 

$ 80, Hinſichtlich der Disziplinarſtrafen kommt in 
Fällen der $$ 78, 79 und 81 die Verordnung vom 30ſten 
April 1847, und bei dem rheiniſchen Reviſions⸗ und Caſſa⸗ 
tionshofe, fo wie bei den übrigen rheiniſchen Gerichten, die 
Verordnung vom 7. Juni 1844 zur Anwendung. 


Dienſtvergehen der Advokaten und Rechts-Anwalte in den 
Sitzungen. 

$ 81. Wenn Dienſtvergehen eines Advokaten oder 
Rechts⸗Anwaltes in der Sitzung eines oberſten Gerichtsho⸗ 
fes, eines Appellations⸗Gerichtes, eines Schwurgerichtsho⸗ 
fes, eines Landgerichtes, Kreisgerichtes oder Stadtgerichtes 
vorfallen, ſo iſt das Gericht, welches die Sitzung hält, 
ſelbſt wenn es nur eine Abtheilung des ganzen Gerichtes 
bildet, befugt, über dieſe Vergehen ſofort oder in einer fort⸗ 
geſetzten Sitzung zu erkennen. Dieſelbe Befugniß hat das 
Gericht, oder die Abtheilung deſſelben, in Anſehung der in 
der Sitzung ermittelten Vergehen, wenn darüber ſofort er: 
kannt werden kann. 

82. Gegen die von einem anderen Gerichte, als ei⸗ 
nem oberſten Gerichtshofe erlaſſenen Urtheile findet die Be: 
rufung nach den in dem zweiten Abſatze des $ 78 enthalte: 
nen Beſtimmungen ſtatt. Im uebrigen kommen die $5 42 
und folgende des zweiten und dritten Abſchnittes der die 
Richter betreffenden Verordnung vom 10. Juli d. J. zur 
Anwendung. Der $ 1 der Verordnung vom 7. Juni 1844 
iſt aufgehoben. 


Erledigung des Amtes eines Rechtsanwaltes, Notars, 

Gerichtsvollziehers. 
. 83. Wenn ein Rechte⸗Anwalt, ein Notar oder ein Ge⸗ 
richtsvollzieher durch Blindheit, Taubheit oder ein ſonſtiges 
körperliches Gebrechen, oder durch die eingetretene Schwäche 
ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur Erfüllung ſeiner 
Amtspflichten unfähig geworden, und dieſer Zuſtand ein 
dauernder iſt, fo hat der Staats. Anwalt bei dem Appella⸗ 
tionsgerichte ihn oder ſeinen nöthigenfalls zu beſtellenden 
Kurator zur Niederlegung des Amtes aufzufordern. Geht 
innerhalb ſechs Wochen nach dieſer Aufforderung eine Er⸗ 
klärung nicht ein, oder erfolgt ein Widerſpruch, fo beſchließt 
das Appellationsgericht in der durch den § 25 der Verord⸗ 
nung vom 10. Juli d- J. vorgeſchriebenen Zuſammenſetzung, 
nachdem das im $ 63 ebendaſelbſt vorgeſchriebene und geeig⸗ 
neten Falles das im Schlußſatze des § 64 zugelaſſene Ver: 
fahren ſtaltgef nden hat, nach Anhörung des Staats⸗Anwal⸗ 
tes endgültig darüber, ob der Fall der Niederlegung des 
Amtes vorliege. Beſchließt das Gericht, daß dieſer Fall 
vorhanden ſei, fo kann der Juſtiz⸗Miniſter die Stelle für er⸗ 
ledigt erklären. 


Fünfter Abſchnitt. 


Beſondere Beſtimmungen in Betreff der Ge⸗ 
meindebeamten. 
$ 84. In Bezug auf ſolche Gemeindebeamte, die we⸗ 


der von dem Könige, noch von der Bezirks⸗Reglerung ex: 


1831 


nannt oder beſtätigt werden, gilt die nachſtehende beſonder? 3) Gänzlihe Verſetzung in den Ruheſtand mit Gewährung 


Vorſchrift. Außer dem Präfidenten der Bezirks⸗Regierung 
kann auch diejenige Behoͤrde, welcher die Ernennung oder 
Beſtätigung der Beamten zuſteht, wenn Veranlaſſung zu ei⸗ 
nem förmlichen Disziplinar⸗Verfahren vorliegt, die Einlei⸗ 
tung deſſelben verfügen und den Unterfuhungs: Kommiffar 
ernennen. Nach geſchloſſener Vorunterſuchung werden die 
Akten dem Präſidenten der Bezirks⸗Regierung überſandt. 


Sechster Abſchnitt. 


Beſondere Beſtimmungen in Betreff der Mili⸗ 
tairbeamten. — 

$ 85, In Anſehung der Militairbeamten (Beilage A 
zum Militair⸗Strafgeſetzbuch) und der Civilbeamten der Mi⸗ 
litair⸗Verwaltung iſt die Militair⸗Intendantur die entſchei⸗ 
dende Disziplinar⸗Behörde erſter Inſtanz (§ 26 Nr. Y, 
e Angeſchuldigte ein ihr untergeordneter Beam⸗ 
ter iſt. 

§ 86. Iſt der Beamte der Militair⸗Intendantur nicht 
untergeordnet, ſo verfügt der kommandirende General des 
Armee: Corps die Einleitung der Unterſuchung und ernennt 
den Kommiſſar. Die entſcheidende Disziplinar⸗Behörde er⸗ 
ſter Inſtanz iſt die Militair⸗Disziplinar⸗Kommiſſion. 

$ 87. Die Militair⸗Disziplinar⸗Kommiſſion hat ihren 
Sitz am Garniſonorte des General⸗Kommandos und beſteht 
für jedes Armee⸗Corps aus einem Oberſten als Vorſitzenden 
und ſechs anderen Mitgliedern, von welchen drei zu den 
Stabs⸗ Offizieren, Hauptleuten oder Rittmeiſtern, die übri⸗ 
gen zu den oberen Beamten der Militair⸗Verwaltung gehö⸗ 
ren müſſen. Iſt der Angeſchuldigte ein Militair-⸗Arzt, fo 
ſollen die drei letztgenannten Mitglieder der Kommiſſion 
ſtets Militair⸗Oberärzte ſein. Die Mitglieder der Kommiſ⸗ 
ſion werden von dem Kriegsminiſter ernannt. 

Die Verrichtungen der Staats-Anwaltſchaft bei 
den Militair⸗Intendanturen und Militair⸗Disziplinar⸗Kom⸗ 
miſſionen werden von dem Corps-Auditeur oder einem an⸗ 
deren durch den Kriegsminiſter bezeichneten Auditeur wahr⸗ 
genommen. 

$ 89. In Betreff der Verfügung von Disziplinarſtra⸗ 
fen, die nicht in der Entfernung aus dem Amte beſtehen, 
gegen Militär⸗Beamte kommen die auf dieſe Beamten be⸗ 
üglichen beſonderen Beſtimmungen zur Anwendung. Daſ⸗ 
elbe gilt von der Amts⸗Suspenſion aller Beamten der Mi⸗ 
litär⸗Verwalkung im Falle des Krieges. 


Siebenter Abſchnitt. 


Beſondere Beſtimmungen in Betreff der Ent⸗ 
laſſung von Beamten, welche auf Widerruf an: 
geſtellt ſind, der Referendarien u. ſ. w. 

§ 90. Beamte, welche auf Probe, auf Kündigung oder 
ſonſt auf Widerruf angeſtellt ſind, können ohne ein förmli⸗ 
ches Disziplinarverfahren von der Behörde, welche ihre An⸗ 
ſtellung verfügt hat, entlaſſen werden. Waren ſie vorher 
in einem anderen Amte ohne einen ſolchen Vorbehalt ange⸗ 
ſtellt, ſo kann die Entlaſſung aus dem Amte ohne förmli⸗ 
ches Disziplinarverfahren nicht verhängt werden. Dem auf 
Grund der Kündigung entlaſſenen Beamten iſt in allen Fäl⸗ 
len bis zum Ablaufe der Kündigung ſein volles Dienſtein⸗ 
kommen zu gewähren. 

§ 91. Referendarien oder Auskultatoren, welche durch 
eine tadelhafte Führung zu der Belaſſung im Dienſte ſich 
unwürdig zeigen, oder in ihrer Ausbildung nicht gehörig 
fortſchreiten, können von dem vorgeſetzten Miniſter, nach 
Anhörung der Vorſteher der Provinzial⸗Dienſtbehörde, ohne 
weiteres Verfahren aus dem Dienſte entlaſſen werden. 

$ 92, In Anſehung der Entlaſſung der Supernume⸗ 
rarien und der ſonſt zur Erlernung des Dienftes bei den 
Behörden beſchäftigten Perſonen kommen die darauf bezüg⸗ 
lichen beſonderen Beſtimmungen zur Anwendung. 

$ 93. In Bezug auf Kanzleidiener, Boten, Kaftellane 
und audere in gleicher Kategorie ſtehende oder blos zu me⸗ 
chaniſchen Dienſtleiſtungen beſtimmte Diener, welche bei den 
oberſten Verwaltungsbehörden oder in ſolchen Verwaltungs: 
zweigen angeſtellt find, in welchen keine Provinzial ⸗Dienſt⸗ 
bebörden beſtehen, entſcheidet endgültig der Miniſter, nach 
Anhörung des Angeſchuldigten und auf den Vortrag zweier 
Referenten, zu denen ſtets ein Juſtitiar, oder, wenn ein 
ſolcher bei der Verwaltungsbehörde nicht angeſtellt iſt, ein 
Rath des Juſtizminiſteriums gehören muß. 


Achter Abſchnitt. 


Verfügungen im Intereſſe des Dienſtes, welche 
nicht Gegenſtand eines, ies he 
nd. 


Verſetzung ohne Strafe, Wartegeld, Penſion. 
§ 94. Die nachbenannten Verfügungen, welche im Ins 
tereſſe des Dienſtes getroffen werden können, ſind nicht Ge⸗ 
genſtand des Disziplinarverfahrens, vorbehaltlich des im 
§ 50 vorgeſehenen Falles: 

1) Verſetzung in ein anderes Amt von nicht geringerem 

Range und etatsmäßigem Dienſteinkommen, mit Ver⸗ 
gütung der reglementsmäßigen Umzugskoſten. 

Als eine Verkürzung im Einkommen iſt es nicht an⸗ 
zuſehen, wenn die Gelegenheit zur Verwaltung von 
Nebenämtern entzogen wird, oder die Beziehung der 
für die Dienſtunkoſten beſonders ausgeſetzten Einnah⸗ 
men mit dieſen Unkoſten ſelbſt fortfällt. 

Einſtweilige Verſetzung in den Ruheſtand mit Gewäh⸗ 
rung von Wartegeld. 

Es ſind hierbei die Vorſchriften der Verordnungen 
vom 14. Juni und 24. Oktober 1848 zu beobachten. 

Außer dem daſelbſt vorgeſehenen Falle können durch 
königliche Verfügung jederzeit die nachbenannten Be⸗ 
amten mit Gewährung des vorſchriftsmäßigen Warte⸗ 
geldes einſtweilig in den Ruheſtand verſetzt werden: 

Unter⸗Staats⸗Sekretäre, 

Miniſterial⸗Direktoren, 

Ober⸗Präſidenten, 

Regierungs. Präſidenten und Vice⸗Präſidenten, 

Beamte der Staats⸗Anwaltſchaft bei den Gerichten, 

Vorſteher königlicher Polizei⸗Behörden, 

Landräthe; 

ferner die Geſandten und andere diplomatiſche 

Agenten. 

Wartegeld⸗Empfänger, welche zur Zeit der Verkün⸗ 
digung der Verfaſſungs⸗urkunde etatsmäßig angeſtellt 
waren, ſollen bei Wiederbeſetzung erledigter Stellen, 
de fie ſich eignen, vorzugsweiſe berlückſichtigt 

en. 


2) 


der vorſchriftsmäßigen Penſion. 

Gänzliche Verſetzung in den Ruheſtand. 

$ 95. Die gänzliche Verſetzung in den Ruheſtand 
(Penſionirung) tritt ein, wenn der Beamte durch Blind⸗ 
heit, Taubheit, oder ein ſonſtiges körperliches Gebrechen, 
oder durch die eingetretene Schwäche feiner körperlichen 
oder geiſtigen Krafte zu der Erfüllung ſeiner Amtspflich⸗ 
ten unfähig geworden iſt. 1 F 

5 96. Sucht der Beamte feine Verſetzung in den Ru⸗ 
heſtand nicht nach, obgleich der Zuſtand, welcher ihn zur 
Erfüllung ſeiner Amtspflichten unfähig macht, ein dauern⸗ 
der iſt, fo wird ihm oder feinem nöthigenfalls hierzu beſon⸗ 
ders zu beſtellenden Kurator von der vorgeſetzten Dienſtbe⸗ 
De: air Angabe des zu gewährenden Wa 

röffnet, daß d ff i en Ruhe⸗ 
den e ß der Fall feiner Verſetzung in 0 

97. Innerhalb ſechs Wochen nach einer ſolchen Er: 
öffnung ($ 96) kann der Beamte feine 3 bei 
der vorgeſetzten Dienſtbehörde anbringen. Iſt dies geſche⸗ 
hen, ſo werden die Verhandlungen an den vorgeſetzten Mi⸗ 
niſter eingereicht, welcher, ſofern nicht der Beamte von dem 
Könige ernannt ift,| über die Penſtonirung entſcheidet. Ge 
gen dieſe Entſcheidung ſteht dem Beamten der Rekurs an 
das Staats⸗Miniſterium binnen einer Friſt von vier Wochen 
nach Empfang der Entſcheidung zu. Des Rekursrechtes un⸗ 
geachtet, kann der Beamte von dem Miniſter ſofort der 
weiteren Amtsverwaltung vorläufig enthoben werden. Iſt 
der Beamte von dem Könige ernannt, ſo erfolgt die Ent⸗ 
ſcheidung von dem Könige auf den Antrag des Staats⸗Mi⸗ 
niſteriums. 

8 98, Dem Beamten, deſſen Verſetzung in den Ruhe⸗ 
ſtand verfügt iſt, wird ſein volles Gehalt noch bis zum Ab⸗ 
laufe desjenigen Vierteljahres fortgezahlt, welches auf den 
Monat folgt, worin ihm die Entſcheidung des Miniſters 
oder des Königs bekannt gemacht worden iſt. 

§ 99. Wenn der Beamte gegen die ihm gemachte Er⸗ 
öffnung ($ 96) innerhalb ſechs Wochen keine Einwendungen 
erhoben hat, ſo wird in derſelben Weiſe verfügt, als wenn 
er feine Penſionirung ſelbſt nachgeſucht hätte. Die Ent⸗ 
ſcheidung ſteht dem Miniſter zu, und die Zahlung des vollen 
Gehaltes dauert bis zu dem im d 98 beſtimmten Zeitpunkte. 

100. Iſt ein Beamter vor dem Zeitpunkte, mit wel⸗ 
chem die Penſions⸗Berechtigung für ihn eingetreten ſein 
würde, dienſtunfähig geworden, ſo kann er gegen ſeinen 
Willen nur unter Beobachtung derjenigen Formen, welche 
für die Disziplinar⸗Unterſuchung vorgeſchrieben ſind, in den 
Ruheſtand verſetzt werden. Wird es jedoch für angemeſſen 
befunden, dem Beamten eine Penſion zu dem Betrage zu 
bewilligen, welcher ihm bei Erreichung des vorgedachten 
Zeitpunktes zuſtehen würde, ſo kann die ee deſ⸗ 
felben nach den Vorſchriften der §§ 96 — 99 erfolgen. 

$ 101. Die vorſtehenden Beſtimmungen über einſtwei⸗ 
lige und gänzliche Verſetzung in den Ruheſtand finden nur 
auf Beamte im unmittelbaren Staatsdienſte Anwendung. — 
In Bezug auf die mittelbaren Staatsdiener bleiben die we⸗ 
gen Penſionirung derſelben beſtehenden Vorſchriften in Kraft. 

$ 102, Die Vorſchriften der gegenwärtigen Verord⸗ 
nung gelten auch in Anſehung der zur Dispoſition geſtellten 
oder einſtweilen in Ruheſtand verſetzten Beamten. 


Beſondere Beſtimmungen für den Bezirk des rheiniſchen 
Rechtes. 


8103. Im Bezirke des rhein. Appellationsgerichtshofes zu 
Köln wird an den beſtehenden Geſetzen, welche Verletzungen 
der Amtspflicht mit Geldbußen irgend einer Art und gewiſſe 
aus Fahrlaſſigkeit begangene Verletzungen der Amtspflicht 
mit Strafen des gemeinen Strafrechts bedrohen, durch die 
Beſtimmungen der §§ 3 und 5 nichts geändert. Die Ver: 
folgung wegen ſolcher Handlungen findet in der bisherigen 
Weiſe ſtatt. 


Uebergangs = Beftimmungen. 

§ 104. Die gerichtlichen unterſuchungen, welche zur 
Zeit der Verkündigung der gegenwärtigen Verordnung be⸗ 
reits eröffnet ſind, werden in der bisherigen Weiſe zu Ende 
geführt. Die Unterſuchung wird als eröffnet betrachtet, 
wenn der Beſchuldigte als ſolcher vernommen oder behufs 
ſeiner Vernehmung vorgeladen iſt. Die ergangenen oder 
ergehenden Strafurtheile werden ohne Rückſicht auf die 
Beſtimmungen dieſer Verordnung vollſtreckt. — Die bereits 
eingeleiteten Disziplinar⸗unterſuchungen werden bis zum Ab: 
ſchluſſe der Vorunterſuchung in der bisherigen Weiſe zu 
Ende geführt. Im uebrigen finden auf das Verfahren die 
Beſtimmungen dieſer Verordnung Anwendung. 

§ 105. Alle dieſer Verordnung entgegenftehenden Vor⸗ 
ſchriften ſind aufgehoben. 

Urkundlich unter unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem königl. Inſiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 11. Juli 1849. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Graf von Brandenburg. von Ladenberg. 
von Manteuffel. von Strotha. von der Heydt. 
von Rabe. Simons, 


Berlin, 18. Juli. (Nichtamtlicher Artikel 
des Staatsanz.] Nachdem die am 10. d. M. 
abgeſchloſſene Uebereinkunft über einen Waffenſtillſtand 
mit Dänemark, und die an demſelben Tage unterzeich⸗ 
neten Friedens-Präliminarien die Genehmigung Sr. 
Majeſtät des Königs, ſo wie die Sr. Majeſtät des 
Königs von Dänemark, erhalten haben, iſt geſtern 
Abend die Auswechſelung der Natifikations⸗Ur⸗ 
kunden erfolgt. Beide Aktenſtücke werden wir mor⸗ 
gen im Stande ſein, zu veröffentlichen. 

Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten hat heute folgende Benachrichtigung an den 
Handelsſtand erlaſſen: „Im Verfolg meiner vorläu⸗ 
figen Benachrichtigung beeile ich mich, den Handels⸗ 
ſtand davon in Kenntniß zu ſetzen, daß der am 10. 
d. M. mit Dänemark abgeſchloſſene Waffenſtillſtand 
ratifizirt und die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkun⸗ 
den am heutigen Tage hier bewirkt worden iſt. Nach 
Inhalt des Waffenſtillſtandes, welcher übrigens ohne 
Verzug publizirt werden wird, ſollen nunmehr die 
Feindſeligkeiten zu Lande und zur See vollſtändig ein⸗ 


geftelle werden. Die preußiſchen und deutſchen Trup⸗ 
pen werden eine Stellung füdlich von einer Demarka⸗ 
tions⸗Linie einnehmen, welche ſich von Flensburg nach 
Tondern erſtreckt; gleichzeitig mit der Einnahme dieſer 
Stellung wird die Aufhebung der Blokade angeordnet. 
Alle aufgebrachten Handelsſchiffe werden nebſt den La⸗ 
dungen unmittelbar nach der Aufhebung der Blokade 
freigegeben; ſollten Schiffe oder Ladungen verkauft fein, 
ſo wird deren Werth erſtattet. Sämmtliche Kriegs⸗ und 
politiſche Gefangenen werden ohne Ausnahme in Frei⸗ 
heit geſetzt; die Auswechſelung der Gefangenen wird 
in Flensburg ſpäteſtens in 25 Tagen nach dem Aus⸗ 
tauſch der Ratifikationen bewirkt werden.“ 

Unter dem 15, Jannar d. J. hatte der Miniſter 
der geiſtlichen Angelegenheiten die Konſiſto⸗ 
rien und evangeliſch-theologiſchen Fakultä⸗ 
ten, ſo wie einige der Lehrer des Kirchen⸗ 
rechts an den Univerſitäten des Landes, auf⸗ 
gefordert, ſich gutachtlich über die Aufgaben auszuſpre⸗ 
chen, welche durch den 12ten Artikel der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde an die evangeliſche Kirche in Betreff ihrer 
Verfaſſung geſtellt worden ſind. Gegenwärtig ſind die 
erforderlichen Gutachten vollſtändig eingegan⸗ 
gen, und der Miniſter hat im Sinne der Kirche zu 
handeln geglaubt, wenn er die Veröffentlichung derſel⸗ 
ben veranlaßt hat. Der Druck iſt jetzt vollendet, und 
in der nächſten Zeit wird die Publikation im Wege 
des Buchhandels erfolgen. Die Glieder der Kirche 
werden aus dieſem Werke die Ueberzeugung ſchöpfen, 
daß die vorliegenden äußerſt ſchwierigen Fragen mit 
großer Vollſtändigkeit und mit Umſicht erörtert worden 
find. Eine Ueberſicht über den Inhalt wird fpäter 
veröffentlicht werden. Zur Berichtigung ungenauer 
Nachrichten, welche in der letzten Zeit verbreitet worden 
ſind, wird jedoch jetzt ſchon bemerkt, daß die Gutach⸗ 
ten in überwiegender Zahl allerdings die Berufung ei⸗ 
ner allgemeinen Synode als ein mit Ernſt zu erſtre⸗ 
bendes Ziel bezeichnet haben, daß fie jedoch zum grö⸗ 
ßeren Theil es für angemeſſen halten, zunächſt die 
Gemeinden zu proviſoriſcher Ordnung ihrer 
Verhältniſſe zu veranlaſſen, damit für die dem⸗ 
nächſt zu berufenden Kreis-Synoden und die höheren 
ſynodaliſchen Vereinigungen ein feſter Grund gewon⸗ 
nen und der Kirche die Hoffnung auf eine gedeihliche 
Entwickelung ihrer Verfaſſung möglichſt geſichert werde. 

(Staats⸗Anz.) 

Se. Majeftät der König haben allergnädigſt geruht: 
den geheimen Ober-Tribunals⸗ Rath Brunnemann 
zum Stellvertreter des Präſidenten des Kuratoriums 
der preußiſchen Renten⸗Verſicherungs⸗Anſtalt; und den 
bisherigen Regierungs-Rath Peters zum Polizei⸗Prä⸗ 
ſidenten in Königsberg zu ernennen. 

Dem Lokomotivführer Louis Andree zu Minden 
iſt unter dem 13. Juli 1849 ein Patent auf einen 
durch Modell nachgewieſenen Apparat zur Meſſung 
des Dampfdruckes, ſo weit derſelbe als neu und eigen⸗ 
thümlich erkannt iſt, ohne Jemand in der Benutzung 
des zum Grunde liegenden Prinzips zu behindern, auf 
ſechs Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für 
den Umfang des preußiſchen Staats eitheilt worden. 

Das 27. Stück der Geſez-Sammlung, welches 
heute ausgegeben wird, enthält unter: 

Nr. 3149 den Allerhöchſten Erlaß vom 15. Juni d. J., 
die Aufhebung des Verbots der Pferde⸗ 
Ausfuhr über die Grenzen gegen die nicht 
zum deutſchen Bundesgebiet gehörigen Län⸗ 
der betreffend, desgleichen 
von demfelben Tage, wegen der den Ge: 
meinden Sachſa und Klettenberg in Be⸗ 
zug auf den von denſelben vorgenommenen 
Ausbau der Straße von der hannoverſchen 
Grenze bei Steina über Sachſa, Neuhof 
und Klettenberg nach Hollach zum An⸗ 
ſchluſſe an die Straße von Nordhauſen 
nach Nixei bewilligten fiskaliſchen Vor⸗ 
rechte; und 
3151 gleichfalls von demſelben Tage, betreffend 

die Errichtung eines Gewerbegerichtes für 
die Grafſchaft Wernigerode. ; 

Angekommen: Der Unter⸗Staats⸗Sekretär im 
Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Ar⸗ 
beiten, v. Pommer⸗Eſche, von Kiſſingen. 

C. C. Berlin, 18. Juli. [Die Urwahlen.] Die 
am geſtrigen Tage ſtattgefundenen Urwahlen ſind in 
Berlin mit erwünſchter Ruhe und Ordnung ausge⸗ 
führt. In % der Wahlbezirke hat mehr als die Hälfte 
der Urwähler ſich dabei betheiligt, und in dem einen 
Sechstheile kann man von eigentlichen Minoritäts⸗ 
wahlen auch nicht reden, da gerade die herrſchende 
Cholerakrankheit Viele von der Betheiligung an der 
Wahl zurückgehalten hat. Man wird eine vergleichende 
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Zuſammenſtellung über die Betheiligung an der dies⸗ des Kriegsgottes nicht fürchtet, ſie vielmehr herbeiwünſcht, dürfen.“ 


maligen und letzten Wahl veröffentlichen, woraus ſich 
ergeben wird, daß jedesmal eine große Anzahl Urwäh⸗ 
ler aus Trägheit, Krankheit oder anderen Hinderungs⸗ 
gründen wegzubleiben pflegt. — Von den 1346 Wahl⸗ 
männern Berlins gehören nur 4 der republikaniſchen 
Partei an, 13 ſind von unbeſtimmter Farbe, und alle 
übrigen konſtitutionell⸗onſervativ. — Auf Veranlaſſung 
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ſämmtliche Wahlmänner, mit Ausſchluß jener 17, ge⸗ 
ſtern Abend ſchon im Geſellſchaftshauſe zu einer vor⸗ 
läufigen Beſprechung verſammelt. Die Stimmung 
unter dieſer zahlreichen Verſammlung war eine wahr⸗ 
haft erhebende. Der gute Ausfall der Wahlen, wel⸗ 
cher den Freunden der Ordnung und Geſetzlichkeit eine 
ſo überwiegende Majorität — Dank der ehrlichen of⸗ 
fenen Inſtitution öffentlicher Abſtimmung — zugeſi⸗ 
chert hatte, erfüllte die ganze Verſammlung mit der 
lebhafteſten patriotiſchen Freude. Man einigte ſich, zu⸗ 
nächſt kein beſtimmtes Programm aufzuſtellen, ſondern 
nur die einzelnen Kandidaten nach ihren Antecedenzien 
und ihrem Auftreten vor den Wahlmännern zu prüfen. 
Dann wurde ein Komite aus nachſtehenden Perfonen 
gewählt: Advokat Geppert, Major Graf Oriolla, 
Advokat Furbach, Baurath Cantian, Sanitätsrath 
Burtz, Fuhrherr Wolff, Fabrikant Engels, Major 
v. Holleben, Rechnungsrath Sametzki, Oberlehrer 
Voigt und Maler Henſel. — Man will übrigens 
bemerkt haben, daß vorzugsweiſe die Schuhmacher ſich 
der Wahl enthalten haben; auch fehlten viele Schnei⸗ 
der, wohingegen ſich viele der demokratiſchen Partei no⸗ 
toriſch angehörige Perſonen betheiligten. — Wie man 
ſagt, wird ein auf Grund von Aufzeichnungen in den 
einzelnen Wahlbezirken am Wahltage gefertigtes Ver⸗ 
zeichniß der Eonftitutionell = gefinnten Gewerbtreibenden 
und Arbeiter Berlins erſcheinen, um darnach die gegen⸗ 
ſeitige Unterſtützung der Partei beſſer ermöglichen und 
konſequent durchführen zu können. — Auch in Pots⸗ 
dam, Erfurt, Charlottenburg ging es mit den 
Wahlen ſehr gut. In Köln hatten, wie eine telegra⸗ 
phiſche Depeſche geſtern Mittag meldete, die Wahlen 
in Ruhe und unter ausreichender Theilnahme begon⸗ 
nen. Aus Düſſeldorf hört man, daß ſich dort nur 
% der Wähler an den Wahlen betheiligt hat, und daß 
auch die jetzt in Weſel ſtationirte Düſſeldorfer 
Landwehr nur zu ½ gewählt hat. In Frank: 
furt a. O. ſind die Wahlen ebenfalls konſervativ. — 
Laut Bericht der demokratiſchen „Beobachter“ in den 


verſchiedenen Wahllokalen verhält ſich die Zahl der 


nichtwählenden wahlberechtigten Einwohner Berlins zu 
denen, die wirklich ihre Wahlſtimme abgegeben haben, 
wie 5 zu 3; ein Triumph, der die kühnſten Erwar⸗ 
tungen der Demokraten weit übertrifft. 

C. B. Berlin, 18. Juli. [Wahlmänner und 
Kandidaten zur 2. Kammer. — Die deutſche 
Sache. — Die Arbeiter-Verbrüderung.] Von 
den erwählten Wahlmännern theilen wir noch einige 
in weiteren Kreiſen bekannte Namen mit, als: Prof. 
Keller, geh. Reg.⸗Rath Stiehl, Aſſeſſor Wagner 
(Redakteur der neuen preuß. Ztg.), Stadtger.⸗Rath Ul⸗ 
fert, Prof. Enke, geh. Rath v. Raumer, geh. 
Rath Lichtenſtein, Buchdrucker Sittenfeld, Poli⸗ 
zei⸗Präſident v. Hinkeldey, Kriegsminiſter v. Stro⸗ 
tha, Hering (Dr. W. Alexis), geh. Rath Mit⸗ 
ſcherlich, Prof. Schubarth, Med.⸗Rath Barez 
und Caspar, Direktor Auguſt und Bonnell, 
Ober⸗Staats⸗Anwalt Sethe, Baurath Cantian, 
Hofrath Bork, Stadtger.⸗Rath Schlöttke, Univerſ.⸗ 
Richter Lehnert. Der Oberkonſiſtorialrath Tweſten 
hat die auf ihn gefallene Wahl abgelehnt. — Von 
der konſtitutionellen Partei werden u. A. die Herren 
Dr. Veit und Juſtizrath Geppert als Kandidaten 
für die zweite Kammer aufgeſtellt werden. Es ſcheint, 
daß die konſtitutionell⸗konſervative Partei Alles 
aufbietet, um die Partei des Preußen Vereins 
und des Treubundes nicht ſiegen zu laſſen. Was 
nicht ſtrickt zu dieſer Farbe gehört, iſt für die 
Wahl gemäßigter Männer. — Während unſer 
Kabinet durch die Wahlangelegenheit nach Innen in 
Anſpruch genommen wird, geſtalten ſich die Beziehun⸗ 
gen Preußens zu dem deutſchen Ausland in einer Art, 
die ebenfalls die ganze Aufmerkſamkeit des Kabinets in 
Anſpruch nehmen möchte. Die preuß. Regierung ſieht 
ſich jetzt im Kampfe mit denſelben Schwierigkeiten, 
denen ſie durch Ablehnung der frankfurter Krone und 
Verfaſſung entgangen zu fein wähnte. Die öſterreichi⸗ 
ſche Regierung führt eine ſehr ernſte Sprache und will 
man die oktropirte Reichsverfaſſung wirklich durchfüh⸗ 
ren, ſo kann der Fall eintreten, daß Preußen das 
Schwert in die Waagſchale werfen muß. — Eine 
einflußreiche Partei am Hofe verkennt den großen 
Ernſt dieſer Frage nicht, deßhalb arbeitet ſie noch jetzt 
auf ein Einlenken und auf eine Verſtändigung mit 
Oeſterreich hin. Der Führer dieſer Partei, Herr 
v. Gerlach ſprach ſchon im April d. J. in der erſten 
Kammer den Grundſatz aus: „nur mit Oeſterreich 
gemeinschaftlich kaun Preuſtien in der deutſchen 
Frage handeln, ſonſt wird es auf den revoluti⸗ 
onären Weg gedrängt.“ 
bedeutende Partei vorhanden, welche die Entſcheidung 


ſo fehlt doch ein Friedrich der Große, der den gordi⸗ 
ſchen Verfaſſungsknoten mit dem Schwerte zerhaut und 


auf dem Schlachtfelde Preußen die Hegemonie in Stärke n 
Abneigung vor jedem ohne Baden zu berühren, zur Beſetzung von 


Deutſchland erringt. Bei der 


giebigkeit Oeſterreichs dürfte die Partei Gerlach ihre 


en kon Anſichten durchſetzen können, aber dann fällt auch die 
des berliner konſervativen Wahlkomité's hatten ſich Reichsverfaſſung und wir kommen leicht auf nichts 


Iſt nun auch eine ſehr 


Kriege in den höchſten Regionen und bei der Uanach⸗ 


anderes als den alten Bundestag zurück. — Die hier 
beſtehende Arbeiter⸗Verbrüderung, eine Aſſozia⸗ 
tion von Arbeitern, die keinen anderen Zweck hat, als 
den, ihren Mitgliedern durch Vereinigung der Anſchaf⸗ 
fungsbeträge die Bedürfniſſe an Kleidungsſtücken, Le⸗ 
bensmitteln, Tabak u. dgl. wohlfeiler zu befriedigen, 
wurde in Folge einer aus Böswilligkeit entſprungenen, 
auch in die öffentlichen Blätter übergegangenen Denun⸗ 
ciation polizeilich verhindert, ihre Zuſammenkünfte und 
Berathungen in gewohnter Art zu halten. Es iſt jetzt 
feſtgeſtellt, daß die Denunclation völlig unbegründet 
geweſen iſt und hat der Vorſtand der Verbrüderung 
den Urheber der grundloſen Zeitungsnachricht zum Wi⸗ 
8 genöthigt, der nächſtens veröffentlicht werden 
wird. 

[Keine außerordentliche Beſteuerung.] Wir 
leſen in der „Deutſchen Reform“ folgenden Paſſus ei⸗ 
nes größeren Aufſatzes: „Wir wollen zur Widerlegung 
umgehender Gerüchte bemerken, daß uns aus der zu⸗ 
verläſſigſten Quelle die Nachricht zuging, es würden 
im Finanz⸗Miniſterium keinerlei Projekte 
aufgeſtellt, welche den Zweck haben, die durch 
die unglücklichen Verhältniſſe der Gegen⸗ 
wart geſteigerten Bedürfniſſe des Staas im 
Wege einer außerdentlichen Beſteuerung des 
Volks zu decken. Die Mittel zu den außerordent⸗ 
lichen Opfern, welche Preußen im Augenblicke im In⸗ 
tereſſe von ganz Deutſchland bringt, können und müſſen 
anderweit beſchafft werden, ohne daß dem Lande neue 
Laſten aufgebürdet werden. — Wer den Zuſtand des 
preußiſchen Staats und ſeiner Finanzen in den Jahren 
1815 bis 1820 mit dem heutigen vergleicht, wir klar 
erkennnen, wie reiche Hülfsquellen dem Finanzmann 
zur Abhülfe momentaner Verlegenheiten heute zu Ge⸗ 
bote ſtehen, und wie ungleich günſtiger in dieſer Be⸗ 
ziehung unſere jetzige Lage iſt, als ſie in jener Periode 
war. Dem damals durch langjährige Kriege und 
Unglücksfälle aller Art vollſtändig erſchöpften Lande war 
durch die Bedrängniſſe der Zeit nach und nach außer 
den un verzinslichen und den Provinzial⸗Schulden eine 
allgemeine Schuldenlaſt von 180 Millionen Thalern 
aufgebürdet worden. Der Staats⸗Kredit war damit 
erſchöpft. Das Steuerweſen befand ſich in höchſter 
Zerrüttung. Erſt die Steuer⸗Geſetze der Jahre 1819 
und 1820 brachten Ordnung in dieſe Verhältniffe und 
ſchafften die Grundlagen zu einem zweckmäßigen und 
zeitgemäßen Finanzſyſtem. Die Verwaltung des Staats 
mußte von Grund aus neu organiſirt werden. Nur 
äußerſt langſam vermochte ſich der Grundbeſitz, der 
Handel und die Induſtrie von den ihnen insgeſammt 
zugefügten harten Schlägen zu erholen und allmälig 
zu einem kräftigeren Aufſchwunge zu erſtarken. Aber 
bei umſichtiger Benutzung der vorhandenen Mittel ſeit 
dem Jahre 1820 iſt es möglich geworden, nicht nur 
von den Staatsſchulden — neben der Verzinſung der⸗ 
ſelben — eine Summe von mehr als 80 Millionen 
ganz abzutragen, ſondern auch noch einen Schatz an⸗ 
zuſammeln, der trotz der voraus beſtrittenen Ausgaben 
für die bedeutenden Kriegsrüſtungen in den Jahren 
1830 und 1840 und zur Abhülfe der durch die Theue⸗ 
rung erzeugten Noth des Jahres 1847 im Anfange 
des verfloffenen Jahres noch einen Beſtand von 151, 
Millionen hatte. — Die preußiſche Armee iſt während 
dieſer Zeit mit einer Ausrüſtung verſehen worden, wie 
nur wenige Staaten in Europa ſie beſitzen möchten. 
Mächtige Feſtungen find neu erbaut, andere vollſtändig 
hergeſtellt worden. Chauſſeen in allen Theilen des Lan⸗ 
des, großartige Kanal⸗Anlagen und andere Verbeſſerun⸗ 
gen aller Art ſind auf Staatskoſten durchgeführt, Ei⸗ 
ſenbahnbauten durch erhebliche Zuſchüſſe gefördert; dem 
Handel und der Induſtrie nicht geringe Unterſtützungen 
aus Staatsmitteln anderweit gewährt worden. Iſt auch 
der allgemeine Wohlſtand des Landes durch die Ec⸗ 
eigniſſe des verfloſſenen Jahres heftig erſchüttert, ſo 
wohnt ihm doch heut noch eine ganz andere Kraft bei, 
als in der oben bezeichneten Periode. — Allerdings 
hat ein dreiundbreißigjähriger Friede mit feinen Seg⸗ 
nungen den jetzigen Wohlſtand hauptſächlich gefördert 
und die Möglichkeit gewährt, den geordneten Zuſtand 
in den Finanzen des Staats zu erreichen und zu er⸗ 
halten. Hoffen wir indeſſen, daß auch die jetzigen 
Wirren nicht allzulange dauern und die Laſten und 
Bedrängniſſe eines größeren Krieges uns fern bleiben 
werden. Dann wird es nicht ſchwer ſein, die 
Mittel zur Deckung des außerordentlichen 
Bedarfs der Gegenwart zu beſchaffen, ohne 
die beſtehenden Steuern ihrem Geſammt⸗ 
Betrage nach erhöhen oder der Erreichung 
wichtiger und das Intereſſe des Ganzen för: 
dernder Staatszwecke die nothwendige Un⸗ 
terſtützung aus Staatsfonds entziehen zu 


C. C. Wie man hört, bewegt ſich ein bat 
eriſch⸗öſterreichiſches Armee-Korps in der 
von 9000 Mann vom Bo denſee aus, 


Mainz und Frankfurt. Will man etwa wieder 
(Fortſetzung in der Beilage.) 


Mit zwei Beilagen. 
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mem. — 


Erſte Beilage zu 1 166 der Breslauer Zeitung. 


Freitag den 20, Juli 1849. 
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ſchon die Quartiermacher hier. — Die nach der Schweiz der Grafſchaft Sponheim geliefert hat, ſo glaubt man 


(Fortſetzung.) 
den Reichs⸗Verweſer nach Frankfurt dirigiren? Und 
ſollen die 9000 Mann dazu dienen, ſeinen Anord⸗ 
nungen Geltung zu verſchaffen? — Es iſt übrigens 
unwahr, daß der Reichsverweſer gegen den Waffen⸗ 
ſtiüſtand proteſtitt habe. — Hecker iſt in Straß⸗ 


burg angekommen. } 
alle, Bei Bitterfeld iſt eine mo⸗ 


lle, 17. Juli. 
Site Eelenne Infanterie, Cavallerie und Artillerie, even⸗ 


u's, zuſammengezogen. 

tuell zum Schutze Deſſau's, 3 G 990 

Köln Juli. (Mittags 1 Uhr) Die Wah⸗ 
len find, 5 — wir bis jetzt haben in Erfahrung 
bringen können, in beſter Ordnung, aber unter ſehr 
geringer Betheiligung, vor ſich gegangen. Die ge⸗ 
ringe Betheiligung würde ſich keineswegs aus der 
Verbreitung demokratiſcher Ueberzeugungen hinreichend 
erklären laſſen; einen weit größeren Antheil an der 
Wahl⸗Enthaltung haben politiſche Gleichgültigkeit, die 
Ermüdung durch das ſo gehäufte und bisher ſo ver⸗ 
gebliche Wählen und, wie uns mehrfach verſichert wird, 
vor Allem die Beſorgniß der Geſchäftstreibenden, bei 
der Oeffentlichkeit ihrer Stimmen⸗Abgebung ihrem Ger 
ſchäftsbetrieb zu ſchaden. Rückſichtlich des Ausfalls 
der Wahlen gehören die Wahlmänner, ſo weit wir 
bisher Erkundigung einziehen konnten, weit überwie⸗ 
gend der konſtitutionellen Partei an. Die Reaktion 
kann ſich derſelben nicht erfreuen. GK. Z.) 

Königsberg, 16. Juli. Ein Schrei der Entrü⸗ 
ſtung durchfliegt die Stadt, indem geſtern bei den 
Vorwahlen es ſich herausſtellte, daß mehrere Tauſend 
Urwähler, die dazu berechtigt ſind, gar keine Wahlzettel 
erhalten hatten, und als ſie ſich dieſerhalb beim Ma⸗ 
giſtrate meldeten, die Antwort erhielten, ſie würden keine 
bekommen. — Außerdem haben Magiſtratsboten 
mit den Wahlzetteln zugleich an die Bürger die Auf⸗ 
forderung des Komité's für volksthümliche Wahlen, 
ſich an dem Wahlakt nicht zu betheiligen, über⸗ 


bracht. (D. Ref.) 
Deutſchl and. 
Frankfurt a. M., 15. Juli. Dem Reichs mini⸗ 
fterium find aus Gaſtein Depeſchen des Reichs⸗ 
verweſers Erzherzog Johann von Oeſterreich zuge⸗ 
kommen. Sie beziehen ſich auf die Waffenſtillſtands⸗ 
unterhandlungen Preußens mit Dänemark. De 
Centralgewalt wird, wie verſichert wird, ihre Rechte in 
Betreff dieſes Gegenſtandes entſchieden wahren. Man 
erwartet hier übrigens ziemlich allgemein, die preußiſche 
Regierung werde jetzt, nach dem tückiſchen Streiche, 
welchen während der Unterhandlungen die Dänen zu 
Fridericia, trotz der von Seiten Preußens gegen ſie 
beobachteten übergroßen Schonung, verübt haben, die 
Waffenſtillſtandskonvention nicht ratifiziren. Es han⸗ 
delt ſich hier für Preußen um das höchſte Intereſſe; 
die preußiſchen Waffen haben im ſüdweſtlichen Deutſch— 
land mächtig mitgewirkt zur Dämpfung eines anarchi⸗ 
ſchen Aufruhrs; ſollte ihre Mitwirkung verweigert 
werden, die Scharte von Fridericia auszuwetzen und 
einen ehrenhaften Frieden zu erwirken? Das Groß— 
herzogthum Baden iſt nunmehr fo weit pacificirt, daß 
man bereits einen Theil der zur Unterdrückung des 
Aufſtandes dort verwendeten Truppen für entbehrlich 
erachtet. Es wird demnach ein preußiſches Truppen⸗ 
korps aus Baden gezogen werden und vorläufig ſein 
Standquartier in Frankfurt nehmen. Noch heute 
oder morgen wird ein Theil dieſes Korps in Frankfurt 
eintreffen. Unſere Stadt wird aus verſchiedenen 
Gründen eine ſehr ſtarke Garniſon erhalten und be— 

halten. 5 (D. A. 3.) 
Frankfurt a. M., 16. Juli. Daß der Aufſtand 
in Baden zu Ende iſt, kann keine Frage mehr ſein; 
die größtentheils gepreßten Bürgerwehren ſind in ihre 
Heimath zurückgekehrt, die bedeutenderen Theile der 
Truppen haben ſich unterworfen, der Reſt mit den 
fremden Freiſchaaren iſt nach der Schweiz übergetre⸗ 
ten; die Uebergabe von Raſtatt iſt nur noch eine Frage 
der Zeit, die, ob ein paar Tage früher oder ſpäter, 
erfolgen muß. Der Aufſtand in Baden alſo iſt zu 
Ende. Wenn man aber häufig die Vermuthung aus: 
ſprechen hört, daß Preußen im Südweſten Deutſch⸗ 
lands oder vielmehr vom Südweſten Deutſchlands aus 
weiter gehende Pläne verfolge, wenn namentlich ſpe— 
ziell auf einen Angriff gegen Neuenburg und die Schweiz 
hingedeutet wird, ſo iſt es von Wichtigkeit, daß gegen⸗ 
wärtig bereits Theile ſeiner in Baden ſtehenden Armee 
zurückzukehren beginnenz es iſt das ein ſicheres 
Zeichen, daß es die Aufgabe, welche es ſich geſetzt, als 
gelöſt betrachtet. Geſtern Abend iſt das 35. Land⸗ 
wehr-Regiment von dort hier angekommen und 
heute Morgen nach ſeiner Heimath weiter befördert, 
heute Mittag iſt ſogar ſchon mit der Rückkehr der 
Linie ein Anfang gemacht und ſind zwei Schwadronen 
der gelben Küraffiere aus Baden wieder eingerückt. 
Die rothen Huſaren werden demnächſt folgen; es find 


übergetretenen Sigel'ſchen Truppen ſind noch ftärker 
geweſen, als man fie anfangs geſchätzt hatte. Bei 
Egliſau ſind an 2000 Mann, ungefähr eben ſo viele 
in Rheinau über den Rhein gegangen und fie führten 
einige dreißig Stück Geſchütz und faſt 600 Pferde mit 
ſich. Die Unterbringung und Verpflegung aller flüch⸗ 
tigen Mannſchaften dürfte noch zu vielen Ungelegen⸗ 
heiten führen. Mit der großen Völkerverbrüderung 
ſteht es noch in weitem Felde, nach der Behendigkeit 
zu ſchließen, mit welcher ein Kanton ſie dem andern 
zuſchiebt. Der Bundesrath hat freilich einſtweilen die 
Sache in ſeine Hand genommen und die Vertheilung 
der Flüchtlinge in die einzelnen Kantone verfügt, aber 
ein großer Theil der Kantone geht von dem Grundſatz 
aus, daß ihnen keine Aſylpflicht obliege und hat beſchloſſen, 
den Flüchtlingen nur gegen Vorzeigung genügender Aus: | 
weiſe und Subſiſtenzmittel den Eintritt zu geſtatten. 
Zwiſchen den Truppen, welche die beiderſeitigen Grän⸗ 
zen beſetzt haben, beſteht übrigens ein bis jetzt in kei⸗ 
ner Beziehung geſtörtes gutes Einvernehmen. Daß 
auf badiſcher Seite eine förmliche Gränzſperre ange— 
ordnet werden würde, iſt eine bis jetzt durch nichts 
gerechtfertigte Vermuthung; bis jetzt haben die ſchwei⸗ 
zer Behörden, und nur von dieſen kann die Rede 
ſein, den ernſten Willen gezeigt, den Verpflichtungen, 
welche einem neutralen Staate obliegen, in vollem 
Maße zu genügen, und die Sympathien der ſchweizer 
Bevölkerung ſollen außerdem, ſeit ſie die Gegenſtände 
ihrer Smpathien in der Nähe zu ſehen Gelegenheit 
gehabt, weſentlich zuſammengeſchmolzen ſein. Doch 
ſcheint auch die Schweiz ſich auf alle Eventualitäten 
gefaßt zu halten, und ein Beſchluß des Bundesraths 
fordert die Kantone auf, das Material des Bun⸗ 
desauszugs aufzurufen und in marſchferti⸗ 
gen Zuſtand zu ſetzen. Mit Recht erregt es aber 
großes Aufſehen, daß plötzlich die Baiern, 5000 
Mann ſtark, in den Seekreis eingerückt find. 
Was beabſichtigen fie und wer hat ſie requirirt? 
Man darf dieſen plötzlichen Einmarſch nicht überſehen, 
denn zu derſelben Zeit mehren ſich die öfterreichi- 
ſchen Truppen in Vorarlber, noch in den letzten 
Tagen ſind zwei Raketenbatterien dort eingetroffen, 
Pontons ſind in Maſſe vorhanden und Fürſt 
Schwarzenberg hat zu Fuß die Rheinfähre bei 
Rheineck inſpizirt. 1 

Karlsruhe, 14. Juli. Das heute ausgegebene Re⸗ 
gierungsblatt bringt eine Entſchließung des Großher⸗ 
zogs, wodurch die unter dem 23ſten vorigen Monats 
verkündete Erklärung des Kriegszuſtandes und des 
Standrechts für das Großherzogthum auf weitere vier 
Wochen erneuert wird. 

Karlsruhe, 14. Juli. Nachrichten aus Raſtatt 
zufolge, welche ein Deſerteur brachte, ſoll dort die 
fürchterlichſte Anarchie herrſchen. Nach einem Gefecht 
zwiſchen Soldaten und Bürgerwehr wegen Uebergabe 
der Feſtung ſeien letztere von den Soldaten entwaffnet 
worden, und nun werden an Frauen und Mädchen 
die größten Scheußlichkeiten am Tage und auf offe⸗ 
ner Straße verübt. In allen Wirthshäuſern muß 
Tanzmuſik ſein, und kein weibliches Individuum darf 
ſich weigern, mit der beinahe Tag ünd Nacht im höch— 
ſten Delirium ſich befindenden Soldateska zu tanzen! 
— Jeden Tag bringen die Dampfſchiffe ſchweres Ge⸗ 
ſchütz und die Eiſenbahnen Truppen und Munition 
für die bevorſtehende Beſchießung der Feſtung. (L. Z.) 

Donaueſchingen, 12. Juli. Geſtern wurde Walds⸗ 
hut von den Truppen des Peuckerſchen Corps beſetzt. 
Zwiſchen einer von da aus nach Hauenſtein entſende⸗ 
ten Abtheilung und Freiſchärlern kam es bei dieſem 
letztern Orte zu einem Gefechte, in deſſen Folge ſich 
die Freifhärfer über den Rhein zurückgezogen. 

Konſtanz, 13. Juli 7 Uhr Morgens. Eben ſtürmt 
es mit allen Glocken: ein Flügel des Kloſters Pe⸗ 
tershauſen (Beſitzthum des Markgrafen Wilhelm) 
ſteht in Flammen. Es iſt dies der Theil, wo die Stal⸗ 
lungen ſind, die voll von Militärpferden ſtehen. 

[D. P. A. 3.) 

München, 11. Juli. Die Veteranen Münchens 
und ſeiner Vorſtädte, jetzt ſämmtlich dem Civilſtand 
angehörig, haben einen Verein zum Schutze der 
königlichen Familie und der königlichen Reſidenz 
gebildet und fordern zu einer Verſammlung auf heute 
Abend dringend auf, weil die Ehre eine ernſte Bera⸗ 
thung fordere. Der Volkswitz hat ſich der Sache be⸗ 
reits beme ſtert, beſonders weil ein Herr „Datterer“ 
und ein „Weber“, wahrſcheinlich der ſogenannte Poli: 
zeiweber, der gehaßteſte unter dem ſubalternen Polizei: 
Perſonale, an der Spitze dieſes Schutzvereins ſtehen. 
— Der geh. Legationsrath Koch-Sternfeld iſt von fei: 
nem Landſitz eiligſt hierher berufen worden und arbei⸗ 
tet unausgeſetzt im Miniſterium des Auswärtigen. 
Da derſelbe früher die Ausarbeitungen bezüglich der 
Anſprüche Baierns an die badiſche Pfalz und wegen 


* 


wohl mit Recht, daß er wegen dieſer, nun mit allem 
Ernſt geltend zu machenden Anſprüche berufen ſei und 
die hierauf zielenden diplomatiſchen Noten ausarbeiten 
müſſe. SE J) 
Die bisher noch zu Donauwörth im Lager ge⸗ 
ſtandenen fünf Bataillone Infanterie find nun ſämmt⸗ 
lich nach Lindau aufgebrochen. (N. M. 3.) 
Hannover, 17. Juli. Die Geſetz- Sammlung 
(Abth. I., Nr. 23, S. 105) bringt folgende königliche 
Proklamation, die Berufung einer neuen all: 
gemeinen Ständeverſammlung betreffend: 
Ernſt Auguſt, von Gottes Gnaden König von Hans 


| nover, königlicher Prinz von Großbritannien und Irland, 


Herzog von Cumberland, Herzog zu Braunſchweig und 
Lüneburg ꝛc. c. Nachdem die zweite Kammer ber allge: 


meinen Ständeverſammlung durch unſere Proklamation vom 


25. April d. J. aufgelöſt iſt, berufen Wir in Gemäßheit 
des d 58 des Verfaſſungsgeſetzes vom 5. September v. J. 
hiermit eine neue, aus der bisherigen erſten und einer neu 
zu wählenden zweiten Kammer beſtehende Verſammlung der 
allgemeinen Stände des Königreichs. Wir haben verfügt, 
daß die erforderlichen Wahlen den Vorſchriften des provi⸗ 
ſoriſchen Wahlgeſetzes gemäß erfolgen, und behalten Uns 
vor, den Zeitpenkt der Eröffnung des neuen Landtages 
demnächſt zu beſtimmen. — Gegeben Hannover, den 15. 
Juli 1849, Ernſt Auguſt. Bennigſen. Prott. Dr. Stüve. 
Braun. Düring. 

Von der mecklenburgiſchen Küſie. Seit dem 


11. Juli manövrirt eine Kriegsflotte von 10 bis 11 


Segeln, dem Vernehmen nach eine ruſſiſche, an un⸗ 
ſerer Küſte gegen die Feldmarken Arendſee, Kagsdorf, 
Neugaarz, und ankert Abends in der Entfernung von 
„% Meilen vor der Küſte. Heute, am 13,, iſt ſolche 
noch ſichtbar. Meckl. 3.) 
Leipzig, 15. Juli. Seit einigen Tagen iſt der 
Profeſſor Dr. Wuttke aus Frankfurt zurückgekehrt. 
Die großdeutſche Partei ſcheint ihre Hoffnungen 
gänzlich aufgegeben zu haben, um ſo mehr, als das 
Reichsminiſterium auf den Vorſchlag, einen neuen 
Reichstag auf Grund des von der Nationalverſamm⸗ 
lung beſchloſſenen und vom Reichsverweſer verkünde— 
ten Wahlgeſetzes vom 28. März einzuberufen, nicht 
einzugehen geſonnen iſt. Wuttke wird an der Univer⸗ 
ſität wieder Vorleſungen halten und zwar noch in die⸗ 
ſem Sommer über Geſchichte des deutſchen Parla⸗ 
ments. (D. 3.) 


Schleswig⸗Holſteinſche Angelegenheiten. 


Schleswig, 16, Juli. (Verhandlungen über 
den Waffenſtillſtand mit Dänemark.] Der 
heutigen, 150ſten Sitzung der ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Landes-Verſammlung ward mit großer Erwar— 
tung entgegengeſehen. Die Tribünen waren gefüllt. 
Zunächſt wurde eine Erklärung in 8 Punkten vom 
11. d., in einer Verſammlung in Rendsburg von 
1050 Anweſenden beſchloſſen, verleſen. Der Dr. Gü⸗ 
lich war als Abgeordneter für Tondern⸗Sylt in der 
Verſammlung erſchienen. Dann nahm der Departe⸗ 
mentschef für die auswärtigen Angelegenheiten, v. Har⸗ 
bou, das Wort. Es ſei hier im Lande durch die öf⸗ 
fentlichen Blätter bereits bekannt geworden, daß die 
Verhandlungen über einen Frieden zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Dänemark am 10. d. zum Abſchluß gekom⸗ 
men wären. Die Statthalterſchaft halte es fuͤr ihre 
unabweisbare Pflicht, vor Mittheilung dieſer Ueberein⸗ 
kunft zwiſchen Preußen und Dänemark vorher die 
Korreſpondenz mitzutheilen, welche ſie in dieſer Hinſicht 
gepflogen, woraus die Stellung zu erſehen, welche ſie 
in dieſer Hinſicht eingenommen habe. Am 23. Mai 
habe ſie ſich an das preußiſche Miniſterium der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten gewandt. In dieſem Schrei⸗ 
ben ſetzt ſie, unter Bezugnahme auf ihre öffentliche 
Erklärung. vom 12. deſſ. M. die in derſelben erwähn⸗ 
ten Punkte näher aus einander, indem ſie namentlich 
auf eine angemeſſene Betheiligung bei den Friedens⸗ 
Verhandlungen antrug. Es erfolgte keine Antwort. 
Am 12. Juni wurde, unter Hinweiſung auf jene Mit⸗ 
theilung vom 23. Mai, die Sache abermals berührt; 
es wurde hervorgehoben, daß weder eine Anmaßung, 
noch ein Zudrängen in jenem Schritte liegen könne, 
weil ſchon dieſe Zuziehung von Seiten der Bundes⸗ 
Derfammlung am 8. und 30. Mai v. J. ausdrücklich 
geltend gemacht worden ſei. Begründet ſei ſie durch 
die Unions⸗Vertrage, wie in der Zweckmäßigkeit. Die 
Statthalterſchaft, von der Centralgewalt eingeſetzt, 
befinde ſich in einer ſchwierigen Lage, indem ſie der 
zuſammengetretenen Landes-Verſammlung über die 
Friedens⸗Verhältniſſe einige Beruhigung zu geben 
wünſche. Unterm 3. Juli theilte die Statthalterſchaft 
dem Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten in 
Berlin die beiden Aktenſtücke, nämlich die Mittheilung 
der Statthalterfhaft an die Landes-Verſammlung vom 
7. Juni und die Antwort derſelben vom 30. Juni 
mit, indem ſie in überſichtlicher Darſtellung den gan⸗ 


zen Verlauf der Erhebung ſeit dem 24. März ent⸗ 


‘ 


ſchen Verbindung, welche das Herzogthum Schleswig an 


digung unter den hohen kontrahirenden Theilen vorbehalten, 


— 1 — 


* 


wickelte und ſich mit aller Entſchiedenheit gegen eine Tagen, oder wo möglich früher, von dem Tage der 


Trennung der Herzogthümer ausſprach. Es heiße ei⸗ | 


nen lebendigen Leib zerſchneiden; es fei eine Verach⸗ 


zeichnung an gerechnet, ausge t 
Mittheilung diefes Protokolls von der einen und der andern | fo 
Seite an Ihre Maſeſtär die Königin von Großbrittanien 


tung des Rechts und werde ſchwere Folgen für ganz ſtattfinden foll. 
i Zur Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten das gegen⸗ tanniſchen Maj. einladen würden. Die Erſtattung des Bes, 


Es wurde darauf 


— — 


keit gezwungen werden würde. Es ward der Löſung, hundert und neun und vierzig. 
der Perſonal⸗Union gedacht, der Reichs verfaſſung u. t 


fü w. Unterm 9, d. ging von dem Grafen v. Bü⸗ 
low ein' Schreiben vom 28. Juni ein. Das Mini⸗ 
ſterium meinte, daß unüberſteigliche! Hinderniſſe jeder 
Forderung auf Theilnahme an den Friedens Verhand⸗ 
lungen in den Weg treten würden; — daß es 
ſchwer ſein werde, eine Form hierfür zu finden; 
— die Intereſſen der Herzogthümer ſollten be⸗ 
rückſichtiget werden, allein die allgemeine po⸗ 
litiſche Lage der Dinge, ſowie die Intereſſen Preußens 
bedürften ebenfalls einer weſentlichen Beachtung. Die⸗ 
ſes Schreiben ward unterm 6. d. beantwortet. In 
dieſem ward das Letztere zugegeben, allein zugleich die 
däniſche Interpretation, daß der Artikel der Reichsver⸗ 
faſſung die Vereinigung Schleswigs mit Holſtein nicht 
zulaſſe, zurückgewieſen. Schon am 5, Febr. ſei Pros 
teſt deshalb eingelegt. Es ward nachgewieſen, daß die 
Centralgewalt von jener Friedensbaſis der Selbſtſtän⸗ 
digkeit Schleswigs nach dem Wiederausbruch des Krie⸗ 
ges zurückgekommen ſei, daß ſie dieſelbe ausdrücklich 
zurückgezogen habe, weil ſie nicht nur in den Herzog⸗ 
thümern, ſondern in ganz Deutſchland den entſchieden⸗ 
ſten Widerſpruch gefunden habe. Nur mit Widerſtre⸗ 
ben habe die Centralgewalt damals eingewilligt, um 
den Preis, Schleswig eine politiſche Exiſtenz zu geben. 
Jetzt aber, da das nationale Recht und das Ehrgefühl 
aufs Lebendigſte angegriffen, da Süddeutſchland keine 
Opfer geſcheut, könne jene Baſis nicht von Neuem 
ſanktionirt werden. Die Statthalterſchaft erklärte zu: 
gleich, daß ſie nicht einſähe, wie man dies effektuiren 
wolle. Es gebe nur drei Wege. Entweder müſſe man 
die deutſchen Waffen gegen uns kehren, oder man müſſe 
glauben, daß wir uns jener Anſicht unterwerfen wür⸗ 
den, oder ob man wolle, daß däniſche Heere fort⸗ 
dauernd die Herzogthümer occupiren ſollten? Am 14. 
d. habe der Major und Flügel⸗Adjutant v. Manteuf⸗ 
fel ein Schreiben des Miniſter⸗Präſidenten v. Bran⸗ 
denburg mit den nachfolgenden Frieden: Präkiminarien 
und der Waffenſtillſtands⸗Convention überbracht:“ 
Protokoll: 

Die unterzeichneten Bevollmächtigten, welche reſp. von 
Sr. Maj. dem Könige von Preußen und Sr. Maj. dem 
Könige von Dänemark ernannt worden ſind, um die Grund⸗ 
lagen eines endlichen Friedens feftzuftellen, welcher die Streit: 
frage, die ſich hinſichtlich der Verhältniſſe des Herzogthums 
Schltewig zwiſchen Ihnen erhoben hat, zu ſchlichten beſtimmt 
iſt, find unter Mitwirkung des Geſandten J. M. der Köni⸗ 
gin von Großbrittanien am Hofe zu Berlin, des Grafen 
von Weſtmoreland, als Repräſentanten der vermittelnden 
Macht, über folgende Friedens⸗Präl minar⸗Artikel übereinge⸗ 
kommen: i l 

Art, I. Das Herzogthum Schleswig ſoll, was ſeine ges 
ſetzgebende Gewalt und ſeine innere Verwaltung betrifft, eine 
abgeſonderte Verfaſſung erhalten, ohne mit dem Herzog⸗ 
thum Holſtein vereinigt zu fein und unbeſchadet der politi— 


die Krone Dänemark knüpft. NEE 

Art. II. Die ‚definitive Organiſation des Herzogthums 
Schleswig, welche aus jener Grundlage hervorgeht, wird 
den Gegenſtand weiterer Unterhandlungen bilden, an welchen 
Großbrittanien als vermittelnde Macht Theil zu nehmen 
von den hohen kontrahirenden Theilen eingeladen wer⸗ 
den wird. 

Art. III.. Die Hezogthümer Holſtein und Lauenburg wer⸗ 
den fortfahren, Mitglieder des deutſchen Bundes zu fein, 
Die definitive Regulirung der Stellung, welche dieſe Her⸗ 
zogthümer in dem oben genannten politiſchen Körper in 
Folge der Veränderungen einnehmen werden, welche der Berr 
faſſung Deutſchlands bevorſtehen, iſt einer ferneren Verſtän⸗ 


Eine der Aufgaben dieſer Verſtändigung wird ſein, ſo weit es mit 
dem im Art. 1. der gegenwärtigen Uebereinkunft feſtgeſtellten 
Prinzip und der zukünftigen Stellung des Herzogthums Hol⸗ 
ſtein zu den anderen deulſchen Staaten vereinbar iſt, die 
nicht politiſchen Bande der materiellen Intereſſen aufrecht 
zu erhalten, welche zwiſchen den Herzogthümern Holſtein 
und Schleswig beſtanden haben. Se. Majeſtät der König 
von Dänemark, Herzog von Holſtein, wird dieſen Herfog⸗ 
hun in der kürzeſten Friſt eine Repräſentativ⸗Verfaſſung 
ertheilen. “ 2 . 

Art. IV. Man iſt übereingekommen, daß die in den vor⸗ 
ſtehenden Artikeln enthaltenen Beſtimmungen in keiner Weiſe, 
weder der Frage wegen der Erbfolge in den unter dem 
Scepter Sr. Majeſtät des Königs von Dänemark vereinig⸗ 
ten Staaten, noch den eventuellen Rechten dritter ene 
präjudiziren ſollen, Zur Beſeitigung der Verwickelungen, 
welche aus den hinſichtlich der Erbfolge erhobenen Zweifeln 
hervorgehen könnten, wird Se. gedachte Majeſtät ſogleich 
nach erfolgtem Friedensſchluſſe die Initiative zu Vorſchlägen 
ergreifen, welche zum Zwe 


ordnen. a 
Akt. V. Die hohen kontrahirenden Theile kommen dahin 


überein, die Garantie der Großmächte für die genaue Aus⸗ 


führung des definſtiven Friedens in Betreff des Herzogthums 
Schletzwig in Anſpruch zu nehmen. Das gegenwärtige in 
doppelten Exemplaren ausgefertigte Protokoll foll mit der 


Genehmigung Sr. Majeſtät des Königs von Preußen und 


Sr. Maſeſtät des Königs von Dänemark o 
und die beiden ſolcherg 
migten Exemplar: ſollen zu Berlin, in der Friſt von acht 


werden, 


N Staats ⸗Anzeiger werſprichte obige 


e auf morgen 


5 As 1 
gewieſen, daß nur aus einer kräftigen Durchführung | wi Protokoll mit ih 
des anerkannten Rechts Dänemark zur Nachgiebig⸗ PR 


Heeresmacht den Befehl zugehen laſſen, Jütland zu räumen 
und während des Zeitraums von 25 Tagen die in den Art. 
III. und V. bezeichneten Stellungen einzunehmen. 

ſchen, ſo wie der däniſchen Truppen werden preußiſche und 


der beziehungsweiſe von den preußiſchen und neutralen Trup⸗ 


des Feſtlandes vom Herzogthum Schleswig beſetzen wird. Der 


aben, im gemeinſamen Ein⸗ 
veiftänbnife mit den Großmäßten diefe Gehfolgefrage u 


5 
rung dieſes Liguidations⸗Geſ 8 
N ce Preußen und Se. re 


t von den hohen Theilen geneh⸗ 
wärtigen Convention an 


raums pon 


ehen. . 0 
Geſchehen zu Berlin, den zehnten Julk Ein Tauſend acht 


9. 
(geg.) 175 n 9 05 Needtz. 
Waffenftillitond-Gonvention 
zwiſchen. Sr. Majeſtät dem Könige von Preußen und 


Sr. Majeſtät dem Könige von. Dänemark, abgeſchloſ⸗ 
ſen zu Berlin den 10. Juli 1849. Ri 

Nachdem am heutigen Tage die Unterzeichnung der Frie⸗ 
dens⸗Präliminarien zwiſchen Sr. Majeſtät dem Könige von 
Preußen einerſeits und Sr. Majeſtät dem Könige von Däne⸗ 
mark andererſeits ſtattgefunden hat, fo iſt von gedachten 
Ihren Majeſtäten, welche von dem lebhaften Wunſche be⸗ 
feelt find, den Drangſalen des Krieges und dem Blutver⸗ 
gießen ſofort Einhalt zu thun, und welche es überdieß als 
angemeſſen erachten, rückſichtlich des Herzogthums Schleswig 
die geeigneten Maßregeln zu ergreifen, um daſelbſt die Wie⸗ 
derherſtellang eines definitiven und dauerhaften Friedens in 
Gemäßheit des Art. I. der obengedachten Präliminarien aufs 
geſtellten Grundſatzes vorzubereiten, beſchloſſen worden, zur 
Erreichung dieſes doppelten Zweckes, eine Waffenſtillſtands⸗ 
Konvention abzuſchließen und haben zu dieſem Ende zu Ih⸗ 
ren Bevollmächtigten ernannt, nämlich Se. Majeſtät der 
König von Preußen den Kammerherrn Freiherrn Alexander 
Guſtav Adolph v. Schleinitz ꝛc. ꝛc., und Se. Mafeſtät der 
König von Dänemark den Kammerherrn Holger Chriſtian 
v. Reedtz ꝛc. ꝛc., welche unter Mitwirkung des Grafen von 
Weſtmoreland, k. großbrittaniſchen Miniſters zu Berlin, als 
Repräfentant der vermittelnden Macht, und nach Auswech⸗ 
ſelung ihrer, in gehöriger Form befundenen Vollmachten, 
folgende Artikel feſtgeſtelt haben. 

Art. 1. Vom Tage der Auswechſelung der gegenwärtigen 
Convention an gerechnet, ſollen die Feindſeligkeiten zu Lande 
und zur See vollſtändig eingeſtellt werden, während eines 
Zeitraumes von 6 Monaten und über denſelben hinaus noch 
während ſechs Wochen nach Aufkündigung des Waffenſtill⸗ 
ſtandes von der einen oder der andern Seite. Wenn der 
gegenwärtige Waffenſtillſtand aufgekündigt würde, fo ſollen 
die preußiſchen und deutſchen Truppen das Feſtland des 
Herzogthums Schleswig beſetzen können, welches in dieſem 
Falle von den neutralen Truppen, welche nach Artikel V. 
ich etwa noch daſelbſt befinden dürften, 
würde. f 

Art. II. Se. Majeſtät der König von Preußen wird dem 
Oberbefehlshaber der in Jütland und in den Herzogthümern 
Schleswig und Holſtein vereinigten preußiſchen und deutſchen 


geräumt werden 


Art, III. Der Oberbefehlshaber der preußiſchen und deut⸗ 


daniſche Offiziere ernennen, welche behufs der Abgrenzung 
pen zu beſetzenden Gebietsſtrecken auf einer Karte eine De⸗ 
markationslinie ziehen und beſtimmen werden, welche ſich 
von einem Punkte an der Küſte in der Nähe und im Süd⸗ 
oſt der Stadt Flensburg bis zu einem Punkte an der Küſte 
nordweſtlich von der Stadt Tondern erſtreckt und die erſtere 
Stadt, fo wie die jütländiſchen Enelaven nordwärts, die 
Stadt Tondern dagegen ſüdwäres der vorgenannten Demar⸗ 
kationslinſe liegen läßt. 

Art. IV. Se. Majeſtät der König von Preußen ſoll wäh⸗ 
rend der Dauer des Waffenſtillſtandes im Herzogthum 
Schleswig und im Süden der vorbeſagten Demarkatiens⸗ 
linie ein Armeekorps belaſſen können, deſſen Stärke die Zahl 
von 6000 Mann nicht überſchreiten wird. Se. Maj. der 
König von Dänemark wird fortfahren, die Inſeln Alſen und 
Arrsemilitairiſch beſetzt zu halten. 

Art. V. Dieſe däniſchen und preußiſchen Truppen wer⸗ 
den die einzigen Streitkräfte ſein, welche in dem Herzog⸗ 
thum Schleswig während der Dauer des Waffenſtillſtandes 
verbleiben, mit Ausnahme eines Korps neutraler Truppen, 
deſſen Stärke 2000 Mann nicht überfteigen darf und wel⸗ 
ches den nordwärts der Demarkationslinſe belegenen Theil 


Unterhalt und die Beſoldung der beſagten neutralen Trup⸗ 
pen fallen Sr. königl. däniſchen Majeftät zur Laſt. Die 
hohen contrahirenden Theile werden Se. Majeſtät den Kö⸗ 
nig von Schweden und Norwegen erſuchen, dieſes neutrale 
Truppen⸗Corps ſtellen zu wollen. Während der Dauer 
des Waffenſtillſtandes wird in die jütländiſchen Enclaven 
innerhalb des Herzogthums Schleswig eine Garniſon weder 
von der einen noch von der anderen Seite gelegt werden. 
Art. VI. Gleichzelig mit der Einnahme der im Art. III 
bezeichneten Stellungen von Seiten des die vereinigte preu⸗ 
ßiſche und deutſche Heeresmacht kommandirenden Oberbe⸗ 
fehlshabers, wird Se. Maj. der König von Dänemark die 
Aufhebung der durch Ihre Seemacht ausgeführten Bloka⸗ 
den der preußlſchen und deutſchen Häfen anordnen. Die 
zur Vollziehung der vorſtehenden Artikel erforderlichen Be⸗ 
fehle werden an einem und demſelben Tage an die Befehls⸗ 
haber der reſp. Land. und Seemacht ausgefertigt werden 
Art. VII. Alle ſeit Beginn der Feindſeligkeiten von der 
einen oder der anderen Seite aufgebrachten Handelsſchiffe 
werden ſammt deren Ladungen unmittelbar nach der Auf⸗ 
hebung der Biokade freigegeben. Sollten Schiffe Aud . 


dungen verkauft worden ſein, fo wird deren Werth erſtat⸗ 


tet. Dagegen verbürgt ſich Se. Maj. der König von Preu⸗ 
ßen, alle Kontributionen in baarem Gelde, welche von den; 
preußiſchen und deutſchen Truppen in Jütland erhoben wor⸗ 
den find, zu erſtatten und erſtatten zu laſſen, desgleichen 
den Werth der zum Gebrauch der preußiſchen und deutſchen 


Truppen requirirten Pferde, welche ihren rechtmäßigen Ei⸗ 


genthümern ſeitdem nicht zurückgeſtellt worden ſind. Die 
Verpflegungs⸗ und Einquartierungs⸗Unkoſten für die gedach⸗ 
ten Truppen, fo wie die Unkoſten für die ihnen gelieferte 
ourage fallen dem Lande zur Laſt. Bau der Reguli⸗ 
ird e 

Maj. der König von Dänemark 
je einen Kommiſſar ernennen, welche bebe Nemec 
6 Wochen nach Auswechſelung der Ratifikationen der gegen: 
Ort und Stelle vereinigen werden. 
Die ee werden dieſes Geſchäft während eines Zeit⸗ 


nler⸗ 
elt werden, welchem über we 


hergeftellt werden. 


ſelben die am 


twa ſtreitige Forderungen vorhanden fein, 
ö en nicht gelungen wäre, ſich zu einigen, 
rden dieſe Forderungen der Entſcheidung eines Schieds⸗ 
mannes unterworfen werden, zu deſſen Ernennung die ho⸗ 
hen kontrahirenden Theile die Regierung J. k. großbrit⸗ 


dieſer Jriſt n 
eee 


wer Unterſchrift und ihrem Wappen trages der verſchiedenen Erſatzſummen fol” ſpäteſtens ſechs 


Monate vom Tage der Auswechſelung der Ratifikationen 
der gegenwärtigen Konvention an gerechnet, erfolgen. 

Art. VIII. Sämmtliche Keiegs⸗ und politiſche Gefangene 
ſollen von beiden Theilen ohne Kusnahme in Fleihent geſetzt 
werden. Die Auswechſelung der Gefangenen wird in Flene⸗ 
burg ſpäteſtens in 25 Tagen nach Nuswechſelung, der Katie 
ſikatſonen der gezenwärtigen Uebereinkünft bewirkt werden. 

Akt. IX. Se. Maj. der König von Preußen wird ſan t⸗ 


liche Regierungen, welche einen thätſgen Antheil an dem 


dermaligen Kriege gegen Oänemark genommen haben, eſn⸗ 
laden, baldmöglichſt ihren Beitritt zur gegenwärtigen Kon⸗ 
vention zu erklären, deren Beſtimmungen dadurch für die⸗ 
ſelben verbindlich werden, als ſolche hinſichtlich ihrer zur 
vollen Anwendung kommen. \ 

„Art. X. Es wird für das ganze Herzogthum Schleswig 
eine Vetwaltungs⸗Kommiſſion (Landes⸗Verwaltung) errichtet 
werden, welche während der Dauer des Waffenſtillſtandes 
dieſes Land im Namen Sr. Maj. des Königs von Däne⸗ 


mark regieren wird. Sie ſoll aus zwei Mitgliedern beſtehen, 


von denen das eine von Sr. Maj. dem Könige von Preußen, 
das andere hingegen von Sr. Maj. dem Könige von Däne⸗ 
mark gewählt und denen ein Kommiſſarius beigeordnet 
werden wirb, zu deſſen Ernennung Ihre Majeſtät die Kö⸗ 
nigin von Großbrittanien eingeladen werden ſoll, um in 
der Eigenſchaft eines Schiedsrichters bei etwa vorkom⸗ 
menden Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen den beiden an⸗ 
dern Mitg 2115 Entſcheidung zu treffen. Die Funktionen 
dieſer Kommiſſion werden darin beſtehen, das Herzog⸗ 
thum Schleswig in Gemäßheit der beſtehenden Geſetze zu 
verwalten und in demſeiben die Ordnung und Ruhe auf⸗ 
recht zu erhalten. Zu dieſem Zwecke ſoll dieſelbe mit der 
nöthigen vollen Auktorität bekleidet werden, jedoch mit Aus⸗ 
nahme der geſetzgebenden Gewalt, welche während der 
Dauer des Waffenſtillſtandes ſuspendirt bleiben fol, Hin⸗ 
ſichtlich aller Geſetze, Verfügungen und Verwaltungs⸗Maß⸗ 
regeln, die ſeit dem 17. März 1848 für das Herzogthum 
Schleswig erlaſſen werden find, ſoll die beſagte Kommiſſion 
beſugt fein, zu prüfen und zu entſcheiden, welche von jenen 
Geſetzen, Verfügungen und Verwaltungs⸗Maßregeln im wohl: 
verftandenen Intereſſe des Landes eiwa wieder aufzuheben 
oder beizubehalten ſein dürften. Kr 

Art. XI. Die zur Erhaltung der Ordnung nöthigen 
Streitkräfte werden der Verwaltungs⸗Kommiſſion auf deren 
Requifition zur Verfügung geſtellt werden, je nach den Dis 
ſtrikten, in welchen dſeſe Tuppen ſtatjonirt find, alſo im 
ſüdlichen Theile des Herzogthums Schleswig durch den 
Oberbefehlshaber der preußiſchen Truppen, für die Inſeln 
Alſen und Arröe durch den Oberbefehlshaber der dämſchen 
Truppen und für den Theil des Feſtlandes des Herzog⸗ 
thums Schleswig, welcher nördlich von der Demarkations⸗ 
linie belegen iſt, durch den Oberbefehlshaber der neutralen 
Truppen. 

Art. XII. Die Verwaltungs- Koömmiſſion des Herzog⸗ 
thms Schleswig wird ſich mit der däniſchen Regierung über 
eine Interimsflagge verſtändigen, deren die ſchleswigſchen 
Schiffe ſich während der Dauer des Waffenſtillſtandes be⸗ 
dienen können, und unter welcher ſie derſelben Vortheile, 
wie die däniſchen Schiffe genießen können. 

Art. XIII. Der Poſtenlauf und die ſonſtigen inneren 
Verbindungsmittel werden in regelmäßiger Weiſe wieder 
Der freie Verkehr der Poſten durch dis 
Herzogthum Holſtein, ſowie der Fortbeſtand der Poſtbehörde 
zu Hamburg werden ausdrücklich vorbehalten. 

Art. XIV. Die gegenwärtige Konvention wird Annen 
werden, und die Auswechſelung der Kissed binnen 
8 Tagen, oder wo möglich früher, von dem Tage der un⸗ 
terzeichnung an gerechnet, zu Berlin ſtattfinden. Die gegen⸗ 
wärtige, in doppelten Exemplaren ausgefertizte Kondentiom'‘ 
iſt in franzöſiſcher, deutſcher und däniſcher Sprache abgefaß⸗ 
worden. Bei etwa entſtehenden Zweifeln über die Ausle 
gung des Textes der Konvention, iſt man dahin äbereinge⸗⸗ 


kommen, den franzöſiſchen Text als maßgebend zu betrachten. 


Zur Uürkund deſſen haben die Bevollmächtigten die gegen- 


wärtige Konvention vollzogen und ihre Siegel beidrucken 


laſſen. 
Geſchehen zu Berlin, den 
hundert neun und vierzig. 
(gez.) v. Schleinitz. 
L. S.) 


zehnten Juli Ein Tauſend acht 
(gez.) v. Reedg. 
W 85 (J., 8.) 

Nachdem der Departementschef dieſe Aktenſtücke ver⸗ 
leſen, theilte er auch folgendes Schreiben des Grafen 
v. Brandenburg mit: 

. Zuſchrift ö 
des k. preußiſchen Miniſter⸗Präſidenten an die 
ſchleswig⸗holſteiniſche Statthalterſchaft. 

Einer hochlöblichen Statthalterſchaft in den Herzogthü⸗ 


mern Holſtein und Schleswig beehrt det unterzeichnete ſich 


anzuzeigen, daß der k. Major und Flügel ⸗edjutant Sr. 
Maj. des Königs, Frhr. v. Manteuffel, beauftragt iſt, der⸗ 
10. d. zwiſchen dem dieſſeitigen und dem k. 
däniſchen Bevollmächtigten, Frhrn. v. Schleinig und Kam⸗ 
merherrn v. Reedtz, abgeſchloſſene und unterzeichnete Ueber⸗ 
einkunft über einen Waffenſtillſtand auf ſechs Monate, ſo 


wie das an demſelben Tage aufgenommene Protokoll über 


die Baſis des künftigen Friedens mitzutheilen. Beide Akte 
bedürfen noch der binnen acht Tagen in Ausſicht geſtellen 
Ratiſikation. Die k. Regierung hat aber nicht unterlaſſen 
wollen, ſchon jetzt und fo ſchleunig als irgend möglich gewe⸗ 


ſen, die hochlöbliche Statthalterſchaft vollſtändig von dem 


Inhalte der getroffenen Uebereinkunft in Kenntniß zu ſetzen. 


Der Major v. Manteuffel wird zugleich alle etwa wünſchens⸗ 


e eee mündlich hinzuzufügen im Stande 
ein. i 

Der unterzeichnete hegt das volle Vertrauen zu der hoch⸗ 

löblichen Statthalterſchaft, daß dieſelbe die Wichtigkeit und 
den Ernſt des Augenblicks in vollem Maße erkennen un 


5 und 
ihrerſeits dazu beitragen werde, daß dieſe Angelegenheit in 
6 EN ee mai ihrem nunmehr nahe bevorſtehenden 


Ende zugeführt werde. Sie wird nicht verkennen, wie viel 
dabei * The abhängt, und wird es ſicherlich als ihre: Auf⸗ 
gabe anſehen, zur Beruhigung des Landes nach Kräften mi 


Wochen abſchließen. Sollten nach, Aölauf wollen, etwa verſucht werden möchte. 


mit 
und einer Aufregung entgegen, ieh, e et. 
gen, DI cn Bee une e de ee dicht 


nicht verhehlen durfen, wie 


Die k. Regi .. 
6385 ee ele Herzogthümer ſeloll die ende 


wichtig, ja nothwendig für d 
liche Beendigung des ſo lange 8 
ſei. Dies auf die bestmögliche Weife zu erreichen, hat fie 
ſich zur Aufgabe ſtellen müſſen; und fie glaubt, durch die 
abgeſchloſſene uebereinkunft einen Zuſtand hergeſtellt zu ha⸗ 
ben, welcher den währen Bedürfnſſſen der Herzogthümer 
genügt, und denſelben mannigfache Bortheife gewährt. ; 
Daß die Baſis des Friedens, wie ſie hier angenommen 
worden, von der proviſoriſchen Centralgewalt für Deutſch⸗ 
land ſchon am 3. Februar d. J. feſtgeſtellt worden, iſt der 
Statthalterſchaft bekannt. Preußen konnte bei den jetzigen 
Unterhandlungen nicht von dieſer einmal angenommenen 
Baſis abgehen; und wir ſind der Ueberzeugung, daß 170 
ſelbe, wenn fie redlich und vollſtändig durchgeführt rt 
dem wahren Vortheil der Herzogthümer entſprich. Da 
dies geſchehen, daß eine die Selbſtſtändigkeit Schleswige 
ſichernde Verfaſſung gewährt und vollſtändig außgefühnt 
werde, wird die k. Regierung zu ihrem ſteten Yugenmer 
bei den wefteren eden machen, und nur 
mit voller Rückſicht darauf [den Frieden abſchließen. 
ie Herzogthümer werden alſo vollkommen. beruhigt 
darüber fein? können, daß fowehl ihre politiſche Stel⸗ 
lung, wie ihre „materiellen Intereſſen und die Ger 
meinfamkeit der beiden Herzogthümer in letzteren, fo weit 
es irgend praktiſch möglich iſt, gewahrt werden. 

Die Bedingungen des Waffenſtillſtandes ſind mit Rück⸗ 
ſicht auf die einmal angenommene Baſis des Friedens feſt⸗ 
geſtellt worden. Die dadurch eintretende Ruhe wird den 
Herzogthümern die Möglichkeit gewähren, fi von den 
ſchweren Opfern, welche der Krieg ihnen auferlegt hat, zu 
erholen. 

— ſehr es daher im Intereſſe der letzteren liegt, daß 
die Ausführung des Waffenſtillſtandes nunmehr ohne alle 
Schwierigkeit. erfolge, bedarf keiner weiteren Bemerkungz 
und der Unterzeichnete rechnet daher mit Zuverſicht auf die 
kräftige und beſonnene Mitwirkung der hochlöblichen Statt: 
balterſchaft zur Beſeitigung aller ſich etwa ergebenden An⸗ 
ſtände oder Hinderniſſe. Er glaubt ſich in dem Vertrauen 
nicht zu täuſchen, daß dieſelbe Alles aufbieten werde, um 
dem Lande am Schluß ihrer von der k. Regierung gern 
anerkannten Wirkſamkeit, noch dieſen weſenklichen Dfenſt 


zu leiſten. 5 
Berlin, den 12. Juli 1849. 
Der Miniſter⸗Präſident: 
| Pu» Graf von Brandenburg. 
Un die hochlöbliche Skarthalterſch 
Holſtein und Schleswig. 


Antwort der Statthalterſchaft. 


Das Schreiben lautet: 

Durch den Major und Flügel⸗Adjutanten Freiherrn von 
Manteuffel iſt das gefällige Schreiben des k. preußiſchen 
Miniſter⸗präſidenten Herrn Grafen von Brandenburg vom 
1%ten d. M., nebſt' der darin angezogenen Waffenſtillſtands⸗ 
Convention vom 10ten d. M. und dem Protokoll über die 

riedensprältminar⸗Artikel von demſelben Dato, der Statt⸗ 
gen chef, der Herzogthümer Schleswig⸗Holſtein am geſtri⸗ 
en Tage ü worden. R 2 
teen Ew. Exzellenz erſieht die Stacthal⸗ 
terſchaft, wie die Anſicht obgewallet hat, daß das in dem 
Artikel 1 des Protokolls vom 10ten d. M. ausgeſprochene 
Prinzip für die künftige Stellung Schleswigs mit der von 
der propfſoriſchen Cenkralgewalt Deutſchlande. am 3. Febr. 
angenommenen Friedensbaſis übereinſtimme. Eine 
Vergleichung beider Aktenſtücke beftätigt dieſe Anſicht nicht. 
In dem Schreiben des Reichsminiſter⸗Präſidenten Heinrich 
v. Gagern an den engliſchen Geſandten Lord Cowley wird 
die von der britiſchen Regierung vorgeſchlagene Friedens⸗ 
grundlage dahin angegeben, daß Schleswig eine abgeſon⸗ 
derte Verfaſſung erhalten ſolle, verſchleden von der dänk⸗ 
ſchen auf der einen Seite und von der holſteiniſchen auf der 
anderenz als Grundſatz dleſer Baſis wird die Unabhängig⸗ 
keit Schleswigs bezeichnet. Dagegen beſagt der Art, 1 der 
Friedens⸗-Präliminarien vom 10ten d. M., daß Schleswig 
in der geſetzgebenden Gewalt und inneren Verwaltung von 
Holſtein abgeſondert werde, unbeſchadet der politiſchen Ver⸗ 
bindung, welche das Herzogthum Schleswig an die Krone 
Danemark knüpfe. Die Baſis van 3. Februar würde ver⸗ 
möge der Unabhängigkeit Schleswigs es geſtatten, daß die⸗ 
ſes Herzogthum, unbehindert durch Dänemark, diejenige 
Verbindung mit Holſtein ſich erhalte, welche den beiderjeitt- 
gen Intereſſen und Wünſchen entſpricht. Die Präliminas 
rien dom 10ten d. M. dagegen gehen davon aus, daß zwl⸗ 
ſchen Dänemark und. Schleswig. eine politiſche Union be: 
ſtehe, welche dem Begriffe der unabhängigkeit Schleswigs 
gergbezu widerſprechen würte; dieſelben ſcheinen inſofern 
mehr mit der k. däniſchen Erklärung vom 24. März v. I, 
durch welche der Krieg Deutſchlands mit Dänemark ver⸗ 
anlaßt ward, übereinzuſtimmen. Dieſen Umſtand hervorzu⸗ 
heben, hat die Statthalterſchaft ſich um fo mehr veraflich⸗ 
tet gehalten, als die Natiſikation der Friedens⸗Prälimina⸗ 
rien noch nicht erfolgt iſt. Daß nach dem Art. III. der 
Sriebens-Präliminarien die nicht politiſchen Bande der ma⸗ 
teriellen Festen bed wichen, Schleswig und Holſtein in ſo 
weit Forcheſtand Haben follen, als es mit dem Princip des 
Art. I. vereinbar iſt, kann nicht zu hinlänglicher Beruhi⸗ 
gung dienen, da die Erhaltung der Wände der materiellen 
Intereſſen mit einer abgefonderten inneren Verwaltung kaum 
vereinbar, übrigens auch noch andere und höhere Intereſſen, 
als die materiellen, beide Herzogtümer mit einander ver⸗ 
binden. Die Aufrechthaltung dieſer Verbindung: it bekannt⸗ 
lich von dem Könige von Dänemark wiederholt als Recht 
der Herzogthümer anerkanat, und dieſes Recht zu ſchüten 
hat der deutſche Bundestag, haben alle deutſche Regzierun⸗ 
gen, die kel. preuß ſche inſonderheit, auf das Beſtimmteſte 


zugeſagt. 
Plebcgtatthalterſchaft muß es tief beklagen, daß der kgl. 
preußiſche Bevollmächtigte zum Abſchluß eines, die Rechte 
der Herzogthümer entſchleden verletzenden Prätiminar⸗Pro⸗ 
tokolls in der Vorausſetzung der Gebundenheit an eine von 
der proviſoriſchen Gentralgewalt längſt wieder zurückgenom⸗ 

mene frühere Friedensbaſis, und in e en Sc e 
der Uebereinſtimmung mit dieſer Baſis ſich hat verl Ken 


v 
— 
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Einyertänditi mit dem hleſigen 
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und mit alien Ketten auf Len Schu ö 


e andauernden Kriegszuſtandes 


lr in den Herzogthümern'! 


angeordnet. — Aus Südun 
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leidende Peterwarde 
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des Landes richten wird. Ein anderes Verhalten würde 
. unvereinbar an⸗ 
de fie einer, an ſich fo 


als mit ihrer 


m wenigſten aber wü 
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die Statthalterſchaft 


kuͤtſchland rechts⸗ 


verbindlichen Vereinbarung ihre Zuſtimmung geben können, 


welche dem Wortſinne nach der Auslegung Raum glebt, 
daß die von ſämmtlichen deutſchen Fürſten, vor Allen von 
Sr. Majeftät dem Könige von Preußen, als rechtmäßig an⸗ 
erkannte Erhebung der Herzogthümer nunmehr für unberech⸗ 
tigt befunden worden ſei. \ 

Die Bedingungen der Waffenſtillſtands⸗ Convention find, 
wie Ew. Exc, bemerken, mit Berückſichtigung der Friedens⸗ 
baſis entworfen. Iſt die letztere, wie oben ausgeführt, mit 
den Rechten der Herzogthümer im geradeſten Widerſpruch, 
ſo entſprechen die letzteren denſelben ebenſowenig. Die Her⸗ 
ſtellung getrennter Verhältniſſe in den Herzogthümern, welche 
bisher die Organe des öffentlichen Lebens mit einander ge⸗ 
meinſam hatten, kann von der Statthalterſchaft nur als un⸗ 
ausführbar oder, ſo weit ſie im Einzelnen durchgeführt 
würde, unſägliches Unheil über das Land bringend, betrach⸗ 
tet werden. 

Die nächſte Zukunft der Herzogthümer iſt dunkel z die 
Statthalterſchaft aber ſieht, in feſter Einigkeit mit dem gan⸗ 
zen Lande, der weiteren Entwickelung der Ereigniſſe, welche 
auch für die diesſeltigen Maßnahmen beſtimmend fein wird, 
mit derjenigen Ruhe entgegen, welche das Vertrauen auf 
die Kraft einer gerechten Sache und die Zuverſicht auf eine 
höhere Lenkung der Geſchicke eines treuen Volkes gewähren. 

Gottorff, den 15. Juli 1849. 

Die Statthalterſchaft 
der Herzogthümer Schleswig⸗Holſtein. 
Reventlou. Harbou. 
An Se. Excellenz den königl. preußiſchen 
Miniſter⸗Präſidenten, Herrn Grafen 
v. Brandenburg in Berlin. 8 

Nachdem die Landes -Verſammlung heute die Be⸗ 
richte über die Waffenſtillſtands ⸗ Convention und die 
Antwort der Statthalterſchaft vernommen hatte, ſchien 
die ganze Verſammlung es recht lebendig zu fühlen, 


daß die Statthalterſchaft dem edlen empörten Gefühle 


eines tiefverletzten Volksſtamms dem Miniſterium eines 
mächtigen Bruderſtammes gegenüber das ernſte Wort 
gegeben habe. Unſer würdiger Präſident fühlte den 
bedeutſamen Augenblick, und ſprach in feiner. klaren 
ruhigen Weiſe folgende Worte: „Es wird erfreulich 
ſein für das Land und erfreulich auch für alle die⸗ 
jenigen weiter im Süden, die noch wirkliches Wohl⸗ 
wohlen für uns hegen und es bethätigen werden, daß 
die Landes⸗Verſammlung dieſe Mittheilungen ſo ernſter 
Art ohne erhebliche Aufregung hat anhören und mit 
Ruhe hat hinnehmen können. Denn dieſe Ruhe iſt 
nicht die Ruhe der Unterwerfung unter irgend einen 


in einen beabſichtigten oder nicht beabſichtigten Erfolg 
für die Zukunft, ſondern es iſt die Ruhe der Zuber⸗ 
ſicht, es iſt die Ruhe des ſichern Bewußtſeins in jeder 
Bruſt, was zu thun unſere Pflicht ſein wird. Ueber 
den Inhalt der Aktenſtücke, will ich jetzt nichts ſagen, 
und ich hoffe, die Verſammlung wird ebenfalls die 
ſpäteren Mittheilungen erſt abwarten, vielleicht daß 
dann der Eine oder Andere ſich gedrungen fühlt, An⸗ 
träge daran zu knüpfen, welche ihm vielleicht dringend 
erſcheinen. Es ſcheint wohl nicht angemeſſen, 
der Gegenſtand, der heute auf der Tagesordnung ſteht, 
(die Auflöſungsfrage), zur Berathung kommt, wenig⸗ 
ſtens nicht in dieſem Augenblick. Das Miniſterium 
hat eine geheime Sitzung gewünſcht, die aber noch 
nicht beſtimmt werden konnte.“ 

Wie kampfluſtig unſere verheiratheten Soldaten, die 


Reſerviſten, ſind, bezeugt der Umſtand, daß ſich vor 


einigen Tagen nicht weniger als 400 ſtatt bensthigter 
180 Mann in Eckernförde ſofort meldeten, als die 
Aufforderung erging, daß ſich diejenigen anmelden möch⸗ 
ten,“ welche etwa freiwillig die in Jütland ſtehenden 
Bataillone ergänzen wollten. 

Man ſagt, daß der Herr Flügel-Adjutant v. Man⸗ 
teuffel mit einer etwas andern Vorſtellung das ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſche Land und unſere Armee, ſo wie den 
Generals Lieutenant v. Prittwitz verlaſſen hat, als er 
hierher gekommen iſt. (H. C.) 


He ſt erreich. 

N. B. Wien, 18. Juli. [Tagesbericht.)] Mit⸗ 
telſt allerhöchſten Handſchreibens hat der Kaiſer den 
F.⸗M.⸗L. Ritter von Heß in Anerkennung feiner 
ausgezeichneten Verdienſte als Chef des Generalſtabes 
der Armee in Italien, zum Feldzeugmeiſter, mit Vor⸗ 
behaltung des Ranges für ſeine Vordermänner aller⸗ 
gnädigſt zu ernennen getuht. — Sonntag den 15, 
fand ein kleiner Auflauf in der Vorſtadt Joſeph⸗ 
ſtadt in Peſth ſtatt, indem ein Käufer mit Koſſuth⸗ 
Noten bezahlen wollte, die natürlich nicht angenom⸗ 
men wurden. Viele Läden in Peſth ſtehen leer, weil 
Prinzipale und Kommis ſich entfernt haben. An 
Wagren ift dort Ueberfluß, die Geſchäfte ſtehen aber 
fill. — Gegen Jeden, der in Ungarn die Zwangs⸗ 
anweiſungen im vollen Nennwerth anzunehmen 
ſich weigern ſollte, wird das kriegsrechtliche Verfahren 


Cholera, Typhus und Hitze halten das Vorwärtskük⸗ 


ken der Südarmee auf, und zwingen den Banus 
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zur Defenſive. Er verſchanzt ſich an der 


g d f egen ihn, anrü 
den Magyaren Widerſtand zu kalten. Beem hat die 
hartbedrängte, an Salz und Holz nothe 

entſetzen, i len einzu⸗ 


g Croatien 
en zur adrigt ſchen Küſte offen 


ungerechten Willen und nicht die Ruhe der Ergebung 


daß 


9 1 wird berichtet: 


zu halten. Koſſuth befindet ſich bei ihm. Würde 
Bem ſein Plan gelingen, ſo wäre daburch nicht blos 
ſeinem Corps ein Ausweg eröffnet, ſondern auch die 
Flanke der k. k. Donauarmee bedroht. Der Ban ſucht 
ſich daher auf alle mögliche Weiſe zu verſtärken. Er 
hoffte, daß F.⸗Z.⸗M. Nugent, der in Warasdin 
ftand, ihm Sutcurs leiſten werde; allein dieſer hat es 
für nöthig befunden, in die Mur⸗Inſel und gegen den 
Plattenſee vorzurücken. Im Sümegher und Eiſen⸗ 
burger Bezirk nämlich iſt die Stimmung des Volkes 
ſehr gereizt. Im Bakonyer Walde ſammeln ſich Land⸗ 
ſtürmler, eben ſo am Plattenſee in großen Maſſen, 
welche zu ihrer Unterſtützung Hondeds⸗Batgillone haben. 
F.⸗Z.⸗M. Nugent wurde von denſelben im Rücken ans 
gegriffen, worauf ſie ſich, von demſelben geſchlagen, 
hinter ihre Verſchanzungen wieder zurückzogen. Das 
Eiſenburger Comitat wählte Deputirte nach Szegedin 
zur ungariſchen Reichs⸗Verſammlung. 
[Wiener Ztg.] Nach Privatberichten aus Nagy 
Igmand von geſtern und aus Peſth von vorgeſtern 
hatten die Magyaren am Sonntag bei Waitzen wieder 
einen verzweifelten Verſuch gemacht, um ſich durchzu⸗ 
ſchlagen. Sie warfen ſich mit Ungeſtüm auf eine Ab⸗ 
theilung der großen ruſſiſchen Armee, welche unter 
Oberbefehl des Marſchalls Paskiewitſch ſteht. Die 
Ruſſen zogen ſich Mittags bis Dung Kees 
zurück. Allein am rechten Ufer der Donau operirten 
die kaiſerlich öſterreichiſchen Truppen üder die Donau 
und die Diviſion Ramberg brach gleichzeitig, von 
Peſth auf, ſo daß ſie ſich von allen Seiten umgangen 
mit bedeutendem Verluſt wieder gegen Ko⸗ 
morn zurückzlehen mußten. — Geſtern iſt das 
ruſſiſche Armeekorps des General Paniutine nach 
Peſth aufgebrochen, und das Hauptquartier wird dem⸗ 
nächſt Nagy Igmand verlaſſen. — Aus Sieben⸗ 
bürgen iſt die Nachricht eingetroffen; daß die Ma⸗ 
gyaren bei Biſtritz eine Hauptniederlage erlitten 
haben, wobei die ruſſiſchen Truppen 12 Kanonen er⸗ 
oberten. Hierauf zog das Armeekorps des Generals 
Grotenhelm in Herrmannſtadt ein. — Am 13. iſt 
der Banus von Sove aufgebrochen, um die 
Magyaren, welche gegen 30,000 Mann ſtark bei He⸗ 
gyes, in der Nähe von Thereſionopel ſtehen, anzu⸗ 
greifen. ; 


aa eranich 
+. Paris, 15. Juli. [Tagesbericht.] Es 

ſind wieder neue Gerüchte über bevorſtehende „Staats⸗ 
ſtreiche“ in Umlauf. Die „allgemeine Korreſpondenz“ 
ſpricht ſich darüber in folgender Weiſe aus: „Ein ziem⸗ 
lich lächerliches Gerücht machte geſtern die Runde. 
Man ſagte, daß bei Gelegenheit der Verkündigung der 
Pariſer Wahlen eine beſtimmte Anzahl Individuen ſich 
zu einer „friedlichen“ Manifeſtation haben zuſammen⸗ 
thun wollen, um von der Nationalverſammlung Adige zg 
Proklamation eines lebenslänglichen Konſulats“ zu 
verlangen. Man hoffte, daß dieſe Demonſtration auf 
keinerlei Widerſpruch ſtoßen werde. Dupin habe 
aber, um die Demonſtration zu Schanden zu machen, 
die Sitzungen der Kammer auf zwei Tage ausſetzen 
laſſen, worauf nunmehr die großen Ferien eintreten 
werden. Das ſind jedoch Vermuthungen, die alles 
Grundes entbehren.“ — Der „Siecle“ meldet heute, 
daß die Ultra⸗Konſervativen damit umgehen, folgende 
Miniſter⸗Liſte durchzuſetzen: Molé, Fallaux, Thiers, 
Benoit d' Azy, Daru, Baroche, Montalem⸗ 
bert, Bullières, Cecille, Mocny, — Unter den 
Geſetzen, welche die Richte von dem Miniſterium ver⸗ 
langt, iſt auch eines über die politiſchen Flücht⸗ 
linge. Es werden gegen dieſelben ſtrenge Maßregeln 
beanfprucht, — Geſtern iſt der Bazar „Bonne Nou- 
velle“ niedergebrannt. — In der polptechniſchen 
Schule ſind ernſtliche Dinge vorgefallen. Ein Eleve 
ſoll einen am 13. Juni Kompromittirten denunzirt 
haben, worauf die andern Eleven ihn zum Ausſcheiden 
zwingen wollten. Auf ſeine Verweigerung ha⸗ 
ben ſich die Meiſten aus der Schule zurückge⸗ 
zogen. Sie ſind heute in großer Anzahl auf den 
Straßen zu ſehen. — Man verſichert, daß die Schule 
aufgelöſt wird. — Aus Rom ſind keine Depeſchen 
angekommen, oder die Regierung hat Urſache, fie zus 
rückzuhalten. Die Aufnahme unſerer Armee in Rom 
ſcheint nicht ſo günſtig, ausgefallen zu fein, wie 
man es erachtet hatte. Es ſind mehre Franzoſen meu⸗ 
chelmßrderiſch getödtet worden. Oudinot hat Exem⸗ 
pel ſtatuiren müſſen, und mehre Individuen, die geru⸗ 
fen hatten „Tod den Franzoſen“ vor das Kriegsgericht 
ſtellen und erſchießen laſſen. Die Konftitwante mußte 
mit Gewalt aufgelöſt werden. 0 

+ Paris, 16. Juli. (Tagesbericht.] Die 
National⸗Verſammlung hat heute eine ſehr kurze Siz⸗ 
zung gehalten. Der Präfident verlas ein neues Re⸗ 
quiſitorium des General, Prokurators, welches die Au⸗ 
torifation zur gerichtlichen Verfolgung von drei Depu⸗ 
titten nachſucht, und zwar gegen Commiſſaire, 
Contagnel und Koenig. Eine Stimme von der 
Linken rief: „Nehmen Sie gleich Alle!“ — Das 
e ae A DIR. ee. Die große 
Frage des Tages iſt die Vertagung der Vers 
ſammlung. Dieſe Maftsgel,, wache in den geen 
Tagen eine ſehr beträchtliche Majorität für ſich hatte, 


Grfuch wurde in die 


— 1836 — 
fängt nun an eine Spaltung in die Verſammlung zu alt; Bartholomeus Gobbi, Schuſter, 19 Jahr alt; 
bringen. Die äußerſte Rechte, ſcheint es, erſchrickt Cajetan Gonegatti, Färber, 38 Jahr alt; Johann 
vor der Gewalt, über welche Od. Barrot und Du: dall Cra, Fleiſcher, 27 Jahr alt; Johann Avanzi, 
faure disponiren könnten, wenn ſie erſt einmal von der Schuſter, 46 Jahr alt; Napoleon Zanini, 29 Jahr 
Vormundſchaft der Majorität befreit ſind. Sie befürch⸗ alt; Peter Zanini der ältere, 45 Jahr alt; und Peter 
tet, daß dieſe zwei Miniſter, die nicht ihre vollſtändigen Zanini der jüngere, 30 Jahr alt, beide Früchtehänd⸗ 
Sympathien beſitzen, kein fo energiſches Regiment füh- ler; Franz Fappani, Holzhauer, 31 Jahr alt; und 
ren würden, wie es ihr Wunſch iſt. Genug, die äu Bonaſin Mazin, Maſchiniſt, 30 Jahr alt. — Das 
ßerſte Rechte geht damit um, ſich in dieſer Frage . auf den Tod durch den Galgen lautende Urtheil 


äußerften Linken — wenn auch aus ganz verſchie- wurde am 9. und 10. Juli an dieſen Ungluͤcklichen 
denen Motiven — anzuſchließen, um die Vertagung vollzogen. 
zurückzuweiſen. — Welche Haltung das Miniſterium S 

dieſer Spaltung gegenüber annehmen wird, iſt noch &Bafel, 14. Juli. Der badiſche Bevollmächtigte, 
unbekannt. Einige wollen behaupten, daß, da die Herr v. Marſchall, iſt geſtern hier eingetroffen, um 
Angelegenheit zu einer Vertrauensfrage gemacht mit dem Herrn Bundespräfidenten Furrer die Flücht⸗ 
wird, das Kabinet bei Verwerfung der Prorogation, lings angelegenheit zu beſprechen. Herr v. Mar⸗ 
zurücktreten würde. — Man unterhielt ſich heute ſchall reiſte indeſſen noch geſtern Abend wieder zurück 
in der Kammer viel über die durch den „Siecle“ ge- und auch Hr. Furrer wird heute nach Bern abgehen. 
ſtern veröffentlichte Miniſterliſte. Die Nachricht des Die Preußen ſollen vorerſt die Abſicht haben, eine 
„Siecle“ ſcheint etwas übereilt, wie wohl anzunehmen] Grenzſperre gegen die Schweiz anzuordnen. 

iſt, daß ein ſolches Miniſterium von einem großen (Schw. N. 3.) 


Theil der Majorität gewünſcht wird. Bemerkenswerth 


iſt Übrigens, daß die jüngſte Nummer des „Courrier f N oe 
Lokales und Provinzielles. 


ch weiz. 


Jtalien. a 

* * [Römiſche Angelegenheiten.] Die neu: 
ſten Nachrichten aus Rom reichen bis zum 7. Juli. 
Am 6. brachte der römiſche Moniteur, welcher ſeit dem 
Einzuge der Franzoſen den Namen „Römiſches Jour⸗ 
nal“ angenommen hat, 4 Tagesbefehle, von denen 3 
von Oudinot unterzeichnet ſind. Dieſelben befehlen 
die Auflöſung der Nationalgarde und eine — » — Neuſalz a. O., 1. Juli. [Bürger⸗ 
allgemeine Waffenabliefer ung an. Dagegen wehr. — Verſchiedenes.] Auch hier ſetzten im vor 
hat die Municipalität eine Proklamatzon veröffentlicht, | rigen Jahre die Strömungen der Zeit eine Gabe volks⸗ 
in der fie erklärt, daß ſämmtliche von den franzöfifchen | thümlicher Errungenſchaften ab, und zwar eine Volks⸗ 
Behörden ergriffenen Maßregeln von ihrem Willen un: | oder Bürgerwehr. Dieſelbe beftand aus 3 Kompagnien; 
abhängig find, und fie bleibe nur auf ihrem Poſten, zur 1. Komp. rechnete man die Bürgerſchützen, zur 
um fo viel wie möglich die Interreſſen der Bürger zu 2. gehörten die, mit Gewehren von der Glogauer 
ſchützen. — Die Verhaftungen werden immer fortge-] Kommandantur verſehenen, jungen Leute und ebenfalls 
ſetzt. Mehr als 100 Perſonen, unter ihnen der bes | Bürger und die 3. Kompagnie bildeten die Ranzen: 
rühmte Ciceroach io find in der Nacht vom 6. zum | männer. Wie achtungswerth zu jener Zeit derartige 
7. eingezogen worden. Sämmtliche Bons der repu⸗ volksthümliche Beſtrebungen waren, geht unter Ande⸗ 
blikaniſchen Regierung müſſen innerhalb 10 Tagen rem daraus hervor, daß der feit mehren Jahren hier 
eingereicht, um neu geſtempelt zu werden. — Unte wohnende General-Lieutenant v. Klüx das ihm über: 
den Flüchtlingen, welche ſich nach Frankreich eingefchifft | tragene Obet-Kommando annahm, welches fpäter in 
haben, befindet ſich auch der Fürſt von Canino und | die Hände des Oekonomie-Kommiſſa ius Major Fiſcher 
der Vicepräſident der Koſtituente. Das Schiff wurde überging. Außer den nöthigen Exercitien wurden 
jedoch in Genua auf Befehl der franzöſiſchen Re- Schießübungen und Feldmanöver mit vieler Luft und 
gierung angehalten. — Die diplomatiſchen Unterhandlun-] Liebe zur Sache vorgenommen und verdient nament⸗ 
gen über die Rückkehr des Papſtes find in ein undurch⸗lich das am 27. Auguſt v. J. von der 2. Kompagnie 
dringliches Dunkel gehüllt. Nach Pariſer Blättern] abgehaltene Schießen einer freundlichen Erinnerung. 
werden Dufaure und Odilon Barrot niemals in] Genannte Komp. hielt auch dies Jahr am verfloſſenen 
eine abſolute Reſtauration des Papſtes willigen. — Sonntag ihr Schießen mit Militärgewehren auf 150 
Eine Deputation der Stadt Bologna, welche bei] Schritt ab. Am Abend zuvor wurde das Feſt mit 
dem Papſte in Gaßta Vorſtellungen wegen Aufrecht | der üblichen Reveille eingeleitet, am Tage ſelbſt des 
haltung der liberalen Inſtitutionen machen wollte, Morgens und eine Stunde vor dem Aus marſch desgl. 
wurde gar nicht vorgelaſſen. — Die ſpaniſchen und | Um 1 uhr führte der königl. Steuerbeamte Lieuten. 
neapolitaniſchen Truppen haben ſich auf das neapolis | Bunzel die Kompagnie auf den Schießplatz, welcher 
taniſche Gebiet zurückgezogen. — Das franzöſiſche mit Buden und einem recht geräumigen Zelte, letzteres 
Hauptquartier wird im Palais Corſini, im Tranſteveri⸗ | mit der deutſchen Fahne geſchmückt, beſezt war. Den 
niſchen Viertel reſidiren. — Corcelles ſoll Civil beſten Schuß that der Bürgerwehrmann Zimmermann 
Gouverneur von Rom und Roberti päpftlicher Kom- Burkhardt, den nächſt beſten Schuß der Feldwebel der 
miſſarius werden. — Garibaldi ſoll von den ſpa⸗] Kompagnie. Das Feſt, während welchem befonnene 
niſchen und neapolitaniſchen Truppen gefangen wor⸗JGemütblichkeit, Einigkeit und Frohſinn herrſchte und 
den ſein. bei welchem ſich alle Staͤnde betheiligten, wurde mit 

* Nach einem Privatſchreiben ſuchten die Vene⸗ einem Balle am andern Abend, in dem freundlichen 
tianer durch einen mit Brennſtoffen gefüllten Schoo: | Saale des Gründlerſchen Etabliſſements, beſchloſſen. 
ner die Fregatte „Venus“ in Brand zu ſtecken. Durch In ſpäteſtens 14 Tagen findet ein Feldmanöver ſtatt, 
die Thaͤtigkeit der Mannſchaft war es jedoch gelungen, zu welchem am geſtrigen Tage ſchon theitweis der Dis: 
die Fregatte vom Brander loszumachen und dieſen in poſitions⸗Plan entworfen wurde. — Zu der hier ſeit 
den Grund zu bohren. — Nachſtehende find die Na- einigen Jahren beſtehenden Sterbekaſſe hat ſich 
men jener zwölf Individuen, welche bei den in den auch ſeit Anfang vor. Mts. eine Sparkaſſe geſellt. 
Schreckenstagen der Revolution in Brescia verübten Die Einlagen werden mit 3 ½ Prozent verzinſ't und 
Gräueln, namentlich bei den Unthaten im Kerker der haftet die Kommune mit ihrem fämmtlichen Vermö⸗ 
Piazza Vecchia, am ſchwerſten bezüchtigt, und ihrer | geg für die Sicherheit. — Anerkennenswerth find die 
Schuld auch geſtändig waren: Peter Maccarinellt, Beſtrebungen vieler Privaten in den Kreiſen Freiſtadt, 
Fleiſcher, 31 Jahr alt; Konſtantin Rizzi, Färber, 31 | Sprottau, Grünberg, Sagan um die Seiden⸗ und 
Jahr alt; Vincenz Bianchi, Goldſchmied, 26 Jahr Bienenzucht. Naͤch der Anzeige im Fleiſtädter Kreise 


frangais“ eine gründliche Attacke auf Dufaure enthielt. 
Der „Courrier“ iſt aber als das Organ von Chan: 
garnier und der ultrasonfervativen Partei bekannt. 
Dies Journal beginnt gewöhnlich den Kampf; der 2 
„Conſtitutionnel“ 1** it die ſchwere Artillerie, und er 1 Breslau, 18. Juli. [Die Vertretungen 
rückt im entſcheidenden Momente nach. — Die Reiſe der hieſigen Geiſtlichen.] In Nr. 164 dieſer 
des Präfidenten der Republick nach Amiens ſoll für Zeitung hat ein N. U. N. ſich gemüßigt gefunden, 
ihn eine wahre Ovation geweſen fein; der Enthuſias⸗ die Vertretungen der hieſigen evangelifdhen Geiſtlichen, 
mus fol ſich ſogar zu „extra⸗konſtitutionellen“ Exkla⸗ namentlich am Sonntage den 15ten d. Mts. zur öf⸗ 
mationen haben hinreißen laſſen. Der heutige fentlichen Beſprechung zu bringen, und einen Haupt: 
„Moniteur“ bringt die Ernennung des Generals La- | Anftoß auch daran gefunden, daß in der Eliſabetkirche 
morietere zum zeitweiſen Bevollmächtigten der Re⸗ ſogar die Amts⸗ oder Hauptbredigt von einem Candi 
publik in Petersburg. — Die Alp n⸗Armee ift daten gehalten worden iſt. Vielleicht dient es dem 
nicht aufgelöft. Sie behält ihre Infanterie- und Ka: N. u. N zur Beruhigung zu erfahren, daß dieſe 
valleriesDivifionen, nebſt den Truppen vom Genie Predigt wirklich eine Probepredigt, nämlich zur Wie⸗ 
und von der Artillerie. Eine diefer Divifionen, die derbeſetzung einer erledigten General⸗Subſtituten⸗Stelle 
fünfte, iſt nach dem Departement Oberrhein abgezogen. geweſen iſt und daß eine dergleichen bereits 8 Tage 
Die Reſerve⸗ Artillerie, die Artillerie- und Genieparks] vorher zu St. Bernhardin gehalten worden iſt, und 
haben keine Veränderungen erlitten, und wenn die eine dritte künftigen Sonntag zu St. Maria Magda⸗ 
Nothwendigkeit der Politik es erheiſchen ſollte, würde] lena gehalten werden . Im uebrigen möge me 
die Alpen⸗Armee noch bereit ſtehen, ſich in ſehr wenigen] nicht vergeffen, = in der Zeit der hierorts herrſchen⸗ 
Tagen an jedem beliebigen Punkte der Oftgränze zuſam⸗ zen Cholera das Amt der hieſigen evangeliſchen Geift: 
men zu ziehen. ſchen kein leicht zu verwaltendes geweſen iſt, indem 
für Viele derſelben kein Tag ohne wiederholte Kranz 
kenbeſuche und Leichenbegleitungen vorübergegangen iſt, 
und daß, nachdem die Seuche in ihrer Heftigkeit nach: 
gelaſſen hat, die Zeit der Schulferien, in welche auch 
die Ferien des Gonfirmanden-Unterrichts treffen, für 
die Meiſteu die einzige Zeit einer nöthigen Erho⸗ 
lung bleibt. 


— 
1 


blatte ſoll mit Bewilligung des Magiſtrats zu Sprot⸗ 
tau auf der Sprottauer Haide, Küpper Revier, zum 
öten k. M. ein neues Bienen⸗Lager durch den Bie⸗ 
nen⸗Wachter Hädelt eingerichtet werden. Was die 
Seidenzüchterei anlangt, fo iſt dieſelbe mit den erziel⸗ 
ten Reſultaten im Grünberger Kreiſe, von Seiten der 


4 


A 


königl. Regierung ſchon zu verſchiedenen Malen laut 


Amtsblatt rühmend anerkannt worden. 


* Kudowa, 17. Juli. [Badeleben.] Die krank⸗ 
hafte Temperatur der Hauptſtädte und der wildbewegte 
Strom der letzten Zeit, der manche Erholung nöthig 
machte, haben faſt alle Bäder gefüllt. Auch in unſe⸗ 
ren beſcheidenen, ſtill romantiſchen Dörfchen hat ſich 
eine beträchtliche Anzahl Gäſte verſammelt. Die Einen 
ſind hoffnungsvoll zu der rühmlichſt bekannten, erquik⸗ 
kenden Heilquelle herbeigekommen. Andere haben ſich 
zur Erholung von ihren drückenden Berufsgeſchäften 
und der matten Einförmigkeit des Tages hinweg in 
das heitere Thal geflüchtet. Alle belebt der friſche 
Hauch des Gebirges, das reizende Grün der Auen und 
der erhabene Anblick der ringsumher liegenden Berge. 
So hat denn auch die freie Natur dem geſelligen Zu⸗ 
ſammenleben der Gäſte manche hemmende Schranke 
benommen. Nur hie und da tritt bisweilen die ſchroffe 
Etikette hervor. Bei heiterem Himmel werden gemein⸗ 
ſchaftlich Partien unternommen nach dem zunächſt lie⸗ 
genden Dörfchen Tſcherbeney, nach dem böhmiſchen 
Städtchen Nachod, nach Reinerz, in das reizende Ku⸗ 
dower Thal, oder nach der Heuſchauer und der wilden 
Bukovine. Bei Regenwetter ſammeln ſich die Einen 
im Kurſaal, Andere ſitzen plaudernd in einer Brunnen⸗ 
Niſche zuſammen. Das regeſte Leben entfaltet ſich an 
den Sonntagen, die uns Beſuche aus allen nahen 
Ortſchaften bringen. Auch an größeren Feſtlichkeiten 
mangelt es nicht. Am 8. Juli vereinigte ein im Kur⸗ 
ſaal veranſtaltetes Mittagsbrot faſt alle Gäfte, und am 
letzten Sonntag fand eine muſikaliſch⸗deklamatoriſche 
Abendunterhaltung von Dilettanten zum Beſten der 
Armen ſtatt, nach deren Beendigung mit Erlaubniß 
des Brunnenarztes getanzt wurde. So verſtreicht Allen 
der Aufenthalt hier recht angenehm. Die Brunnenliſte 
zählte auch bereits gegen 90 Familien und faſt 150 
Perſonen. Darunter iſt auch der Beſitzer von Ku: 
dowa, Graf von Magnis, deſſen Familie aber heute 
ſchon abreiſt. An politiſchen Disputen fehlt es natür⸗ 
lich auch nicht, auch hier concentriren ſich verfchiedene 
Anſichten, die ſich ſogar durch Handlungen geltend 
machen. Zwei Bürger Breslau's ſind direkt nach 
Hauſe gereiſt, um ihrer Wahlpflicht nachzukommen; 


ein anderer iſt um der ſtattſindenden Wahlen willen 


gerade früher hierher gereiſt. Die Poſt wird gleich bei 
ihrer Ankunft umlagert, und im Nu ſind alle Tage⸗ 
blätter vergriffen. 


Landeck, 14. Juli. ([Badeleben. Eine mili⸗ 
täriſche Expedition.] Die neueſte Badeliſte zeigt 
uns ſchon gegen 450 Familien, deren Zahl bei dem 
vortrefflichen Geſundheitszuſtand hierſelbſt ſtuͤndlich im 
Wachſen if. — Aus dem angenehmen Stillteben der 
Badeſaiſon wurden wir plötzlich duech die Töne der 
Tuba geriſſen; man höre Trommeln rühren, ſah 
Bajonette blitzen, und eine Fuͤſilier⸗Abtheilung von 
250 Mann des 23. Infanterie⸗Regiments rückte aus 
Glatz vorgeſtern unter Führung des Hauptmanns Ba: 
ron v. Keßlitz in unſer ſo friedliches Städtchen ein. 
Die Gemeinden Voigtsdorf, Conradswalde und Schö⸗ 
nau hatten nämlich ſchon ſeit vorigem Jahre eine ges 
wiſſe trotzige Widerſpenſtigkeit gegen gerichtliche Ver⸗ 
fuͤgungen und ein Ablehnen ihrer Verpflichtung gegen 
die Dominien an den Tag gelegt. Die 250 Mann 
Militär in Begleitung des Kreisjuſtizraths Anders 
verfügten ſich geſtern nach Schönau. Der Letztere 
hielt an die verſammelten zinspflichtigen Leute eine 
kraftige Anſprache, fie ermahnend, ihre Pflichten red⸗ 
lich und ohne weitere Umſtände zu erfüllen; und als 
ſie hierauf ſich noch einiger Zögerung überließen, er⸗ 
klärte ihnen der Hauptmann Baron von Keßlitz, daß 
er Gewalt in den Händen habe, gegen die Säumigen 
oder gar Widerſetzlichen ſofort mit Kraft und den 
ſchärfſten Zwangsmaßregeln zu verfahren; er hoffe 
aber von ihrem geſunden Sinne, daß man ihm den 
großen Schmerz erſparen werde, gege 
Landsleute die Waffen zu gebrauchen! Da trat der 
Häusler Franke mit der Entgegnung vor: daß die 
kleinen Gärtner ſehr gerne und wie immer erbötig wä⸗ 
ren, ihre Schuld an die Herrſchaft zu entrichten; nun 
beeilten ſich plötzlich Alle ihre Gelder zu behaͤndigen 
und konnten kaum erwarten, es gegen Quittung los 
zu werden. So wurde dieſe verdrießliche Sache freund⸗ 
lich abgewickelt, und nur ein Einziger mußte gepfün: 
det werden, da er ſich mit ſeiner Frau entfernt und 
die Kinder böswillig nackt in der Stube zurückgelaſſen 
hatte. Jetzt ſagten dieſe Leute, die es bis zum Aeu⸗ 
ßerſten hatten kommen laſſen, unverholen aus, daß ſie 
gegen ihren Grundherrn (Rother) nicht das Geringſte 
einzuwenden wüßten, daß er im Gegentheil in allen 
Lagen des Lebens immer ein wohlthätiger Freund ges 
weſen, und daß ihr Widerſtand, den ſie bitter bereue⸗ 
ten nur durch Aufhetzereien hervorgerufen worden wäre. 

(Fortſetzung in der zwelten Beilage.) 


ſeine geliebten 


Zweite Beilage 


1837 


Freitag den 20. Juli 1849. 


zu M 166 der Breslauer 


Zeitung. 


(Fortſetzung.) 
Rährend war es, als eine arme Wittwe, Mutter von 5 Kin⸗ 
dern, mit Thränen in den Augen hereintrat und betheuerte, 
daß fie von den zu zahlenden 1 Thl. 15 Sgr. 3 Pf. nur 
1 Thlr. aufgebracht habe und erlegen könne; der Juſtiz⸗ 
rath Anders und Rendant Keſſel legten das Feh⸗ 
lende zu und zwei Offiziere beſchenkten die Frau noch 
außerdem und endigten ihren Gram. — Conrads⸗ 
walde und Voigtsdorf hatten ihre Gelder zur Ab⸗ 
wendung des unliebſamen Beſuches blitzſchnell herbeis 
geſchafft — Der hieſigen Stadtkämmerei geht 


es übrigens mit ihren Zinspflichtigen ebenſo. Die gen Fremde mit größter Strenge beobachtet; es. 


Jauernig, in öſter. Schleſien, 15. Juli. [Her⸗ 
ſtellung der Wege. — Fremdenpolizei.] Nach 
ungeheueren Anſtrengungen iſt es endlich gelungen, die 
Verwüſtungen des grauſigen Unwetters vom 6. v. M. 
an der uns mit Landeck verbindenden Straße zu üe⸗ 
ſeitigen und wenigſtens einigermaßen fahrbar zu ma⸗ 
chen. Nur der Wunſch, daß die preußiſche Behörde 
ihre kleine Breſche von der Grenze ſchleunigſt wieder 
herſtellen möchte, iſt bis jetzt zu unſerm und der vielen 
Reiſenden Bedauern unerfüllt geblieben. — Seit eini⸗ 
ger Zeit werden bei uns die Paß⸗Vorſchriften ge 


Gemeinde Leuthen ſteht unter den Säumigen mit oben | ift daher jedem Reiſenden wohl anzurathen, ſich mit 
an; bis jetzt hat ſich die Kämmerei in der Geduld ges den nöthigen Legitimationspapieren zu verſehen. Dieſe 


übt und Nachſicht ſtillſchweigend gewährt, und iſt nur 
gegen den Bauer Werner zur Klage geſchritten; hat 
aber dieſelbe ſogleich nach dem furchtbaren Hagelſchaden 
vom 6. Juni ſiſtirt. Hierauf wähnen die Verblendeten: 
es müſſe mit den Forderungen der Klägerin doch nicht 
ſo ſicher ſtehen, ſonſt würde ſie nicht die Angelegenheit 
ruhen laſſen, und ſo verkennen ſie die Beweiſe der 
Milde. — Demohngeachtet wurden von ihr in Folge 
einer bittweiſen Vorſtellung dieſer Gemeinde 15 Fichten⸗ 
ſtämme zur Wiederherſtellung eines nothwendigen Weh⸗ 
res freundlichſt bewilligt. — Bei dem heutigen Ab⸗ 
marſch aus Landeck brachte das ganze Kommando für 


ſtrengere Maßregel iſt, wie die Fama ſagt, durch Zu⸗ 
ſammenkünfte der diesſeitigen Polen in Freywalde und 
Gräfenberg auf der Ruine Kaltenſtein bei Schwarz⸗ 
waſſer, mit denen, die ſich in Preußen aufhalten, und 
welche jedenfalls politiſche Zwecke im Auge haden, her⸗ 
vorgerufen worden. Zu tadeln iſt, daß die kaiſer⸗ 
lichen Behörden den preußiſchen hiervon 
noch keine Kenntniß gegeben und daß man an 
den Grenzzollämtern die Reviſion auf Druckſachen und 
ſelbſt auf das Wegnehmen der Landecker Bade⸗ 
liſten ausgedehnt hat. — Der Fütrſtbiſchof Freiherr 


v. Diepenbrock wird den 16. d. M. auf Schloß 


Inſerate. 


Von geſtern Mittag bis heute Mittag ſind an der 
Cholera 5 Perſonen als erkrankt, 17 als gene⸗ 
ſen und 1 Perſon als geſtorben amtlich gemeldet 
worden. 

Hierunter find an Militär⸗Perſonen erkrankt 2, ges 
neſen 11, geſtorben Keiner. 

Breslau, den 19. Juli 1849. 

Königliches Polizei: Präfidium, 


— 


Sitzung der Handelskammer | 


Sonnabend den 21. Juli Nachmittags 4 Uhr im 
Courslokale des Börſengebäudes. 
Zu den zoichtigeren Vorlagen gehören: 

1) 5 wegen Herabſetzung der Aichungs-Ge⸗ 

hren. 

2) Antwort des Minifterii, betr. die Anträge zur Bes 
feitigung der aus dem Hamburg- Wiener Eiſen⸗ 
dahn⸗Vereins-Güter⸗Tarſfe für Breslau entſprin⸗ 
genden Nachtheile. x 

3) Denkſchriften, betreffend die Lage der ſchleſiſchen 


die freundliche Aufnahme den Landecker 
Hurrah. 


Bürgern ein 


(B, ⸗Fr.) 


reſidiren. 


Johannisberg eintreffen und daſelbſt die Sommermonate 


Leinenfabrikation. 


(B. Fr.) Breslau, den 19. Juli 1849. Klocke. 


. c ˙ AV 


VUVERTUREN 


beliebter Opern. 


Gross-Hochquart, — Sauber lithographirt, 


Für das Pianoforte, 
Zweihändig jede Nummer 2½ Sgr. 
Vierhändg - - 5 — 
Verlag von Friedlein u. Hirsch in 
Leipsie, vorcätlig in Breslau u. Op- 


peln bei Grass, Barth u. Comp., 
in Brieg bei Ziegler. 


1. Paör, Die Wegelagerer, 
5. Rossini, Othello. 6. Righini, Armide. 
Orlando, Palandrino. 
Die Stumme von Portiei. 


2. Cherubini, Der Wasserträger. 
7. Beethoven, Fidelio 
11. Boieldieu, Die weisse Dame. 
15. Meyerbeer, Die Kreuzfahrer. 


3. Weigl, Die Uniform. 4. Boieldieu, Johann von Paris, 
8. Rossini, Die Italienerin in Algier, 9. Paer, Sargın. 10, Haydn, 
13. Méhul, Die beiden Blinden. 14. Auber, 


12, Onslow, Der Hausırer, 
17. Kuhlau, Die Räuberbarg. 18, Spontini, 


16 Beethoven, Egmont, 


Ferdinand Cortez, 19, Herold, Zampa. 20. Boieldieu, Der Kalif von Bagdad. 21. Isouard, Joconde, 22. Ross:ni, Der Barbier von 


Sevilla. 23. Auber, Der Schnee. 24. Rossini, Tancred. 25. Mozart, Idomeneus. 
28. Die Hochzeit des Figaro. 
34. Bellini, Norma. 
39. Rossini, Die diebische Elster, 


rung aus dem Serail, 
Der Maurer und der Schlosser. 
Bolena, 38. Spontini, Die Vestalin. 


26, Der Schauspiel-Director. 27. Die Entfüh- 
30.-Cosi fan tutte. 31. Die Zauberflöte, 32. Titus. 33. Auber, 
36, Die Unbekannte, 37. Donizetti, Anna 
41. Peer, Griselda. 42. Bellini, 


29. Don Juan. 
35. Die Montecchi und Capuletti. 
40. Kreutzer, Lodoiska 


Der Seeräuber. 43. Bellini, Die Nachtwandlerin. 44. Donizetti, Der Liebestrank. 45. Belliui, Bianca und Fernando, 46. Meyerbeer, 


Emma von Ressburg, 0 
Opferfest, 50, Caraffa, Masaniello. 
Jagd Heinrichs IV, 
Medea. 59. Boieldieu, Die zwei Nächte 


47. Weigl, Die Schweizerfamilie, 
51. Rossini, Aschenbrödel. 
55. Gluck, Iphıgenia in Aulis. 


48. Rossini, Die Jungfrau vom Sge. 
52. Kuhlau, Lulu, 
56. Mehul, Joseph in Egypten. 


49. Winter, Das unterbrochene 
53. Caraffa, Der Einsiedler. 54 Möhul, Die 
57. Herold, Die Täuschung, 58. Cherubini, 


60, Auber, Die Braut, 61. Meyerbeer, Margarethe von Anjou, 62, Cherubini, Die Aben- 


cerragen, 63. Mayer, Die beiden Herzoginnen. 64. Schubert, Der Cornet. 65. Cimarosa, Die heimliche Ehe, 66. Rossini, Die Be- 


lagerung von Corinth. 
niska, 71. Lodoiska, 
Gärtnerin aus Liebe, 


67. Gluck, Armide. 
72. Glnek, Alceste. 


76. Auber, Das Concert bei Hofe, 


69. Caraffs, Die Marquise von Brinvilliers, 70, Cherubini, Fa- 
74. Rossini, Moses in Egypten. 75. Mozart, De 
78. Cimarosa, Die Heirath durch List 


68. Auber, Fiorella. 
73. Balfe, Die vier Haimonskinder. 
77. Fioravanti, Die Dorfsängerinnen. 


Theater⸗Nachricht. 
Freitag. Zehntes Gaſtſpiel des Herrn 
hilipp Grobecker, Mitglied des Königs 

Tau Theaters zu Berlin. Zum vierten 

Male: „Berlin bei Nacht.“ Poſſe 

mit Geſang in 3 Akten von D. Kaliſch. 

Muſik theils neu komponirt, theils nach 

bekannten Melodien arrangirt von F. W 

Meyer. Dietrich Fiſcher, Herr Philipp 

Grobecker. Pauline, Fräulein Mehr, 

vom Königſtädtiſchen Theater in Berlin, 

als Gaſt. x 

Todes ⸗ Anzeige. 

Den geſtern Abend um 11 uhr an einer 
Lungenlähmung erfolgten ſanften Tod ihres 
innig geliebten Gatten und Vaters, des Kauf⸗ 
mann Eduard Weiner bier, zeigen tief bes 
trübt hiermit an, um ſtille Theilnahme bittend: 

die Hinterbliebenen. 

Lauban, den 18. Juli 1849. 

Todes Anzeige. 
Statt beſonderer Meldung.) 

In Folge organiſchen Herzfehlers verſchied 
nach ſchwerem Leiden am 17. d. M. Abends 
9 uhr mein innigſt geliebter Gatte, Itzig 
Liebrecht, im Alter von 43 Jahren 10 Mo⸗ 
naten. Dieſes zeigt Verwandten und Be⸗ 
kannten, um ſtille Theilnahme bittend, an: 

Rofalie Liebrecht. 

Namslau, den 18. Juli 1849. 


2 Dringende Bitte. 

Eine junge Dame, welche das Unglück hat, 
gemüthskrank zu ſein, hat am 11. d. Mts., 
früh halb 6 uhr, die Heil⸗Anſtalt des Dr, 
Bräunlich zu Lindenhof bei Dresden heim: 
lich verlaſſen, und wird bis heut noch von 
ihren Angehörigen vermißt. 

Alle Menſchenfreunde, ſo wie alle Behör⸗ 
den werden hiermit von den tiefbetrübten An⸗ 
gehörigen auf das dringendſte gebeten, die 
Unglückliche bei ihrem etwaigen Betreffen 
freundlich aufzunehmen, und ihr jede nö⸗ 
thige Pflege gegen die bereitwilligſte Entſchä⸗ 
digung bis zu ihrer Abholunz angedeihen zu 
laſſen; dem Bürgermeiſter Michael zu Gold⸗ 
berg aber unverzügliche Benachrichtigung zu⸗ 
gehen laſſen zu wollen. 

Die Unglückliche iſt 28 Jahr alt, hat blaue 
Augen, blondes Haar, längliches Geſicht, iſt 
ziemlich groß und ſchlanker Statur. Wahr⸗ 
ſcheinlich wird ſie auch im Beſitz einer Paß⸗ 
— 3 3 


Karte ſein. 


Großes Konzert 


in Gorkau⸗Noſalienthal am Zobten, 


Sonntag den 22. Juli, vom Stadt⸗Muſikus |? 


Hrn. Geisler aus Schweidnitz. 
€, Glag, Gafwirth. 


Aufgebot. 5 

Am 12. Juli d. J. iſt auf dem Kirchhofe 
zu St. Maria Magdalena in der Ohlauer 
Vorſtadt von einer Fran, welche ſich für eine 
Hebamme ausgegeben, eine unzeitig geborene 
Leibesfrucht, welche 24 bis 25 Wochen alt zu 
ſein ſcheint, zur Beerdigung übergeben wor⸗ 
den. Die Leibesfrucht befand ſich in einer 
neuen etwa 6 Zoll langen kiefernen Schachtel 
und war in zwei Stücke eines alten Hand⸗ 
tuchs eingewickelt, von denen das eine: J. E. 
V. darunter eine 8 gezeichnet war. 

Alle diejenigen, welche hierüber nähere Aus⸗ 
kunft geben können, werden aufgefordest, ſich 
innerhalb 14 Tagen in den Vormittagsſtun⸗ 
den von 9 bis 1 hr, im Verhörzimmer Nr. 5 
des hieſigen Inquiſitoriatsgebäudes vor dem 
Appellationsgerichts⸗Referendarius Siepold 
zu ſtellen und ihre Angaben zu machen. Ko⸗ 
ſten erwachſen dem Erſcheinenden nicht. 

Breslau, den 18. Juli 1849. 

Königliches Stadt⸗Gericht. Abtheilung für 
Strafſachen. 


Edictal⸗Ladung. 

Nachdem in hier anhängigen Ehedeſertions⸗ 
ſachen Chriſtian Gottlieb Gärtners, 
Einwohners und Schneiders zu Dittelsdorf 
in dem köntgl. ſächſiſchen Markgrafthum Ober: 
Lauſitz, Klägers, gegen feine abweſende Ehe: 
frau, Marie Dorothea, geb. Schubert, 
Beklagte, Letztere in dem am 7. März d. J. 
anberaumt geweſenen zweiten Edictal⸗ 
Termine abermals nicht erſchienen iſt, ſo 
wird auf Antrag des Klägers die verehelichte 
Gärtner andurch vorgeladen: 

den 18. September d. J. 

des Vormittags vor hieſigem königl. Appella⸗ 
tionsgerichte perſönlich ſich einzufinden und 
daſelbſt der Publikation eines Erkenntniſſes, 
welches bei ihrem Außenbleiben im gedachten 
Termine Mittags um 12 uhr für bekannt 
gemacht erachtet werden wird, ſich zu ge⸗ 
wärtigen. 

Budißin, am 10. Juli 1849. 

Königl. ſächſ. Appellarionsgericht daſelbſt. 
5. Stieber. 


Engagements⸗Geſuch. 

Ein Kaufmann in geſetzten Jahren (unver⸗ 
heirathet und Ausländer) ſucht unter beſchel⸗ 
denen Anſprüchen ein Engagement als Bud) 
halter, Correſpondent, Rechnungsführer ꝛc., 
gleichviel, ob hier oder auswärts. Langjäh⸗ 
rige Routine in verſchiedenen Zweigen des 
merkantiliſchen Verkehrs befähigen ihn, des⸗ 
falſigen Anſprüchen ſicher nachkommen zu 
önnen. Auf gefällige Anfragen wird nähere 
Auskunft ertheilt: Reuſche Straße Nr. 12, 
im Gomtoir, 


In allen Buchhandlungen iſt zu haben, in Breslau in der Buchhandlung Joſef 8 
Max u. Komp.: 

Anton, Dr. K. C., die bewährtesten Heilformeln für die 
epidemische Cholera. Nebst einer ausführlichen patholo- 
gisch-therapeutischen Einleitung. Für prakt. Aerzte zu- 
nächst für die Besitzer des „Taschenbuchs der bewährte- 
sten IIeilformen für innere Krankheiten“ nach den besten 


Quellen bearbeitet. gr. 12. geh, 1 Rchl. 3 Sgr. 

Je mehr zu fürchten ift, daß die fo vielen Tod und Verderben bringende aſiatiſche 
Gäſtin ſich in unferen vaterländiſchen Gauen einzubürgern verſucht, deſto lieber wird man 
Belehrung und Sicherung in dieſem Buche ſuchen, was die Kurmethoden aller der treff⸗ 
lichen Menſchenfreunde in ſich faßt, welche nichts unverſucht ließen, dieſem bösartigen 
Feinde auf das entſchiedenſte und gründlichſte entgegen zu treten. Je ſchleuniger die kräf⸗ 
tigſte Hülfe bei Cholera⸗Anfällen nöthig iſt, deſto willkommener wird dieſe Sammlung der 
Heilformeln ſein, daher insbeſondere ſie auch gebüdeten Hausvätern, Landgeiſtlichen, Ge⸗ 
meindevorſtänden empfohlen werden kann. 


Johann Ambroſius Barth in Leipzig. 


Bekanntmachung. 

Nachdem von dem Vereins⸗Rendanten die Rechnung pro 1848 gelegt, von den Vereins⸗ 
Repräſentanten bereits geprüft und dechargirt worden iſt, ſoll ſolche in der General⸗Ver⸗ 
ſammlung am 11. Auguſt d. J. Nachmittags 4 uhr im Gebäude des hieſigen königlichen 
Appellations⸗Gerichts, den Herren Mitgliedern des Vereins zur Einſicht vorgelegt werden. 

Die Einnahme pro 1848 beträghnlt 13978 Kthl. 2 Sgr. 6 Pf. 
Die Ausgaben dagegen: 
a) für gezahlte Prämien bei 7 Sterbefällen 1200 Rtl. — Ser. — Pf. 
b) für eine zurudgeftellte Prämie. 100 Rtl. — Sgr. — Pf. 
e) für Inſertionskoſten, Kopialien ꝛc. 11 Rtl. 19 Sgr. 6 Pf. 
1311 Rl. 19 Sgr. 6 Pf. 
wonach dem Reſerve⸗Fond an Ueberſchuun ß. 666 Rtl. 13 Sgr. — Pf. 
überwieſen wurden, ſo daß ſich mit Hinzurechnung des aus 7 


dem Jahre 1847 vorhandenen Beſtandes deſſelben, im 0 
Beträge on BR „eee 2756 Rtl. 10 Sgr. 3 Pf. 


das Vereins⸗Vermögen am Ende des Jahres 1848 auf Höhe von 3122 Rtl. 23 Sgr. 3 Pf. 
ſtellen würde, wenn nicht hiervon diejenigen Beiträge in 
Abzug kämen, die von unfreiwillig ausgeſchiedenen Mit⸗ 
gliedern nicht mehr einzuziehen waren, und deshalb mit 14 Rtl. 20 Sgr. — Pf. 


niedergeſchlagen werden mußten, wonach . 3408 Rtl. 3 Sgr. 3 Pf. 
reines Vermögen des Vereins verbleibt. 
Demnach laden wir ſämmtliche Herren Mitglieder des Sterbekaſſen⸗Vereins der Zur 
ſtiz⸗Beamten, zu dieſer General⸗Verſammlung, hiermit ergebenſt ein. 
Von den Nichterſchienenen wird angenommen, daß ſie der Stimmen⸗Mehrheit beitreten. 
Breslau, den 19. Juli 1849. 
Das Direktorium des Sterbekaſſen⸗Vereins der Juſtiz⸗Beamten. 


Anzeige. Nach freundſchaftlicher Uebereinkunft iſt unſer Nobert Hohenſtein am 
15. d. M. aus unſerem bis dahin gemeinſchaftlich geführten Geſchäft geſchieden und wird 
daſſelbe von unſerem F. Callenberg nunmehr unter ſeiner Firma für ſeine alleinige 
Rechnung und unter Uebernahme fämmtlicher Activa und Paſſiva unverändert fortgeführt. 
Indem wir für das uns bisher geſchenkte Vertrauen, welches wir unſerem 7 Callenberg 
zu wahren bitten, verbindlichſt danken, wird es dem letzteren zur angenehmen Pflicht ge⸗ 
reichen, daſſelbe auch für die Zukunft in jeder Beziehung zu rechtfertigen. . 

Breslau, den 16. Juli 1849. 


F. Callenberg und Hohenſtein. 


— 


— 1838 — 


Meinen neu eingerichteten Gaſtho Ein noch guter Flügel iſt veränderungs⸗ ee e A ond e ikke 
7 zum ſth f halber billig zu verkaufen: Neue Schweidni⸗ - 5 Durch alle Buch⸗ und Kunſthandlungen iſt zu aben, bei raß, 
Kaiser von Russland ser Straße Nr. 3 B., zwei Treppen. 1 7 Barth u. Comp. — G. P. Aderholz — Ferd. Hirt — Goſohorsky — 8 
U N 8 B | £ 5 Max und Komp. — Schulz und Comp. — Trewendt — Liegnitz bei Reiß⸗ 
z in Berlin, 5 rennho zver auf. ener und Gerſchel — Neiſſe bei Hennings und Burkhardt — Schweidnitz bei 8 

el Sag ed er an In Poln.⸗Würbitz bei Konſtadt ſtehen 568 | Heege — Glatz bel Hirſchberg — Brieg bei Zie ler: = 8 
8 ich ufa te Lane Für ein Klaftern tarkfcpeitiges kiefernes und ſichtenes J age für Reiſende durch's Rieſengebirge. 4te 
Publikum en seite ich — Zimmer ift der Leibholz am Floßbach aufgeſtellt zum ſoforti⸗ J verbeſſerte Auflage, von K. A. Müller. Mit 1 Karte und 5 Gebirgsanſich⸗ ZI 
ſehr en 5 00 Sur und 12%, Sgr gen Verkauf. Näheres beim Domium. K ten. Cartonnirt 25 Sgr. 23 
vo. 1a © at 70 . 8 7 — Ayla. Vogel von Falkenſtein, Karte des Rieſengebirges, im Maßſtabe von RN 

neigte Berückſichtigung bittet ganz ergebenft: Die Arrende an der im Bau begriffenen 1/100,000. 22 ½ Sgr., auf Leinwand gez. in Futteral 1 Rthl. 

9 W. Gerber. Chauſſee von Brieg nach Kreuzburg ſoll ges | J Deſſen Karte der Umgegend von Salzbrunn und Fürſtenſtein. I Ktl., > 
e derne iind bald und Bi gen eine Kaution von 300 Rthl. zu Michae⸗ 5 5 auf Leinwand und in tteral 1 Rthl. 10 Sgr. as 
Wegen Ortsveränderung find bald un 85 lis verpachtet werden. Neymann's Karte des Rieſengebirges. 15 Sgr. 5 
lig zu verkaufen n Nr. 8, Neben dem Brau- und Brennurbar kann * Handtke, Karte des Rieſengebirges. Sgr. 2 
2 Stiegen vorn heraus links: auch noch das Recht zur Back⸗ und Fleiſcherei TR Wegweiſer für Neifende durch die Grafſchaft Glatz. Von K. A. Mül⸗ 
eine Stellage mit 8 Fächern oben, und zwei] mit ertheilt werden. As ler. Mit 3 Gebirgsanſichten. Cartonnirt 15 Sgr. 


Schubladen unten, gut zu gebrauchen in 
ein Verkaufs⸗Lokal, beſonders Putzgewölbe, 
auch in jedes Wohnzimmer; 

ein Leier⸗Käſtchen mit mehreren Arjen zum 
Abrichten der Singvögel; 

mehrere Kanarienvögel, beiderlei Geſchlechts, 
und eine Anzahl großer und kleiner Vo⸗ 
gelläfige von Draht. 


Hausverkauf. 

Ein maffives mit Zink gedecktes und am 
Ringe ſehr gelegenes Haus in einer belebten 
Kreis⸗Stadt, ohnweit der Eiſenbahn, mit 2 
Gewölben, einem ſchönen Garten, 2 Scheffel 
gutem Ackerlande, und welches ſich zu jeder 
Handlung ſehr gut eignet, ſteht ſofort zum 
Verkauf. Näheres im Anfrage- und Adreß⸗ 
Büreau im alten Rathhauſe. 

Un Monsieur et son &pouse née frangaise, 
donnant des lecons particulieres de musique, 
de dessin, de langue frangaise, annoncent 
qu’ils vont sous peu de jours ouvrir un 
Cours de francais, de Grammaire, Littera- 
ture et Conversation dans cette langue. 
S’adresser tous les jours de neuf heures à 
midi. Schweidnitzer Strasse Nr. 33, au 
premier. 


Dom. Groß⸗Steinersdorf (Namsl. Kr.), 
den 18. Juli 1849. 
B. v. Reißwitz. 


Ein blauer Papagei mit 
rothem Schweif iſt aus der 
Badeanſtalt vor dem Ziegel⸗ 
thore entflogen. Wer denſel⸗ 
ben wiederbringt, erhält eine 
gute Belohnung. 

Auch iſt ein flockhäriger 
Jagdhund engl. Race zu ver⸗ 
kaufen. Knauth. 


Geſuch. 

Ein gebildetes Mädchen von anſtändiger 
Familie, welches mit allen weiblichen Ar⸗ 
beiten, ſo wie auch mit Führung der 
Wirthſchaft vertraut iſt, auch ſchon in 
einem Ladengeſchäft konditionirt hat, 
wünſcht bald oder zu Michaelis d. J. ein in 
dieſes Fach einſchlagendes Engagement. Ge⸗ 
fällige Adreſſen unter Chiffre R. O. wird Hr. 
Bäckermeiſter Bitterolf in Breslau, Ma⸗ 
thiasſtraße 68, anzunehmen die Güte haben. 


Vermiethungs⸗Anzeige. 

Nikolaiſtraße Nr. 31 iſt die erſte und zweite 
Etage, jede in 4 Piecen beſtehend, von Mi⸗ 
chaelis d. J. ab zu vermiethen und zu bezie⸗ 
hen. Das Nähere beim Kommiſſionsrath 
Hertel, Semir argaſſe Nr. 15. 

Zum Fleiſch⸗ und Wurſtausſchieben 
Sonnabend den 21. Jutt ladet ergebenft ein: 

a Hellmich, Mathiasſtr. 27. 


Ananas⸗Erdbeer⸗Pflanzen, 
beſte Sorte, beſonders ſtark, ſind bald und 
ſehr billig zu verkaufen: Freiburger Bahnhof 
beim Weichenwärter Kellner. 


5 Deſſen Karte der Umgegend von Teplitz. 15 Sgr. N 
ede KK IN OS DNB TANZ OMELG An Een 2 Zenn 22 
ASIEN is ll NN Sek as KSRHRHSE 15 Koks N * 


Durch die Verlagshandlung von Otto Spamer in Leipzig kann gegen Einſendung 
von 1 Louisd'or bezogen werden: N 


; Leo Meyer's 
neueſte nuͤtzliche Düngerbereitungs⸗Methode. 


Eine Auweiſung 
zur richtigen Behandlung und vortheilhaften Benutzung der in jeder Landwirthſchaft 
vorhandenen Düngermaterialien, welche dieſe in leichter, einfacher und koſtenloſer 
Bereitungsweiſe, wenigſtens um das Doppelte in ihren Wirkungen vermehrt, und 
die Anſchaffung der beſten bisher bekannten, theueren, künſtlichen Düngungs arten 
entbehrlich macht. 
Veröffentlicht zum Nutzen für Landwirthe. 

Der durch alle Buchhandlungen gratis vertheilt werdende gediegene Proſpektus über 
dieſes gänzlich neue aber ebenſo praktiſche Verfahren, mag denen, welche durch Lobpreiſung 
wiſſenſchaftlicher und anderer Rezepte verführt, ohne alle Reſultate nur Geld zugeſetzt — 
die Befriedigung gewähren, daß ſie bei Anwendung dieſer Methode ſolche Gefahr nicht lau⸗ 
fen. Der Preis iſt dem praktiſchen Werthe der Mittheilungen ganz angemeſſen. 

Kann bezogen werden direkt durch die Verlagshandiung, ſo wie für Schleſien durch 
Graß, Barth und Comp. in Breslau, Herrenſtraße Nr. 20. 


Bekanntmachung. 1 

In der gräflich v. Frankenbergſchen Stein 
gut⸗Fabrik zu Tillowitz bei Falkenberg in O/(S. 
können zwei Maler, die etwas Tüchtiges 
in Gold: und Silber⸗Dekoration zu leiften 
vermögen, dauernde Anſtellung finden, und 
haben ſich hierauf Reflektirende bei dem da⸗ 
ſigen Inſpektor Seliger zu melden. 


Hiermit beehre ich mich, ganz ergebenſt 
anzuzeigen, daß ich die hieſige Klaren⸗ 
Mühle pachtweiſe übernommen habe; und 
werde mich bemühen, durch prompte und 
reele Bedienung mir die Zufriedenheit des 
geehrten Publikums von Breslau und der 
Umgegend zu verdienen, weshalb ich um ge: 
neigten Zuſpruch bitte. 

Breslau, den 18. Juli 1849. 

Herbig, Müllermeiſter. 


Im Verlage von Joh. Urban Kern, Junkernſtraße Nr. 7, iſt ſo eben erſchienen 
und in allen Buchhandlungen zu haben, (in Jauer bei Hierſemenzel, in Frankenſtein 


bei Philipp): \ 
Berlin und Breslau. 


18427 — 1849. 
Roman in zwei Theilen. 
Von Max Ring. 
Erſter Band: Marie. 
15 Bogen. 8. Velinpapier. Geh. Preis 1 Rthl. 10 Sgr. 

Dieſer intereſſante neue Roman bringt die pikanteſten Charaktere, Perſönlich⸗ 
keiten und Zuſtände der neueſten Zeit, mit gewandter 15 treu fligziet, wie fie 
an uns vorüber gingen, verflochten in eine ſpannende Novelle, die Jedem, welcher Partei 
er auch angehört, angenehme Unterhaltung gewähren wird. — Der zweite ell, 
Wanda, namentlich auch Breslauer Zuſtän e berührend, reiht ſich an obigen an und 
erſcheint in ein paar Wochen. 


Ein beſtens empfohlener tüchtiger Brenne⸗ 
tei⸗Inſpektor, der gleichzeitig Brauer aller Ar⸗ 
ten Bier aus Malz, ſo wie auch aus Kartof⸗ 
feln, iſt und gediegene Kenntniſſe der Deſtil⸗ 
lation beſitzt, und außerdem mit der landwirth⸗ 
ſchaftlichen Buch- und Kaſſenführung vollkom⸗ 
men vertraut iſt, ſucht Stellung zur nächſten 
Brenn = Periode, Nähere Auskunft ertheilt 
der Deſtillateur Herr Wil denheyn zu Ber⸗ 
lin, Friedrichsſtraße Nr. 113. 


Ma kulatur 


iſt zu verkaufen Herrenſtraße Nr. 20. 


Ganz friſches Rothwild, von Rücken und 
Keule a Pfund 3 Sgr., Kupferſchmiede⸗Str. 
Nr. 43, im goldnen Stück, im Keller, bei 

Pohl, Wildhändler in. 


‚Basätber, a Pfd. 4%½ Sgr., 
aus der Fabrik von A. H. Polko in Ratibor, 
iſt wieder vorräthig bei Strehloto und 


8 e Breslau, 18. u. 19. Juli Abd. 10 u. Meg. Hu. Nchm. L. u. 
rechtsſtraße Nr. Etage, bei König, Barometer 3778,09” 3775,14” N 
and elegant möblirte Zimmer, bei — sr 16 N ar 4 
Bedienung auf beliebige Zeit zu vermiethen. Windrichtung W SR NUR 

NB, Auch iſt Stallung u. Wagenplatz dabei. Luftkreis halbbeiter Schleierw. halbheiter. 


Matei garni Abrehtöfte. Nr. 39 und | Getreide: Bel u. Jink Preiſe. 


Tauenzienſtraße Nr. 83 ſind elegant möblirte Breslau, 19. Juli. 


witz, Kupferſchmiede⸗Str. Nr. 16. Zimmer auf beliebige Zeit, Stall u. Wagenplag | ———— I St. —_ 
> 8 8 — Eine mit allen Bequemlichkeiten ver- dabei, zu vermiethen. N. Schultze. Sorte: beſte mittle geringſte 
ne Wohnung von 5 Bi 11 K ehm, weiter d S8 
Empfehlung. — elaß mr Haufe e Angekommene Fremde in Zettlit's Hotel. Wetzen, gelber 61 7 6% . ac 
Den Herren Wahlmännern, welche zum | Betgelaß, 5 mies] Gaſtwirth Winkler aus Jerſchau. Lehrer Roggen 32 „ 30 „28 „ 
27ſten d. M. zur Deputirtenwahl und an den deſtraße Nr. 13, Ecke der Schuhbrücke, Weisheit aus Krakau. Partik, Lucas aus Gerſte „ 5 „ 2% ½ „ 
vorhergehenden Tagen zur Vorwahl hier zu⸗ iſt von Michaelis ab zu vermiethen. Schönberg. Kaufmann Kohn aus Neiſſe. Hafer . 21“ 10% / 18 .# 
ſammen kommen, empfehle ich meinen am] Das Nähere in der Buchhandlung doſelbſt. Gutebeſ. von Reibnitz aus Höckricht. Gute ⸗ Rothe Kleeſaaa ruuen. 7% b. 9% Khl. 
Ringe belegenen, zum „deutſchen Haufe‘ beſ. Schäffer aus Dankwitz. Sutsbeſ. Tuch weiße 2 ( 6% „ 
2 i 20 gut ai Zu vermiethen 955 7 . e Wiſſel aus Gr. | Spiritus en 
Gaſtzimmern und einem neu einge 7 ; er : eutſchen. utsbeſ. nhard aus Name: Rüböl, rohes 8 
Wintergarten als Speiſeſaal für circa 300 und zu Michaelis d. J. zu beziehen iſt lau. Kammerherr Major ah * Nayhaus Zink „roh 14½ zu bed 


Ohlauer Straße Nr. 56, die zweite herr⸗ 
ſchaftlich eingerichtete Etage. 
Näheres Ohlauerſtr. 44, im Compt. vechts. 


Zu Michaelis d. J. g 
iſt die zweite Etage, beſtehend aus 6 Piecen 
nebſt allem Zubehör, Herrenſtraße Nr. 29, 
zu vermiethen und das Nähere Herrenſtraße 
Nr. 2 par terre zu erfahren. 


Schweiduitzer Straße Nr. 51, 
Ecke der Junkernſtraße „zur Stadt Berlin“, 
iſt vom 1. Oktober d. J. an in der zweiten 
Etage eine freundliche Wohnung, beſtehend 
aus 3 Zimmern, Entree und Zubehör, zu 
vermiethen. Näheres daſelbſt zwei Stiegen 
bei der Wirthin. 


Zu vermiethen und Michaelis zu bezie⸗ 
hen iſt Schuhbrücke Nr. 43 eine Wohnung 
im zweiten Stock, von 2 Stuben und Kabi⸗ 
nets. Das Nähere daſelbſt Parterre. 


F! K a 
Eine Bändlernahrung if für 40 Ntl., 
mehrere Wohnungen zu 20, 22, 20 und 17 
Rtl. zu vermiethen, Ohlauer Verſtadt, Klo: 
ſterſtraße Nr. 41. Das Nähere bei 
Eichner, Schahbrücke Nr. 53. 


Zu vermiethen und bald zu beziehen: 
1 Wohnung von 3 Stuben, Küche und Zu⸗ 
behör für 100 Rtlr. 
Zu Michaelis den beziehen 
u 


aus Bladen. Major von Reiſewitz aus Rapps 100 bis 08 Sgr 


Perſonen. Für große und gute Tafel wird 5 
Berlin. Winter⸗Rübſen 94 und 03 Sgr. 


beſtens geſorgt werden, Equipagen werde ich 
gut unterbringen, da ich für etliche 40 Pferde 
Stallungen beſitze. 
Halnau, den 17. Juli 1849. 
Hammelmann. 


Eine neu eingerichtete Buchbinderei iſt in 
Groß⸗Glogau ſogleich zu verkaufen. Anfra⸗ 
gen bittet man an Herrn T. W. Kramer 
in Breslau zu richten. 


. ——————— 
Wer ein im guten Zuſtande befindliches 
Billard zu verkaufen hat, der melde ſich bis 
ſpäteſtens dieſen Sonnabend Mittag im 
blauen Hirſch, Stube Nr. 3. ? 


auen if, Sub Mu. 3. _  _ . 
Friſches Rehwild, 
ſo wie eg ez, Neun lee 45. 


Stahlfedern, 
von ausgezeichneter Güte und zu ſehr billi⸗ 


gen Preiſen, empfiehlt in großer Auswahl 
die Papier⸗Handlung von 


F. Schröder, 
Albrechtsſtraße Nr. 37, 
ſchrägüber der königl. Bank. 


Böeſenberichte. 


Paris, 16. Juli. 5% 87. 60. 3% 53. 60, 8 

Berlin, 18. Juli. Eifenbagn- Aktien: Köln ⸗Mindner 3½% 83%, bez. 
Krakau Oberſchleſiſche 4% 60 à ½ bez. und Br., Prior. 4% 7755 Br. Friedrich⸗Wil⸗ 
helms⸗Nordbahn 3085, 30 à 74 bez. Miederſchleſiſch⸗ W 7% 76, bez. und Gl., 
Prior. 4% 88 ½ Br., Prior. 5% 100 ½ bez., Ser. III. 5% 97 / Gl. Niederſchleſiſch 
Märkiſche Zweigbahn 4% 32 Br., Prior. 5% 72 Gl. Oberſchleſiſche Lit. A, Er %, 100 
Br., Litt. B. 100 Br. — Geld⸗ und Fonds⸗Courſe: Freiwillige Staat Hehe 
5% 102%, Br., 102% Gl. Staats⸗Schuld⸗ Scheine 3 ½ % 83 Br., 82% Gl. See⸗ 
handlungs = Prämien: Scheine 95% Gl. Poſener Pfandbriefe 4% 98 Gl., 3½% 84% 
Gl. Preußiſche Bank: Antheile 917% Gl. Polniſche Pfand⸗briefe alte 4% 92 Gl., neue 
4% 92% Gl. Polniſche Partial⸗ Obligationen a 500 Fl. 74¼ Gl., à 300 A — 

Die Börfe war heute wegen Mangels an Aufträgen geſchäftslos und ſtellten fid die 
Kourſe ungeachtet der Nachricht von der Ratifikation des Waffenſtillſtandes mit Dänemark 
ehe etwas matter. Bank ⸗Antheile und Krakau = Oberjhlefiihe gefragt und höher 

ezahlt. N 

Wien, 18. Juli. Schluß der Börſe. 5% Metal. 93 %, Nordbahn 112 
bis 112%, Livorncſer Aktien 60% ln 15 e 

Breslau, 19, Juli. (Amtlich.) Geld: und Fonds, Courſe; DM 40 
Rand⸗Dukaten 90 Gl. Kaiſerliche Dukaten 96 ½ Gl. Friedrichsd'or 113 ½ Br. Lon 5 
d'or 112¾ Br, Polniſches Courant 95 Gl. Oeſterreichiſche Ban oten 86 Br. 
Seehandlungs = Prämien: Scheine 96 Gl. Staats⸗Schuld⸗Scheine 5 1000 Ktl. 31,9, 
83 ½% Br. Großperzoglih. Pol: Pfandbriefe 4% 98 % Gl, neue 372% 85% Br. Schle⸗ 
ſiſche Pfandbriefe d 1000 Nil, 3 ½ % 92 Gl., Litt, B. 4% MY, Br., 3½ % 87 Gl. 
Alte polniſche Pfandbriefe — — neue 92% Gl. — Gee e Breslau⸗ 
Schweidnis Beriburgen 4% 84 Br. Oberſchleſiſche Lat. A. 100%, Br., Litt. B. 100 % Br. 
Krakau⸗Oerſchleſiſche 60% Br. Niederſchleſiſch⸗-Märkiſche 76 ¼ Br. Köln⸗Mindener 84 
1 Wohnung von 2 Stuben, Küche und Bu: Br. Friedrich Wilhelms ⸗Nordbahn 39% Br. — Wechſel⸗Courſe: Amſterdam 2 

behör für 80 Thlr. Monat 142% Gld. Berlin 2 Monat Y Gld., k. Sicht 100%, Br. Hamburg 2 Mo⸗ 
Näheres Hertenſtraße Nr. 20 im Comptoir uat 149% Gl., k. Sicht 149 ½ Gl. London 3 Monat 6. 0 % Gl. | 


7 


— — — — 

Die verw. Einnehmer Neubauer, Weiß⸗ 
gerbergaſſe Nr. 49, 2 Stiegen, empſiehlt ſich 
Auswärtigen zur Annahme von Penſionairen 
unter ſoliden Bedingungen. N 


Druck und Verlag von Graf, Barth und Com p. . Redakteur: Nimbs. 


